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Denkfehrift

des kaiserlich-östreichkschenHandelsministers
zollvereinten Staaten von

Wir haben in unserem Mätzheft vorigen Jahres die Denk?
schrift des k. östreichischenHandelsministers über die Anbah-

nung der östkeichischendeutschen Zoll- und Handelseinigung
vom 30. Dezember 4849 veröffentlichtund unterließen bis jetzt
die darauf folgende Denkschriftunterm Titel wie oben folgen zu

lassen, weil Wir befukchtetemdaß ihr die rechte Würdigung in

der Aufgeregtheit der Parteien im vorigen Jahre versagt werden

würde. Wir haben es auch gleichgesinntenBlättern überlassen,
nicht allein die Tragweite der östreichischenVorschläge im Vor-
aus zu bemessen, sondern uns auch von Besprechungder Ver-

suche ferngehalten,währenddes Ueber- und Untereinanders unserer
politischenVerhältnisseneue Bestimmungenüber Tarissätze,Tran-

sito- und Rückzölleunter den zollvereinten deutschen Staaten zu
treffen, weil wir nur zu gut wissen, daß es eine unlösbare Auf-
gabe für eine gewerbliche Monatsschrift ist auf Verhandlungen
zwischenStaatsmännern hinzuwirken, welche nach höheren Jn-
strukzionenhandeln, und denen selbst große politische Zeitungen,
welche täglicherscheinen, plötzlichgewiß auch keine andere Richtung
zu geben im Stande sind. Die Bedeutung der Presse liegt haupt-
sächlichin der langsamen Wirkung — slow action wie der Eng-
lände sich ausdrückt — der durch sie verbreiteten Ansichten und

Lehren, und eine Tugend wird ihr aufgedrängt, d. i. die der

Selbstverleugnung ihres Einflusses, wenn sie wahrnimmt, daß
jene Ansichten und Lehren nach und nach in den Köpfen Gestalt
und Raum gewinnen, unbewußt vielleicht, daß sie dieselben der

Presse zu verdanken haben. Fern mag dieselbe auch die Ein-

bildung von sich halten als ob die maaßgebendenGewalten den

Pulsschlag der öffentlichenMeinung allein aus ihr herauszufühlen
sich bemühten,wenn es ihnen auch Nichts hilft, daß sie thun als
wären sie taub vor den Stimmen der Presse.

Als unsere Aufgabe betrachten wir hingegen, das uns an-

vertraute Organ der Oeffentlichkeit mit jenen Gesinnungen zu
durchathmen, welche das Recht der deutschen Arbeit mit dem Katos

nischen esse delendam fordern und den Fortschritt aus allen

Zeilen predigen« Und daßwir denselben besonnen und vernünftig
wünschen,betrachten Wlk nicht als Zugeständnißan eine Partei,
sondern als ein Gebotder Naturnothwendigkeit.

Jn den Vorschlägenbei der Kasseler Zollkonferenz haben
wir nun Manches gesunden, was wir nicht als Fortschritt in

dem Sinne betrachten konnten, den wir eben andeuteten. Die

Zugeständnisse,welche dem Rechte deutscher Arbeit in jenen Vor-

schlägengemacht wurden, schienenuns nicht ausreichend genug,
unt-uns mit dem Gedanken auszusöhnen,durch sie die Vereini-

gung der Jnteressen deutscher und östreichischerArbeit verzögert
zu sehen, welche Vereinigung wir als das nächstegrößte Ziel
deutscher Handelspolitik seit langen Jahren unablässigbetrachtet
haben, unbekümmert um die SonderinteresseneinzelnerFabrikanten
Oestreichs Oder des Zollvereins oder wol gar des Steuerver-

eins und der eigensüchtigennorddeutschen Seestädte. Wir wol-

len Freihandelunter einer großenBevölkerungvon 70 Millionen

Einwohner, dle d»ktöstreichischeHandelsminister als Endziel
vorschlägt. Ob spater dies Ziel noch über die Grenzen dieser Be-

völkerungzu rückenangemessen ist: dies ist keine Frage, welche nicht
von der nazionalökonomischenTheorie, mag sie von Adam Smith,
Sap- Friedrich List, Vom schutzzöllnerischenZollvereinsblatt oder

von der freihändlerischenneuen preußischen Zeitung gepredigt

werdenebeantwortet werden kann, sondern deren Entscheidung
abhaltng gemacht werden muß Von den Interessen der Arbeit im

Großen und Ganzen,d. h. nicht z. B. von Interessen der Spinner
einerseits und der Rheder andererseits, welche hier Gegensätze-,
wenn auch nur scheinbar,darstellen.

über Zollverfckssungund Hundelspolitikder

Oestreichund Deutschland.

Die deutsch-östreichischeZollvereinigung ist eine endliche
Nothwendigkeit für Deutschland, wie so manches Andere es ist,
über das wir hier nicht reden können und welches mit jenen
Vorschlägen das gemein hat, daß mächtigeGewalten dagegen
ankämpfen,wie man mit der Walze gegen ein Saatfeld ankämpft
und es niederdrückt und trotzdem Millionen Keime emporsprosfen,
die noch nicht zum Bewußtsein gekommen sind, aber die Verhei-
ßung haben zur vollen Aehre.

Wer wollte leugnen, daß dem wirklichen Zustandekommen
der Zollvereinigung mit Oestreich viele Schwierigkeiten in dem

Wege stehen? — Wer aber sich von Schwierigkeiten auf seinem
Wege abhalten lassen will, der wird nie das Ziel erreichen. Das

ist zwar ein alter Gemeinplatz, nichtsdestoweniger aber sehr wahr!
Mögen Andere diese Schwierigkeiten zu häuer für gerechtfertigt
finden: wir nicht; und glauben demnach auch nicht, daß es an der

Zeit war und ist, eingreifende Tarifbesiimmungen im Zollverein

zu beschließen, welche mit Hinblick auf den formellen Ablauf des

Zollvereinsvertrags im Jahre 4853 von gar keiner praktischen
Bedeutung für das Wohl der zollvereinsländischenIndustrie im

Ganzen sein würden,wol aber einzelnenZweigen großenSchaden
zufügenkönnten und jedenfalls ohne irgend einen reellen Vortheil
für deutsche Arbeit unangenehme Aufregung im englisch-deutschen
freihändlerischenLager hervorruer dürften.

Dahingegen ist es zum Heile von Deutschland dahin gekommen,
daß die deutschen Mächte sich vertragen haben und — hier wie

billig von aller Politik absehend —- fich ernstlich berathen,
wie es herbeizuführensein möchte,Handel und Verkehr in Deutsch-
land und Oestreich mehr und mehr von ihren Banden zu lösen.

Wir find nicht gerade Leute, welchedie Gestaltung unserer
deutschenVerhältnissedurch eine rosenfarbene Brille ansehen, aber

wir haben den guten Glauben, daß, wenn es gelingt, den kitzli-
chen Punkt der Finanzeinnahme (Verwendung oder Vertheilung
der Zolleinkünfte)auf eine billige zusriedenstellendeWeise unter

sich zu regeln, kein Opfer zu groß erscheinen wird, um den

immer und immer näher herangrollenden sozialen Fragen der

Arbeits- und Erwerbsverhältnisfeeinen kräftigenDamm entge-

genzusetzen Man mag von immer einem Parteistandpunkte aus

den deutschen Staatsmännern was immer vorwerfen, so weit

wird man doch gewiß nicht gehen, zu wähnen, sie begriffen nicht:
daß um Steuern und Abgaben sür Staatsschuldzinsenund Staats-

erhaltung bezahlen zu können, sie erst verdientwerdenmüssen.
Nach diesem kleinen Borworte nehmen wir Akt von der

DenkschriftOestreichs, in dessenVorschlägenwir noch immer das

Morgenroth bessererTage erblicken, trotz der scherzhaftenSchluß-«-
bemerkungunseres sehr ehrenwerthen Freundes Dr. Heinrich Bode-

mer’s in seinem Flugblatt Nr. 8, in der er sagt, »denn so Ost

auch bis jetzt das deutsche Publikum zur Anschauung det Mor-

gsenrötheeingeladen ward, Einer fragte den Andern, Keiner sah
twas. —-

Bei Lösung der deutschen Frage find vor Allemzwei That-
sachenfestzuhalten:das Streben der deutschen Nazcon nach enge-

ter Verbindung-ihrer Glieder und das Streben des östreichischan
Kaiserreichsnach organischer Staatseinheit seiner Theile. Peldt
Forderungen beruhen auf einer gleich stark gesühltenpolitischen
Nothwendigkeit. Die neu herzustellendeBundesverfassktngMuß
folgerechtbeiden Forderungen Genüge leisten; sie darf »Nichtsent-

halten, was die organische Staatseinheit der östreicbischenMo-

narchie unmöglichmachte, oder was dem gerechtenBedürfnisseder

deutschen Nazion hindernd im Wege stünde. Daher ist die Um-

gestaltung der Bundesakte von 4845 unter diesemdoppelten Ge-

sichtspunktedurchzuführenund abzuschließen.
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Die klare Einsicht in den Satz, daß Oestreich und Preußen
Das, was sie ans Deutschland geben, nicht selber einbüßen, daß
sie Nichts verlieren an ihrer ruhmreichen Geschichte, an ihrer
europäischenWeltfiellung, dagegen alle Bundesstaaten unermeßlich
gewinnen, wenn Deutschland in seiner Gemeinschaft erstarkt, —-

sle wird das schwierige Werk erleichtern helfen. Die politische
Form zu finden, in welcher die historischberechtigte Vielheit und

die nothwendige Einheit wirksam zusammengehen können, die den

einzelnen Gliedern auch kein Opfer zumuthet, welches das Ganze
nicht erheischt, —- das ist die Aufgabe.

Die östreichischeRegierung glaubt an die Möglichkeit einer

glücklichenLösung dieser großen Aufgabe, wenn die Feststellung
der Bundesverfassung, wie es die königlichenRegierungen Baierns,
Sachsens und Würtembergs in der vorläufig vereinbarten Auf-
stellung vom 27. Februar d. J. gethan haben, ernstlich versucht
wird. Sie hält die für die Revision der Bundesverfassung darin

aufgestellten Grundzügeim Allgemeinen als geeignet, eine heillose
Spaltung Deutschlands zu vermeiden und diejenigen Zusagen
zu erfüllen, welche die Bundesregierungen der Nazion durch die

Bundesbeschlüssevom 30. März und 7. April 4848 gegeben
haben.

Wenn man von verschiedener Seite fortfährt zu behaupten,
dieser deutscheVerfassungsentwurf sei prinzipiell mit dem Verfas-
sungsgesetze Oestreichs vom 4. März 4849 nicht in Ueberein-

stimmung zu bringen, ja Oestreich sei durch letzteres thatsächlich
aus einer engern Verbindung mit den übrigen deutschen Staaten

geschieden: so wird nicht bedacht, daß die Verfassung vom 4.

März die dauernden historischen Beziehungen Oestreichs zu
Deutschland nimmermehr konnte aufheben wollen, selbst wenn das

Recht dazu vorhanden gewesen, nnd daß die organische Staats-

einheit des östreichischenReichs sich mit den engsten Bundesver-

hältnissenzu den übrigendeutschen Staaten recht wohl verträgt.
Jede Folgerung aus dem Standpunkte der Verfassung vom 4. März
gegen althistorische und im Bundesrecht begründeteVerhältnisse,
die nicht einseitig aufzuheben sind, muß vom Standpunkte des

Rechts und der Thatsache zurückgewiesenwerden-.

Als den wichtigsten Schritt zu der politischen Einigung
Oestreichs und Deutschlands, gebaut nicht auf die Oberherr-
lichkeit dieses oder jenes Staates, sondern auf die organische Ein-

heit der Interessen, als Bürgschaft für eine glücklicheLösung der

Witrnisse, sowie für eine geordnete Entwickelung der inneren

Zustände, betrachtet jeder durch Sonderbelange nicht befangene
Deutsche, wie jeder unbefangene -Oestreicher, die östreichisch-
deutsche Zolleinigung. Deshalb hat Oestreich, einer alten For-
derung der deutschen Nazion Gehör gebend und in Berücksichti-
gung der neuen dringenden Verhältnisse,die Berufung eines mit

gehörigerVollmacht ausgerüstetenZollkongresses in Frankfurt
aXM. durch die Bundeszentralkommissionvorgeschlagen, weil ihm
dieser Weg der einfachste und kürzeste,für die Wichtigkeit der

Sache entsprechendsteschien, und weil die deutsch-östkeichische
Zoll- und Handelseinigungdoch vor Allem eine Bundessache ist.
Auch schließtder Vorschlag nicht aus, daß auf den Wunsch Preu-
ßens in Wienzwischen Oestreich, Preußen, Baiern, Sachsen,
Würtemberg, Hannover und einem oder dem andern Vertreter
der außer dem Zoll- und Steuervereiue befindlichen norddeutschen
Staaten Vorvekhsndkungen gepflogen werden, während der eigent-
liche Zollkongreßsich am zweckmäßigsienin Frankfurt zu versam-
meln hätte. Schon die Denkschrift vom 30. Dezember wies
daraus hin, daß mii Anschlußan die bestehendenVerhältnisse
des Zoll- Und Steuetoekeins- eine Verhandlung weniger zwischen
Staat Und- Staat als zwischenden verschiedenenZoll- und Han-
delsgruppen angestrebt werde; sie Wollte nicht die Auflösungder

vorhandenen Vereine, sondern deren Vetschrnelzunsgund Ausdeh-
nung über ganz Deutschland und Oestreich.
Daß die Kompetenzder Bundeskommission bestritten worden,

beruht wol nur auf einem MißverständnisseZu einer Einladung
an die deutschen Regierungen, sich an dem Zollkongressezu be-

kheiiigetd ist die Kommission sicherlichberechtigt, usnd alles Andere
siellt die Denkschtift der freien Zustimmung der Betheiligten an-

heim. Das alte Bundesrecht (wie es aus Art. I. der Bundes-
akte und I. Und v. der Schlußaktehervorgeht) überweistübrigens
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nicht nur die Zoll-«und Handelsangelegenheitenan die Bundes-

behörde, folglich auch nach 8 2 der Konvenzion vom 30. Sep-
tember an die Bundeskommission, sondern will diesen Gegenstand
»zur fernern Bearbeitung deshalb Vorbehalten haben, um durch
gemeinschaftliche Uebereinkunft zu einer möglichstgleichförmigen
Verfügung darüber zu gelangen.« Allein die Denkschrift wollte
die Bundeskommission nicht entfernt ermächtigtwissen, irgend Et-
was in der Zollangelegenheit selbst zu entscheiden, im Gegentheil
sollte das Werkder Zolleinigung durch Vertrag der Bundesmit-

glieder zu Stande gebracht werden. Man hat auch die kurze
Dauer der provisorischen Bundeskommisfion mit der langen Ar-

beit des Zollkongresses in Verbindung gebracht. Doch davon ab-

gesehen, daß die Kompetenz sich nach der Gegenwart richtet, hat
die Dauer der provisorischen Bundesbehörde mit der Zollfrage
gar Nichts zu schaffen. Hört diese Behörde auf, so wird die an

ihre Stelle tretende die noch unerledigten Geschäfte aufnehmen
und fortfühfenz der Zollkongreß braucht sich dadurch in seinen
Arbeiten nicht stören zu lassen· Es handelt fich zunächstnur

um die gemeinsame Prüfung des Gegenstandes, die Beschlußfas-
sung selbst bleibt dem Entschlusse der einzelnen Staaten vorbe-

halten, und das vorangestellte Prinzip der Freiwilligkeitmacht
die Sache für jeden Staat unversänglich.

Inzwischen sind auf Einladung der östreichischmRegierung
die Bevollmächtigtender Bundesstaaten in Frankfurt zusammen-
getreten, sowol um für die zeitlicheLeitung der Vundesangelegen-
heiten, als auch um zu Einleitung der endlichen Neugestaltung
des Bundes das Geeignete zu veranlassen. Nur allseitiges Ent-

gegenkommen kann diese hochwichtige Angelegenheit zum gedeihli-
chen Ziele führen. Die östreichischeRegierung konnte deshalb
auch nur mit Genugthuung vernehmen, daß die preußischeund

die übrigen deutschen Regierungen, welche bei dem Bündnisse
vom 26. Mai noch beharren, in der Hauptsache den Beschluß

zur Beschickungdieser Versammlung gefaßt haben, »aus dem Ge-

sichtspunkte, daß man kein Mittel unversucht lassen dürfe, um

mit den andern deutschen Regierungen zu einer Einigung zu ge-

langen.« Die Versammlung von Bevollmächtigten aller Bandes-«
staaten in Frankfurt ist schon an sich eine Thatsache von hohem
Belang, und neben der Beschickung derselben durch alle deutschen
Staaten steigert jene Zuversicht noch die entgegenkommendeBek-

slcherung: »Preußen hege mit den verbündeten Regierungen den

ernsten Willen, zu jedem Werke wahrhafter deutscher Einigung
die Hand zu bieten, und jeder Vorschlag zu einer Neugeftaltuug
des Bundes, der seiner Grundidee —- der Einigung der Staaten

nach Jnnen und nach Außen, der Schaffung eines Ersatzes für
das deutsche Reich und Erhaltung des uralten Verbandzsder

deutschen Nazion —- entspricht, der im Jnnern Jntegrctat der

Staaten und eine lebendige, durch ächteFreiheit getragene Einheit
der Volks verbü.rgt,nach Außen der Nazion Kraft des Wider-

standes gegen die drohende Zerstörungsichert, werde der ernstesten
Erwägung sicher sein.«

Ein solcher Vorschlagnun sicherlichaber die östreichisch-
deutsche Zoll- und Handelseinigung, welche in dieser Denkschrift
den Hauptzügennach ihre tneiietc gkUUdgesetzlicheBegründung
finden soll. Wenn »der drohenden Zerstörungnur durch ein

lebendiges und organisches Schaffendes Rechten« ein Damm ge-

setzt werden, und nur die Einigung der Regierungen diesen Damm

aufbauen kann, nun so möge den Völkern dafür-«vauch die volle

sichtbare Bürgschaft durch thätigesrasches Zusammenwirken aller

Staaten gegeben werden. Denn ein deutscher politischer Verein

muß in unserer Zeit auch zum Zollverein werden , und·umge·
kehrt, oder das eine wie das andere bleibt eine Unwahrheit·,eine

Täuschung, der ZerklüftungDeutschlands in materiellenwie po-

litischen Anliegen wird nicht abgeholf und die ZekWUhlungder

gesellschaftlichenZustände dauert fort.
Obwol der bestehende Zollvmin einer materiellen und

moralischen Nothwendigkeit des deutsche Volkes beruhte, fehlten
ihm doch zur Entwickelung die- geeignetenO»rganeund Handha-

ben, eine umfassendeenergischeLeitung und stundigeEinrichtungen,

kurz eine angemessene-OrgantsaziokdEr hattezwar Zollkonfes
renzen von Staatsbeamten-, aber kMe VMMötagevon umfassen-
der Wirkung. Die Uebereinkünfteder Beamten in den General-
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Konserenzen, die schon wegen ihrer geringen Zahl und der ge-

bundenen persönlichenStellung ihrer Mitglieder ganz außer
Stande waren, die wichtigstenund mannigfaltigen Gesammtanlie-
gen eines so großen Handelskörpers zU Vertreten, bestimmten
lediglich die Zoll- und Handelsgesetzgebungzdie Kammern der

Einzelstaaten hatten in dem ZUstFMMUUgsrechteeine leere For-
malität zu erfüllen. Die öffentlicheMeinung durchdrang sich
von der Wahrheit, daß der Zvllverein in seiner bisher ausge-
bildeten Form nimmermehr seinen vollen Zweck erfüllen, den Be-

dürfnissenentsprechenkönne; daß seine Unvollkommenheit, wesent-
lich auf dem Mangel eines Mittelpunktes für die umfassende
Leitung einer aktiven nazionalen Handelspolitik beruhend, so lange
dauern werde, als die Gesammtheit deutscher Gewerbs- und Han-
delsintekessen sich keiner gesetzlichenorganischen Vertretung erfreut,
wie solche England, Frankreich, Nordamerika re. besitzen. Ver-

änderungen des Zolltarifs, in der Regel auf die dreijährigeTa-

rifsrevision hinausgeschoben,können selbst in dringenden Fällen
nur auf schleppendem Wege herbeigeführt,den rascheren Puls-

schlägendes Handels, den Ergebnissen der Ernten, den Tarif-
änderungen anderer Völker, den politischen Ereignissenkann nur

langfam gefolgt werden An einer leitenden Zentralbehörde, an

einem ständigenAusschußder ZollvereinssRegierungen zur unab-

hängigenWahrung der Gesammtinteressen des Handelsbundes,
an jeder organischen Einrichtung und an jedem vermittelnden

Organe fehlt es gänzlich. Wegen dieser Mängel und Unzuläng-
lichkeitendrang man nicht blos auf die äußere, sondern auch auf
die innere Erweiterung des Zollvereins-, damit derselbe eine ent-

sprechendeVertretung, sowie eine sichere, vor allem«Wanken und

Schwanken gestützteunumstößlicheRechtsgrundlage im Bundes-

rechte selbst erlange-
Mit Rücksichtauf dieses wesentliche Bedürfniß, welchem in

dem größern östreichisch-deutschenZollverbande nothwendig ab-

geholfen werden muß, hatdiese Denkschrift daher gerade den

Zweck, auf die Bestimmungen hinzuweisen, welche nach Ansicht
der östreichischenRegierung zu jenem Ende in die Bundesver-

fassung aufzunehmenwären. .

S. t. Alle Bundesstaaten bilden ein durch gleiche Zoll: und

Handelsgesetzgebung verbundenes Gebiet, umgeben von einer ge-

meinschaftlichen Zollgrenze. Die Aussonderung kleiner Gebiets-

theile aus-der gemeinschaftlichen Zolllinie, sowie besondere Be-

stimmungen über örtliche Einrichtungen zum Frommen des Han-
dels (N·lederlagenunverzollter Waaren, Messen, Freiheier 2c.)
bleiben der Bundesgewalt vorbehalten I).

Die Aufnahme benachbarter Staaten in den deutsch-östrei-
chischenZollverband und die allgemeine Regelung ihres Verhält-
nisses darin geschiehtdurch Bundesbeschlüsse,durch welche jedoch
bestehende derartige Verträge nicht aufgehoben oder einseitig ab-

geändertwerden dürfen»

s. 2. Jm Jnnern der gemeinschaftlichen Zolllinie ist der

Verkehr frei, mit alleinigem Vorbehalte der wegen innerer Ver-

brauchssteuern und Finanzmvnvpvlebestehenden oder gestatteten
Beschränkungen2).

s. 3.· Die Regelung der Eins Und AUsthr-, Rück- und

Durchgangszöllesteht ausschließlichder Bundesgewalt zu.

g. 4. Die Bundesgewalt, iu Ausübung ihrer Befugniß
zur völkerrechtlichenVertretung des Bundes in seinen handels-
politischenVerhältnissen,hat Handels-Konsum im Auslande zu

bestellenmit der Verpflichtung,die Angehörigenaller zollvereinten

1L) Der Unterschied in den Verhältnissen der Staaten und ihrer
einzelnen Theile MUß berücksichtigtwerden. Ein ausgedehntes Freilager-
system liegt im Interesse des Handels, auch Freihäfen können nicht un-

bedingt vornherein ausgeschlossenund jedenfalls könnten die kleinen
Eilande der Nordküste,die·badischenGebietsinseln in der Schweiz, das

dakmatinischeKüstenlandnicht wol dem allgemeinen Zollsystemunterwor-

fen werden.

J) Jn Betracht, daß die Verschiedenheitder Lebensweise und der

gemeinen Bedürfnisseder Einführung gleicher Verbrauchsgbgabennoch
ser im Wege steht, kann auch die Aufhebung aller Binnenzölle-zumal
der Uebergangsabgaben,in der Bundesverfassung nicht unbedingt ausge-
sprochenwerden. Jm Zollvekein kommen trotz allen Anstrengungen für
Ihre BeseitigungnochUebergangsabgabenVon Wem, Bier, Branntwein-
Taback vor; selbst dieThorsteuern sind eine Art Binnenzölle.

Staaten ohne Unterschied zu vertreten und deren Verkehrs-Inte-
ressen zu wahren, sowie ferner das Verhältniß festzusetzen,in
welchem die Handels-Konsum der Einzelstaaten zu denen des

Bundes stehen sollen 3).
Z. 5. Die Bundesgewalt ist.ausschließlichbefugt, mit frem-

den Staaten Handels- und Schissfnhrts-Veriräge,welche den gan-

zen Bund umfassen und alle Staaten gleichmäßigverbinden und

berechtigen, abzuschließen-
Derartige Verträge,welche von den Einzelstaatenmit fremden

Ländern eingegangen werden, dürfen den Verträgen des Bundes

nicht widersprechen
S. 6. Die Bundesgewalt überwachtund ordnet den Handel

im Innern des Bundes, sowie den Handel, die Schifffahrt und

den Verkehr des Bundes.1nit dem Auslande.

Z. 7. Die Bundesgewalt hat die Oberaufsicht über die

Anstalten für den Verkehr, die Schifffahrt, die Post, Eisenbah-
nen, Telegrasen, im ganzen Umfange des Bundes, ohne sichselbst
in die unmittelbare Verwaltung derselben einzulassen.

Die Seeschifffahrts-Anstalten unterstehen den Küstenstaaten,
welche für deren Benutzung Abgaben erheben dürfen. Diese Ab-

gaben, welche der Kontrole der Bundesgewalt unterliegen, sollen
die Kosten der Erhaltung solcher Anstalten nicht überschreiten.

Der nämliche Grundsatz findet Anwendung aus die Fluß-
schifffahrt und die Flußzölle,überhauptan die Wegegelder, deren

allgemeineRegelung unter billiger Entschädigungderjenigen Staa-

ten, welche dabei große Geldopfer zu bringen haben, zu be-
wirken ist.

Z. 8. Die Bundesgewalt hat die Zollverwaltung in allen
Ländern des Bundes zu überwachen und die Ausführung aller

bezüglichenBestimmungen zu kontroliren 4).
s. 9. Der Reinertrag der gemeinschaftlichenZölle und Ab-

gaben wird, nachdem die durch die Bundesgewalt auszuschreiben-
den Matrikularbeiträgeder Einzelstaaten aus den Zolleinkünften
vorweg entnommen worden find, unter die zollvereinten Staaten

vertheilt 5).

Z) Den Einzelstaaten darf das für manche sehr wünschenswerthe
Recht, ihre Angehörigendurch besondere Konsuln in Handelsbeziehungen
vertreten zu lassen, nicht entzogen werden; jedoch wird es nöthig, die

Konsulate in nähereBeziehungen zueinander zu setzen und ihr gegen-
seitiges Berhältniß durch die Bundesgesetzgebungzu bestimmen. Auch
dürfte sich empfehlen, die Konsuln einzelner Staaten als Bundeskonsuln
zu bestellen.

4) Jetzt wird die gegenseitigeKontrole von den Staaten des Zoll-
vereines geübt; die allgemeine Kontrole durch die Bundesgewalt ist
einfacher.

5) Der Maßstab der Vertheilung muß durch die Erfahrung an die
Hand gegeben werden, jedoch eine gewisse Stätigkeii behaupten.
Dem«Zollvereine gegenüber begründete früher Hannover auf die

Nachweisungeines erheblichen Mehrverbrauches an Kaffeh- Zucker, Taback,
fremden Weinen und fremden Manufakturwaaren, dann wegen angeblichen
Verlustes an Durchgangszöllenden Anspruch auf Gewährungbesonderer
Entschädigungin Form eines Präzipuumsaus den gemeinschaftlichen
Zolleinkünften.Der Zollveretn ging auf dieses Ansinnen nicht ein, indem

nicht Alles, was an den hannoverschen Grenzen verzollt wird, auch im

Lande zum Berbrauche gelange, nach der Vereinigung der stärkere Ber-

brauchder Fremdartikel wegen natürlichen Jmports vieler vereinsländi-

schernicht fortdauern würde, die Durchgangszöllesich aber größtentheils
In Eingangszölleverwandeln würden· Es ist von Hannover wol zu be-

herzigen,daß die Zolleinkünfteverhältnißmäßigim Zollvereine, ja selbst
theilweise in Oestreich trotz seines bisheri en Zollshstems mehr zunehmen
als im Steuervereine, daß überhaupt in taaten mit blühenden Gewer-
ben der Kolonialwaarenverbrauch in höheremMaaße wächstals in soge-
nannten Ackerbaustaaten, zu welchen Hannover sich rechnen Will- Zudem
würde die günstigeLage der Küstenländer bei höherem Zollschutzeohne
Zweifelin weit größeremMaaße als schon bisher der»Fallwar, zur An-

lage von Zuckerrafsinerien, von Tabackfabriken, T»wist-und Flachsspim
nereien locken, denen fortan ein ungeheueres Gebietzum freien Absgtze
Ofer stände. Derlei naturgemäße Fabrikanlagen In unmittelbarer»Rahe
der großen Seemärkte würden sicher noch gFMzandere Ergebnisse liefern,
als im tiefen Binnenlande. Das Alles wurde den Küstenländernvor-

züglichzu Statten kommen und ihrer Gewerbthättgkeit,ihrer Schiffsahrt,
ihrem Handel einen kaum geahnteU,AUtrIebgeben. Jedenfallsdürften
die reinen Einkünfte Hannovers- bllebe es für sich, in Zveltgeringerem
Maaßezunehmen, als wenn es sich aUschlösse.Die Ausfalle an Steuern

»aber,welche durch die gegenseitigenBefreiungen der inländischenErzeug-
Uisse von den Eingangsabgabenentstehen würden, an sichohne große
Erheblichkeit,sind gar nicht in Betracht zu ziehen, da die eigenen Staats-

angehörigenals Konsumenten den Betrag dieser Steuer gewinnen, und
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s. 40. Dek Bundesgewalt steht ein Bundesrath für Han-
del und Schifffahtt vorbereitend zur Seite. Demselben liegt ob:

die Prüfung der Grundsätze, aus denen die Handelspolitik des

Bundes zu beruhen hat; die Untersuchung der Hemmnisse für
Handel und Verkehr im Innern der verbündeten Staaten ; die

Prüfung der Handels- und Schiffsahrts-Verträge der einzelnen
Staaten, inwiefern sie dem gemeinsamen Systeme entgegenstehen,
sowie der neu abzuschließendenVerträge des Bundes; die Erstat-
tung von Gutachten, Vorschlägenund Auskünsten über alle in

seinen Wirkungskreis gehörige Angelegenheiten; die Darlegung
seiner Wahrnehmungen über die Bedürfnisseund den Stand des

Hander und der Schifffahrt, der Hülfsanstalten und Verkehrs-
niittelz die Vorschlägefür die Wahl der gemeinsamen Handels-

agentenz die Begutachtung in Fragen »überHandelss und See-

recht, über Münze,Maaß und Gewicht.
Der Bundesgewalt liegt die Pflicht ob, in allen Schifffahrtsr

und Handelssachen, sowie über alle Zollbestimmungen, Handels-
und Schifffahrisverträge, Aufstellung und Ernennung von han-
delspolitischen Vertretern das Gutachtendes Bundesrathes ein-

zuholen.
s. H. Der Bundesrath für Handel und Schiffsahrt besteht

aus einem großenRathe, welcher regelmäßigjedes Jahr zusam-
menberufen wird, und in Fällen von Wichtigkeit auch außerge-
wöhnlich von der Bundesgewalt versammelt-werden kann, und

aus einem Ausschusse,welcher als eine bleibende Berathungsbe-
hörde der Bundesgewalt zur Seite steht. Er hat die Arbeiten

für den großenRath vorzubereiten oder zu vollziehen, die von

diesem angeordneten sachkundigen Untersuchungen anzustellennnd»
die in den Wirkungskreis der Bundesgewalt gehörigenVerfügun-
gen zu begutachten.

Z. 42. Der großeRath besteht aus Abgeordneten, welche

zudem die Ersparnisse an Verwaltungskostendenselben überwiegenwürden.
Dagegen würde durch eine angemessene Regelung der Eingangssteuersätze
eine verhältnißmäßigeErhöhung der Summe der Zollerträge, ohne Ge-

fährdung anderer Interessen, erzielt werden können.

Zwar verzehrt Oestreich zur Zeit an ausländischenWaaren, welche
vorzugsweiseals Einnahmequellen der Zollkassen erscheinen, weniger als
das übrige Deutschland; im Zollvereine beträgt der reine Zollertrag 400,
wenn er sich in Oestreich etwa auf 44 beläuft, wogegen freilich die

Berwaltungskosten sich hier mehr als doppelt so hoch denn dort belaufen.
Allein die ofstziellenNachweise bilden keinen Anhalt für die Ermittelung
des wahren Verbrauchsverhältnissesin Deutschland und Oestreich, und

es würde ganz unthunlich sein, darnach den Maßstabfür die Vertheilung
der Zollrevenüen bestimmen zu wollen. Die bisherige Verschiedenheit der

Steuersätze Und der Verwaltung, der lebhaft betriebene Paschhandel nach
Oestreich, die große natürliche Verbrauchsfähigkeitsast aller Kornländer
des Kaiserstaates, die sich selbst in der erstaunlich raschen Zunahme des

Verbrauchs einzelner fremder Artikel bei einiger Zollermäßigungkundge-
geben hat, die Entlastungen des Bodens, die Gewißheit, daß unter der
neuen Zoll- und Handelsgesetzgebungder Verbrauch in Oestreich um so
schnellereFortschritte machen werde, als er unter den früheren Hemmun-

gendzurückgebliebenist, alle diese Umständemüssen in Anschlag gebracht
Wer ell.

Die ganze Frage hat übrigens gegen einen großenTheil ihrer Wich-
tigkeit verloren. Der Zollverein als solcher hatte mit Ausnahme der

Erhebungskvstenkeknegemeinsamen Auslagen, er hatte keine gemeinsame
Zentralbehötde, keine Zentralvertretung, keine gemeinsamen
keine Flotte zur Wahrung der gemeinsamen Jnteressen zu unterhalten;
der auf den einzelnen Zollvereinsstaatentfallende Antheil an den Zoll-
vereinseinki"inften»floßfnicht in eine Bereinskasse, sondern ward ausschließ-
lich für die Bedürfnisse Und»zum Besten des Einzelstaates verwendet.

Ganz natürlich,daß Uiiier diesen Umständen der mehr konsumirendeStaat
sich mit Widerstreben dem,Vertheilungsprinzipenach dem Kopf unterzog·
Gegenwärtigstehen dieDinge ganz anders, sofern nämlich die reinen

Zvlletttägnissevorzugsweiseauf Bestreitungder gemeinsamen Ausgaben
der Zollvereins-Staatenverwendet würden. Darin, daß ein erheblicher
Theil der Zoiieinkünfienicht Mehr Wie ftüherin die Kassen der einzelnen
Staaten fließenwürde, läge offenbar eine billige Ausgleichung, indem
die Küstenlander,welche am meisten zU den Zellen beisteuern, auch den

größtenVorthetl von dem Schutze der Flotte, einer wirksamen Konsular-
vertretung &c. 2c. haben. Mit einem Worte, die Zoll- und Handelsver-
hältnisse würden,sich fortan in Mitteleuropa ganz so gestalten, wie in

Frankreich oder in Engiand oder Nordamerika, Und so wenig es dort, in
Betracht daß die Zollrevenüenzu allgemeinenZwecken verwendet werden,
einem Landestheile oder einem Staate je einfallen wird, ein Präzipuum
von dem andern Landestheiiez»Ufordern, weil es an fremden Artikeln
mehr verbrauche, so wenig konnte folgerecht ein solcher-Anspruchauch
UVchdiesseiis erhoben Werden- Wenn die Zollrcvenüen fortan gemeinsamen
Zwecken dienten.

Konsuln, -

zum größerenTheile von den Vertretern der gewerblichen Inte-

ressen, und zwar dort, wo Handels- und Gewerbekammern be-

stehen, von diesen gewähltund zum geringeren Theile von den

Regierungen ernannt werden. Die Zahl der Abgeordneten,welche-
jeder Staat zu senden hat, wird nach der handelspolitischenWich-
tigkeit desselben bemessen.

s. 43. Der große Rath wählt seinen Präsidenten,seinen
Bin-Präsidenten und seinen Schriftführer, sowie die Mitglieder
des Ausschusses, letztere in der Art, daß Oestreich, Preußen,
die norddeutschen Küstenstaatenund Süd-Deutschlanddarin ver-

treten sein müssen.
s. H. Die Bundesgewalt wird ihr Handelsamt als Ober-

aufsichtsbehördefür Handel, See- und Fluß-Schifffahrt,Verkehrs-
Mittei- Wahrung des geistigen Eigenthuuis (Privilegien und

Patente), Münz-, Maaß- und Gewichtwesen, auswärtige Han-
delsvertretung, Auswanderung und Kolonisazion,ferner ihr statisti-
sches Büro und ihre Zollkontrole- und Rechnungskammer besitzen.

Dieses wären die wesentlichenBestimmungen,welche nach den

Ansichten der kaiserlichen Regierung das Grundgesetzdes deutsch-
östreichischenZo.i- und Handelsbundes zu bilden hätten. Die

der Bundesgewalt eingeräumtenBefugnisse find solche, ohne welche
ein dauerndes einträchtigesZusammenwirkender einzelnen Bun-

desstaaten, ihre kräftigeVertretung nach Außen und ein schnelles
Ergreier der Verhältnissegedacht werden kann. Des Beirathes
Sachkundiger bei Würdigung der großen gewerblichenInteressen
kann keine Nazion entbehren; damit aber dieser Beirath ein wohl-
geordneter sei, müssendie Sachkundigen durch das Vertrauen

ihrer Fachgenossen wie der Regierungen zu ihrem Posten berufen
werden, und nicht einseitig aus diesem oder jenem Lande, sondern
genau im Verhältnisse der handelspolitischen Wichtigkeit ihrer
Heimath gleichmäßigaus allen Theilen des Bundes hervorgegangen
sein« Damit dieser Beirath nie fehle, minder wichtige Geschäfte
auch schneller und in einem kleinern Kreise abgethan werden

können, und der großen jährlichoder bei außerordentlichenVer-

anlassungen zusammentretenden Versammlung der verarbeitete

Stoff zu ihren Berathungen zu Gebote stehe, bietet sich von selbst
jener aus dem großenBundesrathe hervorgehende engere Ausschuß
dar, gewissermaßender handelspolitische Staatsrath der Bundes-

gewalt. Bei dem Handels-Amte stellt sich in mancher Hinsicht
das englische Board of counoil for Trade, bei dem statistischen
Büro die in mehreren Staaten, namentlich auch in Oestreich,
bestehende Einrichtung als Vorbild dar. Beide Institute sind
zur Kenntniß der Thatsachen, einheitlichen Leitung der Handels-
verhältnisse,Wahrung der gemeinsamen Jnteressen nach Jnnen

und Außen unerläßlich. Die Zoll-Kontrolebehörde soll an die

Stelle der Zollkommissarien des Zollvereines, die Rechnungskams
mer an die Stelle des Zentralbüro in Berlin mit jenen Abän-

derungen treten, welche durch die beabsichtigteengere Vetknüpfnng
der einzelnen Bundesstaaten hervorgerufen werden-

Es ist klar, daß alle diese Vorschläge hier nur in ihren
Umrissen angegeben werden können, da ihre Festsetzungeben der

Gegenstand der einznleitenden Verhandlungen sein wird, und

Oestreich weit entfernt ist, seine Ansichten als irgendwie maaß-
gebend hinstellen zu wollen. Doch hält sich die kaiserliche Re-

gierung für berechtigt, die hier entwickelten Grundsätzesämmtlichen
hohen deutschenRegierungen zur ernsten Prüfung zu unterbreiten.

Sie hält den hier vorläufig angedeuteten Bandes-Organismus
nicht blos für Möglich, sondern auch für geeignet, um allen

billigen Wünschen zu entsprechen. Jeder Unbefangene wikdzit-
gestehen, daß nach den hier niedergelegten Vorschlägendie ern-

heitliche Leitung der Handelspolitili des Bundes auf eisiik sorg-
fältigen organischen Gesammtvertretung der Interessen- sowie auf
umfassender sichererKenntniß derselbe beruhen würde Weiteres

kann von einem OrganisazionssPlane icht gefordert werden, als

daß auf dem vorgeschlagenen Wege all r WakZFscheinlichkeitnach
das vorgesteckteZiel sich vollständige reichim laßt- ohne Mißlets
tung oder Abirrung besorgen zu dürfen. Daß durch die gemein-
same Leitung aller handelspolitischenAngelegenheiten,durch Eine

Zolllinie um einen Körper von 70 Millionen,Eine Zollvcrfassung,
Ein Konsularshstemdie natürlichen günstigstenVerhältnisseherge-
stellt und bei ungleich größererWirksamkeitfür das Gesammt-
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wohl auch ungemein viel an Kosten und Kräften erspart werden,
dadurch zur Linderung der Nothstände einzelner Klassen, sowie
zur Erhöhung der Wohlfahrt der Gesammtheit mehr als durch
sonst Etwas beigetragen werden würde, das kann nicht wider-

sprochen werden. Alle die Bundesländer,Lwelchesich in ihrer
bisherigen Getrenntheit durch ihre Zoll-verwaltung selbst noch
gegenseitig beeinträchtigten,sie sind endlich durch ihre Vereinigung
erst im Stande, nmfassendeVerkehrs-Erleichterungenund günstige
HandelsverträgeabzuschließenUnd Überhaupteine erleuchtete wirk-

same Sek- und Handelspolitik durchzuführen.

Welche Handelspolitik werden aber die zollvereinten
Staaten von Detttschland Und Oestreich zum wahren Heile der

Gesammtheit,wie aller einzelnenTheile befolgen können? Wenn

die Denkfchrift vom 30. Dezemberauch Andeutungen über diese
Frage enthält- sosging ihr Zweck doch lediglich darauf hin, die

Ansichten der östkeichischenRegierung über die für Anbahnung
der östteichisch-dentschenZolleinigung zu ergreifenden Maßregeln
zu entwickeln Und zugleich darzulegen, wie Oestteich vermöge
der Akt und Weise seiner im Zuge begriffenen Tarifrevision sich
thatsächlichbereits auf dem Wege zu jenem Ziele bewege.

Jn der Regel mag es bei der jetzigenraschen und großar-
tigen Bewegungdes Handels allerdings rathsam erscheinen, die

Handelspolitik eines Staates nicht auf allzubestimmteGrundsätze
stellen zu wollen. Die Vetkehrsbeziehungender Völker werden

durch den Gang der Zeit, die Fortschritte der Industrie, die

Wandelbarkeit der Produkzion und die Bedürfnissedes Verbrauchs
in ihren Bedingungen unaufhörlich abgeändert. Ein handelspo-
litisch vorgeschrittenerStaat hat keine sestgezogenen"Normen,er

handelt nach den Umständenfür sein Interesse. Allein in unse-
rem Falle sollen erst verschiedene Staaten oder doch noch neun-

fach in Zoll und Handel gespaltene Gebiete sich vereinigen und

ergänzen zu einem ganz neuen, mächtigenHandelsbunde, der

sofort auf der Weltbühne eine bedeutende Rolle zu übernehmen

berufen ist. Oestreich und der Zollverein waren zwar auch
bisher großeHandelsgebiete, allein der Lauf ihrer Hauptstrome
in andere Staaten, sowie die vereinzelteLage zu den—wichtigsten
Meeren erschwerte ihnen für sich allein eine ganz selbstständige
Handelspolitik durchzuführen.Oestreichs imposante Ländermafse
stützt sich unmittelbar nur auf einen Punkt am Meere und lehnt
sich mittelbar durch die Donau an einen Binnenseez auf die Han-
delspolitik der- Ausfuhrhäfen für sein Elbe- und Weichselgebiet
übt es keinen Einfluß. Gleiches gilt vom Zollvereine, der sich
unmittelbar ble nach dem Binnenmeere der Ostsee abdacht. Jm

Verkehre dieser Staaten, nicht blos gegen das gemeinsame Aus-

land, sondern auch gegeneinander waren die Adern unterbunden,
in denen der gefunde- nirgends stockende Kreislan des Blutes

vor sich gehen soll. Erst der ganz Deutschland und Oestreich
umspannende Verein wird nicht blos die Elbe, Weser, Ents,
Oder ungetheilt und ganz sein nennen, er wird auch die Adria,
wie die Nord- und Ostsee umschlingen;und das moralische Ge-

wicht eines 70 Millionen Menschen umfassendenBündnisses,das po-

'litische Gewicht eines Handelsgebietes,wie die Geschichtekein Glei-

ches kennt, wird bald das Uebrige erringen, was ihm zur Erfüllung
seinerwelthistorischenAufgabe nochfehlt. Jndem dieserZollbund nach
Jnnen den verbindenden Kitt zwischen die Fugen des Neubaues,
in die Spalten der Interessen und der geograsisch-histdtischen
Vetschicdenhettmeingießenwird, wird er nach Außen uns be-

fähigen, die jetzige Ungunst unserer Seelage zu überwinden und

mittels einer Kriegsmarine, gestütztauf eine kräftig aufgeblühte
Handelsflotte, Unftkn Handel selbstständigzu entfalten, unsere
Küsten und unsere Seeplätzezn schützen.Dann werden aus dem

Gewinne des Ganzen auch die kleinsten Glieder die industriellen,
merkantilen und finanziellen,vor Allem die politischen und mo-

ralischen Früchte ernten, die einer so großenVereinigung ent-

sprießen; denn gewiß, wie die materiellen Belange, so ist auch
die Ehre von Staaten und Völkern nie gesichert, ihre internazio-
Wie Stellung nie selbstständig,wenn es nur vom guten Willen
oder vom Interessefremder Mächte abhängt,wie weit ihr Han-«
del ungefährdetbleiben soll.

Der Gedanke-, den mitteleuropäischenKontinent zu einem

großen Handelsbunde zu vereinigen, und die Zukunft auf der

politisch-materiellen Solidarität der verbündeten Staaten gegen

jene Eventualitäten zu sichern, denen die bisherigen Einrichtungen
nicht zu begegnen vermochten, ist nur dann zu verwirklichen,
wenn die volkswirthfchaftlichenZuständedieser Staaten wesentlich
auf der gleichenGrundlage beruhen Der bisher noch bestehende
Antagonismus der Interessen ist "aber kein natürlicher,in dauern-
den Verhältnissen-wurzelnder. Oder wird man die wunderliche
Zerrissenheit des mitteleuropäischenLändergebietesfür naturge-
mäß ausgeben wollen? Beruht es auf dem .Wesen der Dinge,
daß Braunschweig dem Zollverein angehört, Hannover aber nicht?
Wie lange ist es her, daß alle diese Gebiete und in den größe-
ren sogar die verschiedenen Provinzen durch Zollschranken von-

einander getrennt waren? Diese Zersplitternng beruht so wenig
auf einem Naturgesetze, daß vielmehr eine einheitliche Handelspo-
litik und Gesetzgebungfür keine andere Nazion von gleich hoher
Bedeutung sein würde. Jm Großen sind die Wirthschafts- und

Handelsanliegen ganz die gleichen, und hieran ändert der Um-

stand Nichts, daß die verschiedenen Zweige der nazionalen Pro-
dllkzionnoch nicht überall zu gleicher Höhe ausgebildet sind, was

gerade durch die Zolleinigung am vollständigstenerreicht werden

wird. Vielmehr sind die noch trennenden Zollschranken wider-

natürlich und darum auf die Dauer nicht haltbar; nur daß, je
länger die Unnatur der Dinge waltet, es desto schwieriger wird,
ohne Störung zu der Natur zurückzukehren,da politische Sün-
den mit Wucherzinsengebüßtwerden. Selbst die Verschiedenheit
der Verhältnissein den noch bestehenden Zollgebietsgruppen ist
so geartet, daß sie sich durch einen Zollverband zu gegenseitigem
Vortheile ergänzen.

Gerade diese wirthschastliche,diese kontinentale und maritime

Ergänzung und Abrundung, welche durch den Zusammenschluß
der östreichischen,lnitteldeutschen und norddeutschen Zollgruppen
gewonnen wird, sodann die Größe des dadurch zum freien Aus-

tausche aller eigenen oder einmal eingeführtenErzeugnisse erlang-
ten Marktes, beides wird die Handelspolitik dieses mächtigen
Zollbundes vereinfachen und eine praktische Verständigungüber
das leitende Grundprinzip derselben herbeiführen. Trotz des kur-

zen Bestehens des Zolldereines und seiner im Ganzen unzweifel-
haft günstigenWirkungen hatte sich doch bereits ein Zwiespalt
der Ansichten über das Zollsystem von der größtenSchärfe und

Schroffheit in demselben festgestellt,und in der That wäre kaum

abzusehen, wie dieser Widerspruchzur wahren Befriedigung beider
Theilegelöst werden könnte, wenn der Zollverein auf seine jetzi-
gen, ökonomischengen und ungenügendenGrenzen beschränkt
bliebe, selbst wenn es ihm gelänge,sich einseitig nach der Nord-
fee auszudehnen. Der Süden und Westen würden sich in ihrer
beengtenLage gespornr fühlen immer entschiedenerauf ein höhe-
res Schutzsystem zu dringen, die norddeutschen Küstenländerwür-
den immer abgeneigter werden, einem solchen Verlangen nachzu-
geben,weil beide Theile für ihre vorwiegende Thätigkeitbei der

iortdauernden Scheidewand gegen den gesammten Südostenkeinen

genügendenSpielraum erlangten. Gegensätzeaber, die nach
einem Naturgesetze innerhalb enger Grenzen immer schrofferwer-

den, und entweder zu neuer Spaltung oder zu Unterdrückungdes
einen Theils durch den andern sührenjkönnendurch Erweiterung
der Grenzen überwunden und zu einem Höheren vermittelt wer-

den. Jn dem vereinigten Königreicheder Niederlande warenxdie
vielfach verwandten nördlichenund südlichenTheile zwar durch
Die gewichtigsten materiellen Bande verknüpft, dennoch reichten
diese innerhalb der engen Grenzen zur Vermittelung des in den

Interessenvorhandenen Dualismus nicht aus- Und dieser führte
weiter und weiter bis zur Wiederabtrennung Belgiens von Hol-
land, die vielleicht nie erfolgt wäre, wenn das vereinigte König-
reich der Niederlande einem größeren handelspolitischenBunde

angehört hätte, in dessen weiten Grenzen jene Gegensätzestch
auszugleichen und zu versöhnen hinlänglichRaum gesunden
hätten. Der Spielraum, den der AnschlußOestreichs an den

deutschen Zollbnnd in jeder Richtungder Erzeugung und des

Verkehrs nach Osten eröffnete,die volkswirthfchafllicheund han-
delspolitische Ergänzung, welche damit nothwendig verbunden

wäre, würde jenem bedenklichenDualismus der Ansichten und
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Interessen thatsächTschsofort die Spitze abbrechen, und fortan auf
der gewonnenen breiten ökonomischenGrundlage den ungestörten,
der Wohlfahrt des Ganzen entsprechenden Ausbau der einheitli-
chen Handelspolitik gestatten. Darum ist es auch wahrscheinlich,
daß die Nordseestaaten unter den in beiden Fällen sonst gleich-
mäßigen Bedingungen sich weit eher entschließenwerden, einem
70 Millionen Bewohner umfassenden östreichisch-deutschenZollver-
bande mit verhältnißmäßigwirksamen Schutzzöllenfür die Haupt-
industriezweige, als dem Zollvereine in seinem gegenwärtigen
Bestande beizutreten. Jn der That, die unbefangenen Freunde
der Handelsfreiheit müssenim mitteleuropäischenHandelsbunde
einen unendlich wichtigeren Schritt zur wahren Verkehrsfreiheit
erblicken, als in der bloßenAusdehnung des jetzigen Zollvereines
über die Nordseestaaten, und gerade bei fest begründeterUeber-

zeugung Von der Wahrheit ihrer Ansichtenmüssen sie der wohl-
thätigenWirkungen des freien Verkehrs auf einem so umfassenden
Territorium so gewiß sein, daß fie aus jenem Schritte viele weitere
in gleicher Richtung und endlich den Sieg ihrer Sache ableiten

sollten. Andererseits müssen aber auch die Anhänger eines ra-

zionellen Schntzzoll- und Reziprozitätssystemsjenem großenHan-
delsbunde den Vorzug geben, nicht blos, weil hier die nazionale
Grundlage die breiteste und umfassendste, sondern auch weil dieser
Handelskörper allein im Stande ist, jenes System zur vollstän-
digsten Durchführungzu bringen. Handelsfreiheit und Schutz-
zollsyftembilden nicht im Prinzipe nothwendige Gegensätze,und

der Kampf zwischen Schutzzoll und Freihandel kann durch die

östreichisch-deutscheZolleinigung auf befriedigende Weise gelöst
werden. Durch diese Einigung wird dem einen wie dem andern

Prinzipe wesentlich Rechnung getragen, denn je kleiner das Land,
desto bedenklicher wird der Schutzzoll, desto nothwendiger der

Freihandelz je ausgedehnter dagegen der eigene Markt, desto
größer der innere Mitbewerb; je größer dieser, desto unmöglicher
das Monopol, desto niederer die Waarenpreise, desto größer auch
die Fähigkeit zum Mitbewerb auf dem Weltmarkte. Auf einem

engen Markte wird der Schutzzrll zum Vorrechte der Einzelnen
und zur Bürde der Uebrigen; auf einem weiten Markte gleicht
sich dies zum Vortheile des Ganzen bald aus, der spornende
Schutz erweckt die schlummernden Kräfte zur Thätigkeit, er ver-

leiht den nöthigen freien Spielraum zum Erstarken und gibt dem

Auslande gegenüberdie fehlende Ebenbürtigkeit. Allerdings be-

gegnet man, auf den Standpunkt der Sonderinteressen hinunter-
steigend, noch manchen Befürchtungenund Konflikten. Allein

war es anders, als man in den dreißigerJahren zum Abschlusse
der Zollvereinsverträgeschritt? Unmöglichschien es, alle An-

sprüchezu befriedigen, und doch sind die Befürchtungen, wenn

damals auch noch so weitläufigdokumentirt, zu Schanden gewor-
den, weil das Unnatürliche der inneren Zollschranken und der

Trennung schwerer wog als alle statistisch belegten Bedenken.
Die nämlichenErscheinungen wiederholen sich jetzt; wird aber

der größereZollverband nicht auch ein gleiches Ergebnißherbei-
führen? Und wenn die inneren Fortschritte des Zollvereines
während der letzten Jahre seines Bestandes geringer waren als

während der ersten, zeigt sich darin nicht, daß das natürliche
Bedürfniß noch unvollständigbefriedigt, noch nicht alle Bedin-

gungen der gewerblichenEntfaltung erfüllt waren, so lange der-

Zollverein, eingeengt zwischen dem Nordwesten und Südosten,
getrennt von der Nordsee wie von der füdlichenMittelsee, we-

sentlich Binnenland blieb und in seinem Verkehre unterbunden
war? Nur durch den Freihnndel nach Jnnen, durch die harmo-
nische Verbindungund Verschmelzungaller eigenthümlichenGe-

gensätzegewinnen die Nazionen allmälig die Fähigkeitund Kraft,
auch den Freihandel nach Außen sich zu erringen. Je mannig-
faltiger und vielseitiger jene Gegensätzenach allen Richtungen
hin sind, desto nothwendiger erscheint die Einheit des Handels-
gebietes, desto tiefer greift der Schaden einer unnatürlichenma-

teriellen Zerklüftung—Die Wissenschafthat den scheinbaren Ge-

gensatz von Handelsfreiheit und Schutzzollüberwunden,seitdem
sie nicht mehr bei der Abstrakzionstehen geblieben, sondern zu-
dem lebendigen Menschenund Volke fortgeschritten ist. Sie will

die Handelsfreiheit, aber fie läßt auch Schutz- und Differenzial-
zölle als Mittel dazu, zur industriellen Erziehung, zur Macht-
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entwickelung und als Waffe zu. Alles kommt nur darauf an,
wie man diese Mittel zu handhaben und anzuwenden versteht.
Selbstzweck ist so wenig die Händelssreiheit als der Schutzzollz
beides sind nur Mittel fürhöhete Menschliche und nazionale
Zwecke. Jedenfalls scheint eine lange Erfahrung dafür zu spre-
chen, daß wir durch eine die vaterländischeArbeit sorgsam schüz-
zende, die Interessen vereinende Politik eher zur Handelsfreiheit
gelangen werden, als dadurch, daß wir auf diesem Gebiete nach
Außen entwgffney nach Jnnen zerrissen bleiben.

Mit Ausnahme des höheren Nordens und des äußersten
Südens befindet sich Europa so ziemlich unter gleichen klimati-

schen Verhältnissen. Auch Fruchtbarkeit und Anbau der euro-

päischenLänder sind im Großen und Ganzen wenig verschieden
voneinander, und wegen dieser ziemlich gleichartigen natürlichen
Erzeugung ist der Handel mit Lebensmitteln zwischen denselben,
abgesehen von· einzelnenOertlichkeiten, von nur mäßiger Bedeu-

tung im Vergleiche mit dem inneren Verbrauche jedes europäi-
schen Landes an eigenen Erzeugnissen; hiermit soll jedoch die

hohe Wichtigkeit des europäischenVerkehres, d. h. des Handels

zwischen den höchstgebildetenVölkern, nicht in Schatten gestellt
werden. Ferner ist zumal im Westen Europas, in den remain-

schen und germanischen Ländern, der Grund und Boden längst
vertheilt und durch Anbau oder doch als Weide oder Wald be-

nutzt; an arbeitenden Händen ist Ueberfluß,der Arbeitslohndes-

halb durchgängigmäßigund in Gegenden, wo es an Gewerbfleiß
fehlt, meistens sehr gering. Die fortwährendeZunahme der Be-

völkerung bewirkt hier nach Naturgesetzen eine immer größere

Zerstückelung des Bodens und hat in manchen Gegenden, wie

Schwaben, Franken, Elsaß, Schweiz, Jrland, in der Auswande-

rung einen regelmäßigenAbfluß zu suchen.
Aus dieser europäischenGleichartigkeit der wirthschaftlichen

Grundzuständefließt für die europäifchenStaaten die doppelte
materielle Nothwendigkeit — die auch sonst im sittlichen, politi-
schen und sozialen Fortschritte begründet liegt — einmal den

eigenen Gewerbfleiß, den Handel und die Schifffahrt mit aller

Sorgfalt zu hegen, und sodann neben dem europäischenHandel

auch der Erweiterung des direkten Bedarfshandels mit den von

Natur anders gestellten überseeifchenLändern im Osten wie We-

sten die höchsteFürsorge zuzuwenden. Gilt solches für alle euro-

päischeStaaten, so müssendoch namentlich Oestreichund Deutsch-
land sich mehr als ein anderes Land aufgefordert fühlen, einem

blühenden Gewerbfleißeund der Erlangung eines ihrer Größe
und Bildung entsprechenden Antheils an dem Welthandel nach-

zustreben, um endlich auch reich und unabhängig, mächtigszu
Lande und zur See dazustehen. So nur erlangt das ganze,
von der Natur so reich begabte Mitteleuropa, gleich England-
die sichereGewähr der Kontinuität der inneren friedlichenEnt-

faltung, also die Gewähr dafür, daß es nicht wie im 46. und

t7. Jahrhunderte, und wie während der NapvlevnischenKriege,
aus seiner eben beginnenden Entwickelung wieder m tief zerrin-
tende Verwirrung zurückgeschleudertwerde, äUö welcher es selbst
nach den äußerstenAnstrengungen und den glücklichstenSiegen
nicht einmal seine alten Bestandtheile rettete, währendBritannien,
das daheim keinen Feind gesehen hatte, aus den jüngstenallge-
meinen Friedensschlüssenin vier Welttheilen vergrößert hervor-
ging, und an See- und Gewerbskraft allen anderen überlegener
denn je dastand-

Gegen eine solche praktische Auffassung der östreichisch-
deutschen Händelöpvlitik sträubensich im Grunde nur noch »Ver«
einzelt.e,wol kaum genügendaufgeklärteAnliegen der Landwlrths

schaft. Allein der Beweis wäre leicht zu liefern von der Un-

möglichkeit,in welcher fich die europäischenVölker befinden-
ihren höherenWohlstand auf die A sfuhr von Lebensmitteln
und anderen landwirthschaftlichen Erze nissen sicher zu gründen.
Alle europäischeStaaten sind bemüht, statt des ausIändischen
Absatzes den meisten Erzeugnissenihre Ackerbaues einen inlän.-

dischen Verbrauch, zumal durch Beförderung des Gewerbfleißes,
zu schaffen- Und hierdurch eine zahlreicheUND wohlhabende soon
ländliche als städtgewerblicheBevölkerungzu erlangen, mit wel-

cher eine entsprechende, in Handel, Schiffsahrt und Verkehr be-

schäftigteVolkszahl sich vereinigt. Aus dem Schutzbedürfnisse
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des heimischenGewerbfleißesgegen die überwältigendeKonkurrenz
der weiter vorgeschrittenen Industrie des Auslandes folgt aber

die möglichsteBefreiung des Verkehrs mit landwirthschaftlichen
Erzeugnissen,seien es Lebensmittel oder Urstoffe für den Gewer-

bebetrieb· Was diese Befreiung nveh hindert, muß beseitigt
werden, wie nach Außen so nach Innen. Auf einer solchen
Grundlage der Volkswirthschaft stehen in Deutschland, besonders
aber in Oestreich, die bedeutsamsten Fortschritte bevor. Die

eigentlicheTragfähigkeitdes Bodens hat wegen der vielen darauf
ruhenden Lasten und Abgaben bishek noch gar nicht ermessen
werden können. Und WelcheVetlnste, welch’beträchtlicheSumme

von verschwendetemBoden und Arbeitskräftenerwachsen daraus,
daß die vielen dehndienste Und sonstigen Leistungen der Land-

leute den Berechtigten nicht die Hälfte des Preises werth waren, auf
welchen sie den Verpflichteten zu stehen kamen. Alle diese agra-

kischen Hemmnisse und Vergeudungenhaben nun aufgehört, der

Boden ist frei, und damit eine Grundbedingung für die Her-
stellung eines natürlichengesunden Zustandes der Volkswirth-
schaft erfüllt.

Jnsofern die europäischenStaaten in ihren Bedürfnissenan

Lebensmitteln voneinander beinahe unabhängig, in ihrem.Ge-
werbsbetriebe dagegen in Mitbewerbung untereinander sind, und

da jeder denselben Zweck in gleichlaufender Richtung mit dem

andern verfolgt und verfolgen muß, wenn er nicht in Wohlstand
und Macht zurückbleibenwill: so können diejenigen von ihnen,
deren Nachbarschaft und gleiche Verhältnissedazu auffordern,
zur wirksamen Verfolgung des gemeinsamen handelspolitischen
Zweckes sich nur zu Zoll-, Handels- und Schifffahrtsvereinen
ganz zusammenschließen,und sich wechselseitigzu einem großen
Handelskörper ergänzenund abrunden. So hätte, um ein Bei-

spiel anzuführen,der östreichisch-deutscheHandelsbund in Be-

ziehung auf Italien, Holland, Belgien und Dänemark die Auf-
gabe, den völligen Anschluß dieser Länder an das diesseitige
Handels- Und Schiffsahrtssysiemzu beiderseitigemVortheile aus

allen Kräften zu fördern. Bloße Zoll- und Handelsverträge
bei fortdauernder Getrenntheit der Gebiete find dagegen eine

gefährlicheSache, weil die Erscheinungen auf dem Felde der

Volkswirthschaft so wandelbarer Art find, daß keine menschliche
Weisheit die Veränderungen,welche sich darin im Verlaufe we-

niger Jahre ergeben können, und die Forderungen an die Zoll-
gesetzgebung,welche sich daraus entwickeln, im Voraus zu beur-

theilen vermag. Gegen gewerbreiche Länder darf sich der öst-

reichisch-deU-tscheHandelsbund am wenigsten des Rechts begeben,
den Zolltarlf und die Handelsgesetzgebungzu jeder Zeit so zu

regeln und zu Verändern- wie es den eigenen Bedürfnissenund

Interessen entspricht Auf der gewerblichen Laufbahn bleibt die

Nazion zurück-Welche zUWatten muß, bis sie von andern über-

holt worden ist, und diese sich iU allen Absatzwegen festgesetzt
haben. Es ist daher von entschiedener Wichtigkeit für ihre ge-
werbliche Blüthe, daß ihre Gesetzgebungin der Lage sei und bleibe,
mit ihren Maßregeln dem Gange des Gewerbwefens und des

Handels jeden Augenblick frei von jeder Vetttagslessel zU folgen-
daß sie überhauptihrem Gesetzgebungsrechtebezüglichder Ein-

fuhrzöllevon den Erzeugnissenanderer europäischerStaaten, im

Hinblick auf die fortschreitende Entwickelung in ihren landwirth-
schaftlichen, gewerblichen und Handelszuständemsowie auf die

wandelbaren Maßregelndritter Staaten, durch einen Handelsver-
trag Nichts vergebe.

Ganz andere stellt sich im Allgemeinen das Handelsverhält-
niß der europäischenzu den überseeifchenLändern· Hier zeigt
sich eine durchgreifende- wesentliche Verschiedenheit des Klima,
der Beschäftigungen-det Erzeugung und des Bedürfnisses,welche
zum regften vortheilhastestenAustausche zwischenbeiden Theilen
auffordert, und zwar sv Viel thunlich im direkten wechselseitigen
Bedarfshandei. Jene Länder bedürfender europäischenErzeug-
nisse und wir bedürfender ihrigen. In Westinvien, Brasilien,
den Plain-Staaten, in Chili, Peru u. s. w. wird fast gar Nichts
fabrizirt. Nordamerikaist in ziemlichelnGrade Gewerbestaat,
jedoch in der südlichenHälfte aus klimatischen und aus Grün-
den des gesellschaftlichenZustandes, namentlich so lange dort die
Sklaverei besteht, an einen fortschreitendenManufakturbetrieb
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nicht zu denken; die riesenmäßigwachsende Hervorbringung und

Ausfuhr von Urstoffen für den Gewerbebetrieb und von Lebens-

mitteln nach den Tropenländern und nach Europa wird für das

unermeßlicheLand noch lange Zeit der Haupterwerb sein, und

das Einfuhrbedürfnißder Vereinigten Staaten an europäischen
Fabrikaten trotz "des fich rasch gnweiternden Gewerbebetriebes in

Neu-England, bei den aus starken Verbrauch gehenden Volksge-
wohnheiten, von erstaunlichem Umfange bleiben. Jm Osten walten

ähnliche,wenn auch in sich mehrverschiedenartige Verhältnisse
wie im Westen ob, und dasselbegilt von Ozeanien, wo, nament-

lich in Süd-Australien und auf Neu-Seeland, die Zustände sich
ähnlich wie die nordamerikanischen gestalten.

Allein diese für Europa so günstigenVerhältnissestnd bis-

her lediglich von England, Frankreich und Holland ausgebeutet
worden, insbesondere werden die Gewerbserzeugnisse den andern

Erdtheilen vorzugsweise von England und Frankreich geliefert.
Oestreich und Deutschland waren leider jeder Theil für sich

nicht in der Lage, von dem riesigen wechselseitigenBedarfshandel
zwischen Europa und den übrigen Welttheilen den ihrer Größe
und selbst ihrem Verbrauche von überfeeischenArtikeln entspre-
chenden direkten Antheil zu gewinnen. Der deutsche Zollverein
konnte nicht genügen, weil er nicht alle deutsche Staaten und

die mit denselben durch natürliche und politische Bande verknüpf-
ten Länder umfaßt. Jeder Deutsche und Oestreicher, vornehm-

lich aber der Staatsmann, muß also den Blick auf jenen Tag
richten, an welchem die deutschen Häer der Nord- und Ostsee
und die östreichifchenim Süden als Stapelplätzeeines großen
Handelskörpers sich brüderlich die Hand reichen werden, weil

durch diese enge Vereinigung die Wohlfahrt, die Macht, die Sicher-
heit-Deutschlands und Oestreichs sich auf festerer, breiterer

Grundlage erheben werden, als sie jemals in der Geschichte ge-

habt haben. Erst wenn der Handels- und Schifffahrtsbund
zwischen Oestreich und allen Staaten Deutschlands zu Stande

gebracht sein wird, wenn jene reichen Gebiete, über welche fast
der gesammte überseeischeBezug der östreichisch-deutschenMit-
telländer stattfindet, einer und derselben handelspolitischen Gesetz-
gebung unterstehen werden, dann erst ist Raum, um eine öst-
reichisch-deutscheHandelspolitik selbstständigund den Interessen
der Gesammtheit entsprechend in allen Richtungen durchzuführen,
dann erst wird es möglich, die vortheilhaftesten Handelsverträge
mit den überseeischenLändern abzuschließenund für Oestreich
und Deutschland den gebührendendirekten Antheil an dem großen
Bedarfshandel zwischen Europa und den übrigen Erdtheilen zu

erlangen.
Aus dieser Erörterung ergeben sich demnach folgende all-

gemeine Grundsätze, von denen eine östreichisch-deutscheHan-
delspolitik nach der Ansicht des östreichischenHandelsministe-
riums ausgehen dürfte:

i. Sie ist aufzurichten, so wenig auf der agrikolen und

einseitigdas Land ausschließendenBasis, als auf der gewerblich-
prohibizionistischenoder das Land einseitig absperrenden, sondern
auf der wahrhaft nazional:ökonomischen,alle Zweige der Volks-

wirthschaftebenmäßigumfassendenBasis ; ebensobehält sie fort-
Währendden Zweck einer gleichmäßigenharmonischen Entfaltung
aller dieser Zweige fest im Auge, erkennt dabei jedoch die sorg-
fältigstePflege, den wirksamsten Schutz für die Großziehungder

heimischengewerblichen Konkurrenzkraft sowol auf dem eigenen
als auf dem Weltmarkte als nothwendig an, indem sie darin
die Grundbedingung des Auffchwungs nicht blos der Industrie,
sondern auch der Landwirthschaft und des Handels, überhaupt
die allgemeine Wohlfahrt gesichert und gewahrt sieht.

2. Die gewerbliche Konkurrenzkraft wird sich wesentlich
auf die möglichstausgedehnte Urprodukzion,auf die Freiheit des

Bodens und der Arbeit, auf die völlig freie Konkurrenz im Jn-

nern, auf den möglichstwohlfeilen und unmittelbaren Bezug aller

Roh- und Hülfsstoffefür die Industrie, endlich aufI einen dem

Schutzbedürfnissemöglichstgenau entsprechendenZolltarif, über-
haupt auf eine angemesseneHandels- und Schissfahrts-Gesetzge-
bung stützenmüssen. «

Z. Vermöge der im Ganzen gleichmäßigenWirthschqftazw «

ständeder europäischenLänder kann der Abschlußvon eigentli-
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chen Handelsverikägen(abgesehen von der Schissfahrt) nur mit

wenigen derselben von wesentlichemNutzen sein; dagegen erscheint
ein völliger Zollanfchslußdes einen oder andern Nachbarlandes
an den östreichisch-deutschenHandelsbund den Verhältnissen
ganz entsprechend und als ein natürlicher Zuwachs an wirth-

sähaftlicher
und maritimer Kraft zur Erringung gemeinschaftlicher

iele.
4. Die großeVerschiedenheitim Klima, in der Erzeugung,

in den gesellschaftlichenZuständen Von Europa und den übrigen
Erdtheilen empfiehlt einer ösireichischsdeutschenHandelspolitik

.die kräftigsteFörderung des Austausches diesseitiger Natur- und

Gewerbserzeugnisse mit den überseeischenErzeugnissen, und zwar
im unmittelbaren Verkehre mit den Erzeugungsländern.Maß-
regeln zu diesem Zwecke erscheinen um so dringender, als der

bedeutendste Theil der Zusuhren an Kolonialprodukten nach
Deutschland und Oestreich in den Händen fremder Staaten ist.
Jedoch von einer verspätetenNachahmung der alten britischen
Schifffahrts-Akte oder des französischenDisserenziaerollsystems
ist nicht entfernt die Rede, ein Anachronismus soll um so weni-

ger begangen werden, als ja die deutsche Schifffahrt sich ebenso
wie die östteichifcheHandelsmarine ohne allen Schutz, aus und

durch sich selbst unter den ungünstigstenVerhältnissenin achtung-
gebietender Weise entwickelt hat. Jn der That, beide Marinen

stehen mitbewerbsfähiggegen die Schifffahrt aller anderen Nazio-
nen da, und Vereint werden sie auch in Zukunft kaum eines

andern besondern Schutzes bedürfen als eines solchen, welcher
ihnen aus einer starken Kriegsmarine erwächst,die hinwieder aus

ihnen selber ihre eigentliche Lebensnahrung saugt.
Nach Aufstellung der allgemeinstenGrundsätze, welche sich

der künftigen östreichisch-deutschenHandelspolitik als leitend

empfehlen möchten,bleibt noch die muthmaßlicheWirkung dersel-
ben bei folgerechter Durchführung sowol auf den gesammten
Handelsbund, als auf die einzelnen Theile desselben, zumal in

Betresf der Interessen der Küstenstaaten, in Betracht zu zie-
hen übrig.

Was zunächstdie Frage der Differenzialzöllebetrifft, so
gehen die Ansichten darüber noch auseinander Jn den Zollver-
einsstaaten haben sich schon früher die Landstände weitaus vor-

wiegend für dieselben ausgesprochen; ebenso die bei weitem größte
Zahl der Handelskammern. Auch in Oestreich reden viele

Industrielle und Gewerbvereine diesem Systeme das Wort. Jn

den deutschen Küstenländernist namentlich Bremen in Flugs und

Denkschriften bemüht gewesen, die Vortheile der Vereinigung aller

deutschen Staaten zu gemeinsamer Abwehr fremder Unbill, sowie
zum Schutze und zur Etnporhebung des direkten deutschen Han-
dels anschaulich zu machen, während in Hamburg und an der

Ostsee, wie an der Adria, obwol auch hier andere Meinungen
laut wurden, sich die meisten Stimmen dagegen erklärten. Auch
über Zweck und Bedeutung der Disserenzialzöllesind die Ansichten
abweichend. Die Einen wollen sie, wenn auch nicht als Schutz,
so doch als Retorsion und Unterhandlungsmittel dem Auslande

gegenübergelten lassen , während die Andern sie als Mittel be-

trachtet wissen wollen, den direkten Handel, die nazionale Schiff-—-
fahrt Und den Absatz inländischerFabrikate aus auswärtigen
Märkten zu fördern. Die preußischeRegierung entschloßsich im

Jahre 4847 die ,,Vorschlägefür die Errichtung eines deutschen
Schissfqhkts- und Handelsvereines« zu machen, die zwar ganz

richtig das Prinzip der Handelsfreiheitzum Ausgangspunkte und

zum Zielpunkte nahmen, sonst aber im Sinne einer nazionalen
Handelspolitik gedacht waren. Der allgemeine Zweck war in

Schifffahtts- und Handelsangelegenheitendas Prinzip der nazio-
nalen Einheit Deutschlands in den Beziehungenzu andern Staa-

ten zur Anerkennungzu bringen- Auch den Schiffen und Pro-
dukten fremder Staaten sollte die Gleichstellungbewilligt werden,
unter dem Vorbehalte jedoch, daß, Wenn sie ein gleich libe-

ralcs System nicht ebenfalls befolgen würden, gegen solche
Staaten retorquirend auch in deutschenHäer eine nachtheiligere
Behandlung derselbeneintreten könne. Diese Vorschläge,von den

meisten Nordseestaatengut aufgenommen, scheitertenwol lediglich
an der Märzbewegungdes Jahres 4848, welche jene Frage ganz
in den Hintergrund drängte. J

Heute liegt nun die nämlicheFrage wieder vor, und sie
soll in einem noch größerenUmsange als damals gelöst werden.
Die inzwischen gewonnenen Erfahrungen werden bei Männern,
welche gegen Vernunftgründenicht verhärtet, bei Kaufleuten, die
für Nachweise empfänglichsind, nicht the Frucht bleiben. Wer
kann heute noch leugnen, daß in der Vereinigung gllek volks-

wirthschaftlichen Anliegen, daß in dem Gewinne eines großen,
durch keinerlei Schranken verkümmerten Handelsgebietes eine
Fülle von-Kraft und eine Gewähr der Ordnung und Befriedi-
gung gegeben wäre, wodurch die Verleugnung des einen oder
andern Sondervortheils mehr als aufgewogen würde? Oder ist
es nicht wahr, daß heute, wo aus den Weltmärkten die Nazio-
nen sich miteinander messen, auch die größte Tüchtigkeitder

Einzelnen nicht mehr das Zusammenwirken des Ganzen, nicht
die handelspolitische Größe der Nazion ersetzen kann? Ist es

nicht wahr, »daß,wenn getrennte, .aber von Natur zusammenge-
hörige Gebiete sich wirthfchaftlich verbinden, sie ihre Kräfte nicht
blos vereinen, sondern steigern? Jst es nicht wahr, daß eine
vorn Gemeingesühlegetragene, die Gesammtanliegenumfassende,
zur Ehre und Macht der Nazion geleitete Politik alle schlum-
mernden Kräfte zur Thätigkeitaufruft und alle Unternehmungs-
triebe in den Menschen weckt, während Zetsplitterung jenen
Kräften den Spielraum nimmt und dieseTriebe abstumpft? Ja,
die Zeit drängt, daß Deutschland und Oestreich sich einigen zu
einem Ganzen, daß sie als solches ihre wichtigen gemeinsamen
Anliegen erkennen und durch die That unterscheidenzwischen
Freund und Feind. Sie sollen sich den neuen Zustand einer

wirklichen deutsch-östreichischenHandelsfreiheit mit der Waffe
der Unterscheidungszölleerringen, dort, wo ihnen die wahre Ge-

genseitigkeit verweigert wird. Schon dieser Grundsatz, dieser
energisch kundgebende Wille wird nicht ohne Einfluß in der Ge-

setzgebung fremder Staaten oder bei den Verhandlungen mit

ihnen bleiben; er wird wie eine herbe Arzenei wirken und die

mannigfaltigsten Schranken aufheben, welche den deutsch-östrei-
chischen Handel noch einengen und oft sogar gegenüberbevorzug-
ten dritter Nazionen zurücksetzen

Es ist ein schiefer Standpunkt, die wahren Interessen der

Rhederei im Gegensatze zu denen des Handels aufzufassen;des-

halb dürfen auch die Maßregeln zu Gunsten der nazionalen
Schissfahrt nicht tm wirklichen Widerspruche mit den Interessen
des Handels stehen, wie es zum Beispiele der Ausschluß fremder
Schiffe von der Frachtkonkurrenzdurch Verbote oder hohe Waa-

ren-Differenz-Zöllethun würde. Etwas Anderes ist es, die Re-

torfion durch höhereFlaggen- und Schisffahrtsgelder gegen solche
Staaten auszuüben,welche unsere Flagge irgend benachtheiligen.
Nicht nur wird eine solcheMaßregeljetzt, nachdem England seine alte

Schifffahrtsakte völlig beseitigt hat« sich blos noch gegen Frank-

reich, Holland, Belgien, Dänemark, Spanien, Portugal und ei-

nige mittelländischeKüstenstaatenzu kehren haben, sondern diesen
Staaten auch ein bestimmtes, rasch wirkendesMotiv geben, die

deutsche und österreichischeFlagge det Uasznalm gleichzustellen-
wo sie nicht Vorziehen, dem englischenBeispiele folgend, auf jede

prinzipielle Bevorzugung der nazionalen Flagge überhaupt zu

verzichten. Aus jenen Retorsionen dürfte kaum vorübergehend
eine Frachtvertheuerung hervorgehen, wol aber erhebliche Vor-

theile für Handel und Schifffahrt, zumal wenn sie als ein ener-

gisches Unterhandlungsmittel zum Abschlussevon Schifffahrtsver-
trägen benutzt werden.

Die Denkschrift vom 30. Dezemberstellt zu Guanen der

niederdeutschen Handelsgruppe an der Nord- und Ostsee mit zu-

sammen 372 Millionen Einwohner-n und den wichtigstenagrikol-
kommerziellenInteressen jede thunliche BerücksickZUSUtIgihrer
Verhältnisseim Allgemeinen, und insbesondere die Aufhebung
der Durchfuhrzölleund die Ermäßigng der Flußzdlleauf ein

Minimum in Aussicht Schon die rwäguug»-daß die Ueber-

bürduug an siskalischen Lasten mit em· htUUgM Weltverkehre
Völligunvereinbar«erscheint,rechtfertigtdie Forderung,daß wir

uns nicht länger den Gebrauch unstker htttlichenFlüsse selbst
beschränkendürfen, es betreffe dtt DIJUCU-den Rhein- die Ele

oder ihre Nebenflüsse,und daß den dlesfälligenVerfügungenund

Uebereinkünfteneine andere Grundlage gegeben werden muß als
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die Bestimmungen des Wiener Kongrefsesz dabei bleibt selbstver-
standen eine billige Entschädigungfür die in ihren Einkünften
allzusehr verkürztennorddeutschen Uferstaaten. .

Was den überseeischenHandel der Rheinlande betrifftk so
wäre auch hier anStelle der fremden Thätigkeit,so viel thunlich,
die eigene zu setzen, zunächstalso die Handelsmärkte von den

holländischenund belgischen Häsen nach den Rheinstädten selbst
zu verlegen. Zu dem Ende braucht man nur festzusetzen,daß
außekeukppäifcheWaaren direkt auf rheinischen Seeschifsen oder

direkt über Antwerpen und Rotterdam, ohne dort erst zu lagern,
transito über Belgien und Holland mit gewissen, sonst nur

den deutschen Seehiifen zuzugestehendenBegünstigungeneingeführt
werden können. Holland wie Velgien würden wol zu einem

Uebereinkomtnen zu bewegen sein, in welchem sie den einen oder

andern ihrer »Häer gleichsamzur Verfügung stellten, während
die Hansestadte und andere Plätze mit ihren Schiffen, ihren zahl-
losen Kommanditen in allen Erdtheilen und ihrer genauen Kunde

der Verhältnisse den Rheinländern zu Hülfe kämen. Vielleicht
würden Holland und Belgien als vermittelndes Seegebiet Deutsch-
lands nach dem Westen es bald in Ihrem Interesse finden, sich
unter solchen Umständenin die völlige maritime Gemeinschaft zu
begeben, wodurch alle dortigen Verhältnissesich vereinfachten.
Schon am 23. April 4844 hat der ausgezeichnete Staatsmann
und damalige Minister, Herr Nothomb, dasselbe im belgischen
Repräsentanten-Hause klar ausgesprochen «Nach dem Beitritte

Hannovers und der Hansestädte,« sagte er, » wird der größte
Theil des Zollvereines Seehcifen besitzen; dann erst wird er im

Stande sein, die 200 Millionen an Kolonial-Erzeugnissen,die er

jährlicheinführt, gegen die Erzeugnisse seiner eigenen Industrie
einzutquschenDeutschland ist der Hauptmarkt für die Produkte der

niederländischenKvlvnien, und man kann noch erleben, daß Nieder-
land (Und detim auch Velgie—n)selbst sich dem Zollvereine anschließt.«

Endlich muß noch darauf hingewiesen werden, daß bei der

Frage über die Erweiterung des direkten Bedarfshandels mit den

überseeischenLändern nicht blos ein maritimes, kommerziellesund

industrielles Moment, sondern auch ein sehr wichtiges sinanzielles
in Betracht kommt, indem es gerade die überseeischenArtikel sind,
deren Verbrauch den Zollkassen die größten Summen einträgt.
Dieser finanzielle Gesichtspunkt bei Förderung des direkten über-

seeischenVerkehrs, welche nur durch eine gemeinsame wirksame
Handelspolitikdauernd im großen Maßstabe möglichist, sollte
bec den Nordseestaaten gegen jedes Bedenken den Ausschlag geben.
Ueberhauptscheint Nichts gewisser, als daß im Großenund Gan-

zen keinGebiet so viele und so mächtige Vortheile durch die

Zolleimgung erlangen wird als gerade die Nordseestaaten, weil

sie dann erst den VVllsten Spielraum haben alle Vortheile ihrer

Lage zum offenen Zentrum unsers Welttheile, wie zum offenen
Weltmeere geltend zu Mach-en. Bei Beurtheilung einer so großen
Frage dürfen nicht kleine RücksichtenUnd Nebendinge entscheiden,
sondern die Totalität der Finanz-, Gewerbe-, Handels- und

See-Interessen Man darf nicht aus dem Blicke verlieren, daß
einerseits nur noch vereintes Handeln den Erfolg sichert, daß
andererseits die Eröffnung großerüberseeischerMärkte heutzutage
eine Grundbedingung des Wohlstandes und der ökonomischen
Entfaltung der Nazionen alter Bildung ist, und daß ein Land

the Aktive Theilnahme am zWelthandel wenigstens bis zum vollen

Bedarfe seiner Kolonialprodukte des Haupthebels zu seinem Ge-

deihen entbehrt. Was kwerden die deutschen Staaten seinzelnin

Verkehrsangelegenheiten»und auf der Weltbühne gelten? Beim

Mangel einereinheitlichenH.andelispolitik zum Zwecke der gemein-
samen Zurüeiweisnngvon Bedrückung-endurch fremde Staaten

und zur endlichen Herstellungeines gleichberechtigteninternazio-
nalen Verkehrs werdenHandel und Industrie-nimmer jene Sicher-
heit gewinnen, die fUr sie und für den Einsatz großer Kapitale
ein Lebenserfordernißists Werden wir bei aller vThätigkeitund
allen Mühen nimmer EUS engen Schranken hinaus können, nim-
mer etne Stellung erlangen, die uns endlich von der Abhängig-
keit befteit, in der wir bisher uns bewegpnmußtemOder wären
den norddeutschen Küstenstaateneine achtungsvolle Behandlung
ihrer Flagge auf allen Meeren, die erleichterte Abschließung
SUUstigekHandels- und Schifffahrtsverträge,die Sicherheit ihres

Handels-, deren Mangel sie noch jüngst so bitter haben fühlen
müssen,Vortheile ohne Werth? Und wenn sie Bedenken trugen,
die eigenthümlichenVorzüge ihrer bisherigen Lage wenigstens
theilweise gegen die Vortheile aufzugeben, welche der Anschluß
an den Zollverein ihnen ohne Zweifel zum Entgelt gebracht
haben würde,-Ikönnen sie es jetzt noch, wo der Anschluß an

ein Gebiet von 70 Millionen-"’Vewohnernin Frage steht, an

ein Gebiet, durch«welches die Hauptverbindungen des europäischen,
ja mit der Zeit des ganzen Weltverkehrs ziehen? Jhre günstigen
Handelsbeziehungenzum Norden und Westen, namentlich zu Eng-
land und Amerika, bleiben dabei nicht nur ganz ungeschmälert-
sondern sie werden fich auch durch das Gewicht und die An-

ziehungskraft des ungeheuren Marktes, den sie hinter sich haben,
noch unberechenbar vermehren. Nur ein solches umfassendes, im

Innern offenes Marktgebiet zwischen vier Meeren kann auch
allein bieten, was man an der Seeküste erstrebt — Handels-

freiheit ——, und kein deutscher Seestaat wird seiner Anziehungs-
kraft widerstehen. Die Handelsfreiheit tritt in einem solchen
schrankenlosenGebiete mit allen ihren günstigenWirkungen ein,
die Größe der mitbewerbenden inneren Kräfte und die zollfreie
Einfuhr der Rohstoffe machen jedes Monopol, jede künstlicheEr-

höhung der Preise zur Unmöglichkeit Der Zollschutz nach Außen
wird allmälig ein blos nomineller, indem die Nazionalindustrie
demselben rasch entwachsen und alsdann die reine Steuernatur

der Zölle dem Wunsche der Seestaaten gemäß eintreten wird.

Jawol, je größer der Markt, die Massenhaftigkeitdes inneren

und äußeren Bedürfnisses,desto lohnender auch der Anschluß,die

unlöslicheVerschlingung aller Interessen, desto reger das Leben,
die Rührigkeit,desto schwungreicherder Handel, desto größerdie

Macht. Mit ihrem Anschlusse eröffnet sich den Nordseestaaten
und ihrem Verkehre zugleich im Süden und Osten der weiteste,
freieste Spielraum, ein Gebiet, das über die ganze Mitte und den,
Haupttheil Europas reicht, das im östreichischenKaiserstaate
allein 38 Millionen Menschen auf allen volkswirthschaftlichen
Bildungsstufen, vom einfachsten Ackerbau bis zum ausgebildetsten
Fabriks- und Handelsleben hinauf zählt; erschließtsich ihnen der

Donauhandel, der einst schon so vielen Städten in Schwaben,
Vaiern, Franken und weiterhin die höchsteBlüthe verlieh, welchen
Oestreich auf einer Länge von 486 geograsischen Meilen un-

mittelbar in seinen Händen hat, und der sich jetzt mit wunder-

barer Kraft wiederbelebt und großartiger als jemals gestaltet;
erschließen sich ihnen die naturreichen Länder an der untern

Donau und dem schwarzen Meere, deren Waarenverkehr, deren

Produkzion, deren Einfuhr zumal die Donau abwärts an deutschen
und östreichischenFabrikaten in rascher Progression von Jahr
zu Jahr sich ausdehnt; erschließensich ihnen endlich die Adria

und das Mittelmeer, wo der Handelsverkehr der Völker fich von

Neuem konzentrirt und in seinen Verbindungen mit dem Osten

seit Jahrhunderten verlassene Richtungen wieder einschlägt, und

noch weit über diese Meere hinaus die Perspettive nach Ostindien
und Ozeanien. Gewiß, Oestreich, begünstigtdurch seine geogra-

sischeLage und durch seine alten vielfachen Handelsverbindungen
mit den Ländern des Orients, durch den natürlichen Reichthum

seiner so mannigfaltig beschaffenenGebietstheile, gebietend über
250 Meilen Seeküstevoll Buchten und Inseln und eine ansehn-

liche, unübertrefflichgeführtennd bemannte Handelsflotte, der eine

sich fortbildende Kriegsmarine Schutz verleiht; —- es hat alle

Mittel in den Händen, dem Handel nach dem Osten eine unbe-

rechenbare Ausdehnung zu geben, zum wesentlichen Nutzen der

gesammten östreichischenund deutschen Industrie«

Wolan, so mögen sich alle Staaten und Städte einander

in Dem, was Noth thut, die Hände reichen- eö gilt das gemein-
same Heil, es gilt die Größe, die Wohlfahrt und den Ruhm von

Oestreich und Deutschland. Jhr bisjheriges Getrenntsein in Zoll
und Handel ist der Stein des Anstoßesin allen Sachen Uaziona-
ler Politik, istder Hauptgrund unserer zerfahrenen Zustände.
Die Gründe für die große Handelsverschmelzungsprechen nicht

minder güxkigund dringend im Norden wie im Süden. Wer

in dieser Hinsicht über die Tragweite des Gedankens selber sich
noch nicht klar ist« der höre neben dem Urtheile einzelner weit-

schauenderauswärtiger Staatsmänner, die anfeindende Stimme
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unserer gewöhnlich-enfremden Gegner und Neider — ab hoste

consilioru. —-

’

Deshalb dringt die östreichischeRegierung darauf, daß die

Verhandlungen über die deutsche Zolleinigung unverweilt aufge-
nommen und von allen Seiten mit redlichem Eifer unablässig
einem gedeihlichen Ziele zugeführtwerden. Jn dieser Zeit, wo

dem Welthandel hauptsächlichdurch die weittragenden Entfchlüsse
Englands wesentliche Aenderungen bevorstehen,wo alle Völker nach
gründlicherVerbesserung ihrer sozialen und politischen Zustände
streben, heute ist jeder versäumte Tag ein unwiederbringlicher
Verlust. Wir sollen darin auch lernen von den übrigen vorge-
schrittenen Nazionen, daß wir den Blick auf das Ganze und

Große richten; wir sollen das Allgemeine nicht über dem Beson-
dern, das Zukünftigenicht über dem Gegenwärtigenvergessen;
uns erinnern, wie Großbritannien seine Riesenmacht auf die han-
delspolitische Einheit seiner drei Königreiche gegründet, wie die

Vereinigten Staaten Nordamerika’s ihre Union wesentlich auf
dasselbe Prinzip stützen, wie Frankreich seine höhere Entfaltung
von der handelspolitischen Verschmelzung seiner südlichenund

nördlichen Provinzen herschreibt. Deshalb muß auch der Strom

des Verkehrs Von den norddeutschen Häfen nach Triest, vom

Mittelmeer nach dem Belt, vom Rhein nach der untern Donau

oder umgekehrt sich frei ergießen,müssendie zollvereintenStaaten
des mitteleuropäischenKontinents nach Außen mit Einer Handels-
politik gerüstet dastehen, damit alle Bedingungen unablässigen
Wachsens und Fortschreitens dieser weiten Gebiete erfüllt, damit

alle Hebel der Blüthe, der Macht und Größe für sie in Wirksam-
keit gesetzt werden können.

Wien, den. 30. Mai 4850.

«

Die Kinderarbeit in Fabriken.1)

[Die Arbeiten der Kommission für Erörterung der Gewerbs-
und Arbeitsverhältnissein Dresden in ihren Berichten, wie sie
an die sächsischeRegierung eingelangt sind, werden für alle Zeit
ein höchstschätzbaresMaterial für die künftigeGewerbgesetzgebung
bleiben. Gebe Gott, daß sich dieses »Künftige« nicht in eine

gar zu graue Nebelferne verliere, denn das Feld der gedachten
Gesetzgebungist mit gar viel Unkraut überwuchert, das sich nur

langsam .ausjäten und nicht umpflügen läßt, weil sonst die guten
Pflanzen mit den schlechten allgesammt zu Grunde gehen.

Schon in den Jahrgängen 4848—50 haben wir mehrere in-

teressante Berichte aus jener Kommission veröffentlicht,unter

denen sich besonders die des Herrn Professor Dr. Hülße, gegen-
wärtig Direktor der technischenVildungsanstalt, durch ihre große
Gründlichkeit,Klarheit und Sachgemäßheitauszeichnen.

Den Schluß eines Berichtes, auch von Herrn Professor Dr.

Hülße, aus der 5ten Abtheilung (Fabrikanten) über die Bestim-
mungen der Gewerbeordnung—- der noch zu erhoffenden—- we-

gen des Fabeikbetriebes »die Kinderarbeit betreffend-- hat eine so
große soziale Wichtigkeitund enthält so viele höchst werthvolle
Angaben, daß wir es uns als ein Verdienst anrechnen dürfen,
ihn in Weitem Kreisen zur Kenntniß zu bringen. D. Red.]

Eine Regulirung der VerhältnissederKinderarbeit gehörtzu
den schwierigsten Ausgaben, welche durch die unaufhaltsam fort-
schreitende Entwickelung gewerblicher Produkzion erwachsen sind.

Jn allen den Ländern, wo sich·ein gesetzlichesEinschreiten
zu Gunsten der verwendeten Kinder nothwendig machte, hat man

sich bei Erlassungderartiger Bestimmungenauf den praktischen
Boden gestellt, d. h. den Anforderungen der arbeitenden Klassen
so weit Rechnung getragen und die elterliche Macht nur so weit

beschränkt,als es mit den Rücksichtenauf das Gedeihen des her-
anwachsenden Geschlechtsverträgiichist. Man hat im Allgemei-

1) Die Verhandlungen»Aber-diesenAbschnitt wurden von den nach
Chemnitz einberufenen Mitgliedern der 5ten Abtheilung Untersuziehung
eines Vertreters der ZigatrensabrikazionUnd dreier Arbeiter aus dem

tdesMaschinenbanes,der Kattnndrnckereiund Bannnvollenspinnerei"
ge u r .

"

«-
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neu-Kinder bis zu bestimmtemAlter vor jeder regelmäßigenAr-

beitsanstrengung und nach diesem Alter bis zu dem der erforder-
lichen körperlichenKräftigung vor übergroßerAnstrengung, theils
in Bezug auf Arbeitsdauer, theils in Bezug auf Art der Arbeit

zu bewahren gesucht; man hat in den Staaten, wo ein geordne-
tes Unterrichtswesen besteht, dem Kinde gesetzlich die Garantie

ordentlicher Durchbildung trotz der Beschäftigung in- der Fabrik

zu verschaffen gesucht; ja einzelneder zur Regulirung der Kinder-

arbeit erlassen-enGesetze sind in einer solchen Art abgefaßt,daß
sie gewissermaßennur als Ergänzungenzu dem Volksschulgesetze
erscheinen, und der gewerbliche Standpunkt bei denselben fast
ganz zurücktritt.

Es ist aber um so mehr nöthig, bei der vorliegenden Frage
sich auf dem rein praktischen Standpunkt zu halten, da man bei

nur silanthropischer Auffassung ohne Beachtung der durch die

LebensverhältnissegegebenenBedingungen leicht in den Fehler ver-

fällt, dem Kinde zwar anscheinend durch Hinwegräumung der

hemmenden Umstände, welche die gewerbliche Beschäftigung der-

selben darbietet, alle Bedingungen einer gedeihlichen Entwickelung
und Ausbildung zu gewähren, während man ihm doch in der

That eben durch Befreiung von der Arbeit die Bedingung seiner
Existenz, den Verdienst, entzieht. Es. ist ferner bei Firirung des

Standpunktes, von welchem der Gesetzgeberdie Kinderarbeit zu
betrachten hat, wol zu bedenken, daß gesetzlicheBestimmungen
über Kinderarbeit sich nicht auf jedes gewerblich beschäftigteKind

ausdehnen lassen; denn man kann zwar für die Arbeit in ge-

schlossenenEtablissements mit Aussicht auf Erfolg Beschränkungen
der Kinderarbeit gesetzlicheinführen,da man die Befolgung dieser
Bestimmungen überwachenkann; es ist aber nicht möglich, Be-

stimmungen in einersolchen Art zu treffen, daß sie auch auf das
- im elterlichen Hause gewerblich beschäftigteKind Anwendung

sinden können. Es fällt hier die Möglichkeitweg, die Ausfüh-
rung solcher gesetzlichenBestimmungen zu überwachen,da sichdas

Gesetz in das Familienleben nicht eindrängenkann; auch werden

die Eltern, welche das Gebot der Noth veranlaßt, ihre Kinder,
um die Existenz zu sichern, übermäßiganzustrengen, hiervon durch

gesetzlicheBestimmung noch weniger abgehalten werden, als durch
den so mächtigenTrieb der Elternliebez dieses dem Menschenvon

Natur eingegebene Gefühl ist jedenfalls kräftiger, als ein von

Menschen gemachtes Gesetz-.
Kann nun aber die Kinderarbeit nur in der Fabrik, nicht

aber im Elternhause (bei der Hausindustrie) gesetzlich beschränkt
werden, so müßteeine mit den Bedingungen der Fabrikindustrie
unverträglicheBeschränkungder Kinderarbeit die Folge haben,
daß die aus den Fabriken verdrängtenKinder ausschließlich»in
der Hausindustrie beschäftigtwerden, wenn überhaupt, Wo dies

offenbar oft der Fall ist, die Nothwendigkeit einer Vermehrung
des Verdienstes einer Familie durch gewerblicheBeschäftigungder

Kinder vorliegt; es würde dies aber in vielen Fällen gleichbedeu-
tend sein mit einer Verschlimmernng des Looses der Kinder, zu

dessen Besserung aber die gesetzlicheBestimmung aufgestellt wer-

den soll.
Der Standpunkt, von. welchem aus die zur Sicherung des

leiblichen und geistigenWohles der arbeitenden Kinder erforder-
lichen Bestimmungen vorgeschlagen worden sind, ist so gewählt,
daß er gleich weit entfernt ist von dem silqnthropischtheoretisikem
den und von dem rein gewerblichen, auf welchem nur die Kon-

kurrenzkücksichtBeachtung findet. Die gemachtenVorschläge sollen
mit dem Stande und Entwickelungsgangeunserer Industrie ver-
träglich sein- Und daher die Möglichkeitallseitiger Befolgung in

Aussicht stellen. Verspricht man sich aber von der Ausführung
dieser Vorschlägeeinen erwünschtenErfolg, so geschiehtdies»eben-
falls von dem Standpunkte praktischer rfahrung aus- nämlich

deshalb, weil ähnlicheBestimmungen an ndern Orten und unter

gleichenVerhältnissenmit den unsrigen si bereits als zweckmäßig
bewährt haben.

Wir haben in dieser Beziehungnur«anselcheLänder hin-

zuweisen,welche gesetzlicheBestimmungen uber Kinderarbeit bereits
seit längerer Zeit.besitzen. -

»

Dic früheren .Mißbräuche, TTVelcheM England stattfanden,
find zu.bekannt, als daß- es nothwendig Wäre-Ihreran dieselben
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zurückzukommen;sachverständigeKenner der englischen Zustände
erklären, daß die größtenUebelstände,welche-früherbei der Kin-

derarbeit sich zeigten, nach Einführung des Fabrikgesetzesvon

4833 und unter der Wirksamkeit der angeordneten Fabrikinspek-
toren verschwunden find; zeigen sich aber die guten Folgen dieses
Gesetzesnoch nicht in voller Ausdehnung, so ist wesentlich der

Umstand als Ursache anzuführen,daß man zwar im Gesetz einen

Schulzwang ausgesprochen, aber nicht für Einrichtungguter Schu-
len Sorge getragen hat-

Es ist ferner auf dies VerhältnisseOestreichs hinzuweisen,
welches in feiner gewerblichen Gesetzgebungauch hier, wie in

manchem andern Punkte, als nachahmungswerth aufgestellt zu
werden verdient— Der amtliche Bericht des Brotomedikus Knolz
über die Baumwollenspinnereien in Niederöstreich spricht sich
über die körperliche Ausbildung der in diesen Spinnereien be-

schäftigtenKinder seht befriedigendaus, und widerlegt gründlich
durch eine Zusammenstellungder von ihm zahlreich angestellten
Beobachtungen das über Lage, Ausbildung und körperlichenZu-
stand der in Spinnereien beschäftigtenKinder fälschlichverbreitete

ungünstigeUrtheil. Erstreckt stch nun auch dieses Urtheil nur

auf die Kinderarbeit in den Spinnereien, so konnte es doch als

ein auf wirklichenBeobachtungen beruhendes Urtheil bei dem aller-

dings nur spärlich vorliegenden Materiale hier nicht unerwähnt
bleiben, auch wenn es sich nicht auf alle Zweige gewerblicher
Beschäftigungerstreckt.

Jn Preußen ist in Folge einer von dem Rheinischen Pro-

vinziallandtage ausgegangenen Veranlassung am 9. März 4839

ein Regulativ über die Beschäftigungjugendlicher Arbeiter in

Fabriken erlassen worden, in welchem die zu frühe Beschäftigung
jugendlicherFabrikarbeiter verboten, ihre täglicheArbeit auf eine

mäßige Dauer eingeschränktund für die Ertheilung des nöthigen
Schul- und Neligionsunterrichts Vorsorge getroffen worden ist.
Der Ausführung dieses Regulativs stellten sich keine wesentlichen
Hindernisse entgegen. Aus den Oberpräsidialberichten,welche nach
Verlauf eines Zeitraumes von sechs Jahren seit Erlassung des

Regulativs eingefordert worden waren, ergab sich im Allgemeinen,
daß die Einrichtung ihrem Zwecke entsprochen habe, Klagen über

verderbliche Zustände in den Fabriken waren nicht in dem Um-

fange vorgekommen, umz fernern gesetzlichenAnordnungen Ber-

anlassung zu geben, und w e vorgekommen waren, betrafen sie
einzelne Thatsachen, welche au Tem vorgeschriebenen Wege zur
Bestrafung gezogen werden konnten· Es wurde daher auch nach
gründlicherBerücksichtigungaller in der Zwischenzeit gemachten
Erfahrungen nicht für nothwendig erachtet, von dem in s 40

des Regulaiivs gemachten Vorbehalte, daß noch besondere Sanitäts-,
Bau- und sittenpolizeilicheBestimmungen erlassen werden sollten,
Gebrauch zu wachen-

Jn mehreren andern Ländern sind ebenfalls gesetzlicheVot-

schriften über die Kinderarbeit erlassen worden, find aber keine

späteren Nachwkssungen über die dadurch erzielten Erfolge zu
öffentlicherKenntniß gekommen Am vorliegenden Orte kann da-

her auch weiter kein Bezug an diese Bestimmungen genommen
werden. Um aber eine Totalübersichtder wichtigstenBestimmun-
gen über die Kinderarbeit zu gewinnen, ist in Beilage ll. durch
den Referenten ein darauf bezüglicherAusng aus allen den Ge-

setzgebUUSMgemacht worden, von denen er Kenntniß erlangen
konnte.

Was Sachsen speziellbetrifft, so ist theils auf den histori-
schenBerichtaus den verschiedenen Eingaben, theils auf Bei-

lage I. zu verweilen, in welcher mehrere Darstellungen über die

Verhältnisseder Kinderarbeit mitgetheilt worden sind, aus denen

sich ein ziemlichVollständigesBild über dieseSeite unsers Fabrik-
lebens ergibt. Es Mag daher hier nur erwähntwerden, daß nicht
MU« aus Konkurrenzkücklichien,sondern auch—in technischerBezie--
hUUS die Kinderarbeit bei Manchen Industriezweigenunentbehrlich
ist, und daß vor der nichi zU bestreitenden Nothwendigkeit der-

stle zur Besserung der Lage der Arbeiterfamilien die Klagen
über das Beibehalten derselbenverstummenmüssenfl —

Es handelt sich aber bei der Kinderarbeit namentlich um die

Verhältnisseder Spinnereien und Druckereienzden Angaben der

letztenVolkszählung entsprechend, waren nämlich in Sachsen von

Kindern unter vierzehn Jahren beschäftigt:
2882 in Spinnereien, und zwar

4973 für Baumwolle,
802 für Streichgarn,

-7 407 für Kajnmgarnz
647s in Druckereien und

85 in verschiedenen andern geschlossenenEtablissements.

3584

Die Zahl der bei der Hausindusirie beschäftigtenKinder ist
wahrscheinlich weit größer. Durch die zuerst genannten in ge-

schlossenenEtablissements beschäftigtenKinder werden aber jähr-
lich mindestens 180,000 Thaler verdient, welche sich auf 2000
bis 2500 Arbeiterfamilien vertheilen.

Eine Beschränkungder Kinderarbeit fand bis jetzt nur in

Bezug auf die Durchführung der durch das-Schulgesetz gegebenen
Vorschriften statt, welche Folgendes festsetzen.

Nach s 24, 23, 60 und 62 des Volksschulgesetzesvom 6.

Juni 1835 muß jedes Kind vom vollendeten sechsten Lebensjahre
an zur Schule gebracht werden und darf aus derselben nicht vor

vollendetem vierzehnten Jahre oder ungeachtet des Ablaufs dieser
gesetzlichen Schulzeit nicht eher entlassen werden, als bis das

Schulziel in den wesentlichen Gegenständendes Unterrichts, na-·

mentlich in Betreff des Lesens, Schreibens und Rechnens erreicht,
insbesondere aber eine deutliche Einsicht in die Lehren und Wahr-
heiten der Religion und hinlänglicheBekanntschaft mit dem Jn-

halte der heiligen Schrift, erlangt worden ist.
Nach H 9 dürfen Fabrik-« und ähnlicheSchulen ohne Er-

laubniß der höhern Staatsbehörde und ohne eine von letzterer
geprüftes und bestätigtesSpezialreglement weder errichtet werden

noch fortbestehen.
Die Vollzugsverordnung vom 9. Juni 4835 zu diesem Ge-

setzeordnet in s 7 noch besonders an, daß die Abendschulen für
Kinder, welche den Tag über in Fabriken Beschäftigunghaben,
im Allgemeinen für unzulässigzu erachten seien und daher bei

Entiverfung und Genehmigung der für Fabrik- und ähnlicheSchu-
len erforderlichen besondern Schulordnungen darauf gesehenwerden

solle, daß der nöthigeUnterricht solchen Kindern theils auf die

freien Morgen-, theils auf die ersten Nachmittagsstunden verlegt
werde. Nur dann, wenn die Verhältnisse irgendwo eine Aug-

nahme von dieser Regel dringend nöthig machen, ist solche, doch
nur in der Art zu gestatten, daß die für jene Kinder anzusetzen-
den Schulstunden blos zum Theil in der Abendzeit gehalten
werden.

Um sich eine deutliche Vorstellung von der Lage der in Fa-
briken arbeitenden Kinder zu machen, ist noch zu beachten, daß
die Kinder größtentheils ihren Vätern helfen, und daher unter

unmittelbarer Aufsicht derselben arbeiten ; vorzüglichdiesem Um-

stande ist es auch zuzuschreiben,daß der erwachsene Arbeiter in

vielen Fällen die Arbeit so im Akkord erhielt, daß er selbst das

zu seiner Hülfe dienende Kind auszulohnen hat.
Vergleicht man nun endlich die Verhältnisseder Kinderarbeit,

wie sie in Deutschland ausgeübt wird, mit den Verhältnissenan-

derer Länder, z. B. Englands und Frankreichs, so ist es tröstlich
darauf aufmerksam zu machen, daß englische Fabrikanten beim

Besuche deutscher Fabriken das Wohlbesinden und Aussehen, so-
wie die ganze Haltung der Kinder weit besser fanden, als in Eng-
land, und aus dem Berichte Carnot’s über eine von ihm im

Auftrage der französischenRegierung durch Deutschland zum

Zwecke der Jnformazion über die Verhältnisse der Kinderarbeit

unternommene Reise anführenzu können, daß derselbe die Kinder-

arbeit in Deutschland durchgehendMit Weniger Uebelständenver-

bunden fand, als in Frankreich Und England, und was Sachsen
insbesondere betrifft, daß derselbe sich ausdrücklichdahin erklärt,
man müssebei Durchgehung der Bestimmungendes Bolksschul-
gesetzes von 4835 zu der Ueberzeugunggelangen, daß in Sachsen
bereits Schwierigkeitenbeseitigt seien, welche in Frankreich noch
überwunden werden müßten.

Bon dem aufgestelltenGesichtspunkte«.aus,und um, soweit
dies die speziellenVerhältnisseSachsens überhauptmöglichmachen,

»O

zusammen.
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die größteAnnäherctngan die in andern deutschen Ländern bereits

erlassenen Vorschriftön zu erzielen, werden nun die nachfolgend
unter 88 xLVll.-Lvlll aufgestellten Bestimmungen vorgeschlagen.

Zu spezieller Motivirung einzelner Punkte mag hier nvch

Folgendes erwähnt werden:

Die Bestintmungen wegen der Kinderarbeit über das schul-
pflichtigeAlter auszudehnen, scheint nicht erforderlich; es fällt mit

beendetern vierzehnten Lebensjahre eine der wesentlichen Veran-

lassungen, wegen deren besondere Bestimmungen über Kinderar-
beit zu treffen sind, nämlichdie Sicherung der Ausbildung durch
geregelten Schulbesuch weg, und es treten dann die wegen Re-

gulirung der Arbeitszeit noch ferner geltenden Normen ein. Es

ist offenbar Sache der Genossenschaft und beziehungsweise des

Gewerberathes, die zweckentsprechendeRegulirung des letztern-
Verhältnisses ebensodurchzuführen,wie es innerhalb der Jnnungs-
gebiete durch den Jnnungsrath zu erfolgen hat; bei anderer Be-

handlung des vorliegenden Gegenstandes würde eine merkliche Un-

gleichheit zwischen den Lehrlingen im Gewerbebetriebe und der

in den Fabriken arbeitenden Jugend entstehen.
Daß sich die Bestimmungen über Kinderarbeit zugleichmit

auf den Bergbau erstrecken,scheint zwar deshalb nicht erforderlich,
weil der Bergbau jugendliche Arbeitskräfte fast gar nicht benutzt;
da sich aber für den Kohlenbergbau eine weit großartigereEnt-

wickelung in der Zukunft voraussehen läßt, als bis zu welcher
er jetzt gediehen ist, und bei demselben vielleicht wie in andern

Ländern auch Kinder betheiligt werden könnten, so ist es jeden-
falls zweckmäßig,denselben mit in denKreis der hier zu berück-

sichtigenden Arbeiter zu ziehen.
Unter den Aufnahmebedingungen sinden sich die von mancher

Seite wol empfohlene Vorschrift, ein ärztlichesZeugniß über die

körperlicheTüchtigkeitzu verlangen, nicht mit aufgenommen, und

zwar deshalb, weil die Befolgung dieser Vorschrift gar zu leicht
zur inhaltlofen und nicht sichernden Form wirdi Könnte vor-

ausgesetzt werden, daß jede Familie, aus welcher Kinder zur ge-

werblichen Beschäftigungübergehen,regelmäßigvon einem Haus-
arzte besucht wird, und ließe es sichdurchführen,daß gerade nur

dieser das Tüchtigkeitszeugnißausstellen dürfte, so würde ein der-

artiges Gebot wol dagegen Sicherung gewähren, daß körperlich
tüchtige Kinder zur Fabrikarbeit übergehen. Da Ersteres aber

nicht der Fall ist, und von einer einmaligen Untersuchung eines

verpflichteten Arztes ein vollkommen begründetesUrtheil nicht zu
erwarten steht, so ist hier von Anordnung eines solchen Zeug-
nisses abgesehen worden. Es zeigt auch die Erfahrung, daß bei
der Arbeit bald erkannt wird, ob das Kind körperlichgenügend
tüchtigist; tritt das Gegentheil ein, so verpflichtet schon Antrag
xLVlIL den Fabrikanten und sein Arbeiterpersonal zu dem erfor-
derlichen Verhalten dem Kinde gegenüber.

Etwas Anderes ist es mit einem Schulzeugnißzdies wird
von einem Lehrer gegeben, welcher das Kind fast drei Jahre lang
wird beobachtet habenz unter dieser Voraussetzung kann ein be-

gründetesUrtheil darüber erwartet werden, ob das Kind genü-
gend vorbereitet ist, um eine etwa wegen des Fabrikbetriebes
eingerichtete Separatschulemit Vortheil besuchen zu können. Aber
nicht nur deshalb- um mit gleich vorbereiteten Kindern gleichmä-
ßig fortschreiten zu können,sondern vorzüglichauch deshalb, um

überhauptschon einen bestimmten Theil des Schulzieles erreicht
zu haben, welcher als wesentliche Grundlage entsprechender Aus-

bildungdes Geistes Und Herzens zu betrachten ist, muß die Be-
stimmung getroffen werden, daß ein zuzulassendesKind die erste
Elementatbildungbereits sich erworben habe, mag dies nun durch
zwei-, «dkei-oder vierjährigen Schulbesuchgeschehen«sein.Den
Grad dieser Ausbildung bestimmt genauer das Schulgesetzz im

WesentlichenWin er nicht sehr weit von der in Preußen gege-
benen Vorschrift abweichen dürfen, daß eine ziemliche Geläusigkeit
itU Lesen der Muttersprachebereits erwerben ist, und die ersten
Vorübungenim Schreiben überstandensind.

, DUkch den Vorschlag einer« der Regel nach zehnstündigen
Arbeitszeit wird nicht nur den Anträgen in den Eingabender
5. Abtheilung entsprochen, wenn man berücksichtigt,daß hierzu
in der Regel noch zwei Unterrichtsstundkn kommen, sondern auch
dem in Beilage I. mitgetheilten medizinischenGutachten undden

Bestimmungen in Oestreich, Baiern und Baden, welche theilweise
sogar hier noch übertroffenwerden- Das Verbot einer mehr als

halbtägigenBeschäftigungwürde zwar, wenn es durchführbarwäre,
als höchst erwünscht erscheinen, es siele dann die Nothwendigkeit
besonderer Fabrikschulen wenigstens in sehr vielen Fällen weg, und

es würde, entsprechendausgeführt, der körperlichenEntwickelung
der Kinderwelt ein Vorschub geleistet werden. Allein darüber-,daß
dieses Verbot nicht durchführbarist, sind alle Die, welche die Lebens-

verhältnisseund Geschäftsbeziehungenin den industriellenGegenden
kennen, einverstanden;auch hat noch kein industrieller Staat eine

derartige Vorschrift erlassen können. Es würde nämlich zunächst
nicht verhindert werden können, daß ein während des halben
Tages im geschlossenenEtablissement beschäftigtesKind während
der übrigen Zeit im Dienste der Hausindustrie verwendet und

dabei in den meisten Fällen gewiß schlechter gestellt wird, als

die hier angegebeneVorschrift es bewirkt. Daß aber die Aushülfe
des Verdienstes der Hausindustrie ausgesucht wird, läßt sich
schon aus dem einfachen Umstande schließen,daß mit dem Weg-
fallder halben Zeit zur Fabrikarbeit auch der halbe Verdienst wegfällt.

Abgesehen ferner von dem Umstande- daß bei mancher Fa-
brikazionsbranche in der That die Zahl der vorhandenen Kinder

wenigstens zu gewissen Zeiten nicht vorhanden sein würde, um

einen halbtägigenWechsel einrichten zu können, und daß dadurch
bei den Arbeiten, die von der Betheiligung eines Kindes abhän-
gen,- eine bedeutende Verminderung der Verdienstgelegenheitfür
die Arbeiter hervorgebrachtwürde, ist auch auf den Umstand Rück-
sicht zu nehmen, daß manche Arbeit den regelmäßigenWechsel
helfender Kinder nicht verträgt, z. B. der Kattundruck, wo es an

dem Fabrikat erkannt werden würde, wenn das eine und wenn

das andere Kind hülfreicheHand leistete. Wo daher in Druckes
reien die Einrichtung mit wechselnderKinderbeihülfeversucht wor-

den ist, hat man sichgenöthigtgesehen, sie bald wieder aufzugeben.
Uebrigens ist durch die als Maximum aufgenommene regelmäßige
Arbeitszeit von zehn Stunden nicht untersagt, die Einrichtung
einer halbtägigenKinderbeschäftigungda einzurichten, wo es mög-
lich ist, es wird dieselbe aber nur nicht für alle Fälle. geboten.
Daß es in den Fällen, wo das Gedeihen der körperlichen

Entwickelung durch eine zehnstündige Beschäftigungmit einer

Fabrikazion oder mit einzelnen Arbeiten in einer Fabrik beein-

trächtigtwird, erforderlich ist, diese Arbeitszeit herabzusetzen,be-

darf keiner weitern Begründung,am zweckmäßigstenwird dies aber

von dem Gewerberathe ausgehen, welcher zunächstdie Aufsicht führt-
Bei den Spinnereien wird in vielen Fällen sich die Einrich-

tung einer zehnstündigenKinderarbeitszeit ausführen lassen, näm-
lich überall da, wo einem Spinner zwei Andreher beigegebenfind-
welche sich dann gewöhnlichwährend der Schulzeit einander er-

setzen, indem dafür Sorge getragen wird, daß der eine zu andern

Stunden unterrichtet wird, als der andere, und die daher auch
zu gegenseitigem Ersatze so angewendet werden »können,daß auf
einen jeden die normale Arbeitszeit fällt. Ob ubrigens hierdurch
verhindert wird, daß die Kinder während der ganzen Arbeitszeit
im Etablissement gegenwärtigsind, ist eine andere Frage, welche

für viele Fälle wol direkt verneint werden kann, da die von fern
her nach einer Spinnerei kommenden Arbeiter gewöhnlichmit

ihren Kindern zusammen nach derselben und wieder nach Hause
gehen. Dieser Umstand zeigt- daß in manchen Fällen eine Ver-

längerung der Arbeitszeit unt eine Stunde nicht gerade eine be-

deutende Erschwerung für das Kind in sich schließt. In andern

Fällen, wo der Spinner nur einen Andreher hat, ist aber mit

dem Gebote der zehnstündigenArbeitszeit ein wesentlicher Nach-
theil für die Fabrikazion verbunden, da der Spinner Ohne Atl-

dreher nicht nur weniger, sondern dieses auch in geringerer Voll-

kommenheit produzirt. ,

Jn den hier ausgesprochenen Verhä tnissen und m dem Um-

stande, daß man gern eine gesetzlicheV rschrift erhalten möchte,
welche nach allen Seiten zu gehalten tden WITHnicht aber,
wie dies bei Bestimmungen in einigen andern »Landernder Fall

ist, Bestimmungen , welche zwar anscheinenddie Kinder günstig
stellen, aber ins der That sie dadurch- daß sie Nicht gehalten wer-

den, wesentlich beeinträchtigt-mzu einersteten Uebertretung und

mithin zur Schwächunsgs»des- Sinnes fUt GesetzlichkeitVeranlassung
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geben«liegt der Grund dafür, daß man der nächstenAufsichts-
behörde die Gewalt vindizirt hat, innerhalb der gesetzlichenGren-

zen den unabweislich gegebenen Fabrikazionsbedsngungenentspre-
chend, die Arbeitszeitim einzelnenFalle auch verlangern zu können.

Der Wunsch, ein Gesetz zu erhalten, dessen Uebertretung
gehindert werden kann, weil es überhauptnicht wegenNichtbe-
achtung wesentlicher Fabrikazionsbedingungenunausfuhrbar«wird,
ist ferner auch Veranlassung zu den bei der Sonntagsarbeit und

Nachtarbeit getroffenen Bestimmungen. Durch die erstere werden

vorzugsweise die Interessen der Kattundruckerei,durch die letztere
die der Spinnerei berührt. Man ist allgemein der Ansicht, daß
die Soniitagsarbeit sehr erschwertund so weit eingeschränktwer-

den inüsse,«als nUk Möglich ist- hält aber ein unbedingtes Verbot

nur dann für gerecht Und ohne Beeinträchtigungder vaterländi-

schen Industrie durchführbar,wenn es in ganz Deutschland mit

unerbittlicher Strenge in Ausführunggebracht werde. Besteht
auch gegenwärtigein solches Verbot, so wird demselben doch na-·

nientlich auch in den Ländern, welche mit Sachsens Druckerei-

etablissements rivalisiren, durchaus nicht nachgegangen» Dafür,

daß die Sonntagsarbeit im Nothfalle noch ausgeführt werden

dars, spricht auch das Verfahren gerade der solidesten Etablisse-
ments, welche trotz des so fluktuirenden Geschäftsgangesder Druk-

kerei ein möglichstkonstantes Arbeiterverfonal sich zu erhalten
suchen, nicht aber sich dazu entschließenkönnen,plötzlichfür kurze
Zeit eine große Arbeiterzahl anzunehmen und sie dann schnell
wieder zu entlassen. Sollen diese folideren Etablissenients bei

Durchführungdieses dem Arbeiter vortheilhaften Prinzips unter-

stütztwerden, so darf ihnen die Gelegenheit nicht entzogen werden,

für den Fall der Noth einmal in kürzererZeit ein erhöhtesPro-
dukzionsqantum durch Hinzunahnie des Sonntags zur Arbeitszeit
zu erzielen; diese Füglichkeitwürde ihnen aber durch unbedingtes
Verbot der Beschäftigungvon« Kindern während des Sonntags
entzogen, da ein Verbot der Kinderarbeit in diesem Falle einem

Verbote des Handdruckens überhauptgleich kommt. Man wünscht

indessendie Sonntagsarbeit auf die allerdringlichften Fälle be-
schränktzu sehen, und glaubt dies sowol durchErschwerungin

der Erlaubnißnachsuchung,welche jedesmal persönlichfein soll, als

durch den Umstand zu erzielen, daß man doppelte Lohnzahlung
für die Kinder anordnet, wobei natürlich der Mehrbetrag des zu

zahlenden Lohnes gegen die während der Wochenarbeitgeltenden
Sätze vom Fabrikanten gewährtwerden muß;

Eine zeitweise eintretende Nachtarbeit wird durch die Lage
und Bewegkraft mehrerer unserer Spinnereien bedingt. Jn den

Zeiten des Wassermangelsnämlich ist entweder ein steter Wasser-
zuflußnicht Vorhanden- das Wasser geht«wenn ein oberhalb ge-

legenes Etablisselnentdasselbe zeitweise ansammelt und benutzt,
gerade während einer bestimmten Zeit, im Laufe von 24 Stunden,
die sich zum Theil in die N»achterstrecken kann, an dem tiefer

gelegenen Etablissemeiit vorüber, oder es ist der Wasserzustuß
zwar stetig, aber so gering, daß regelmaßignur ein Theil des

Etablissements oder die Hälfte in Bewegung gesetztwer-denkann.

Jn letzterem Falle pflegt man dann, nicht blos im einseitigenJn-
teresse der Fabrikanten, sondern wesentlich auch um dieArbeiter
nicht ganz verdienstlos werden zu lassen, den Betriebim zwölf-

stündigenWechsel durchzuführen,so daß die eine Halfte der Ar-

beiter von Mittag 42 Uhr bis Mitternacht, die andere von letz-
terer Zeit bis zur erstern arbeitet. Wollte man eine ausnahms-
weise in solchem Falle zu ertheilende Erlaubniß der Kinderbeschaf-
tigung während eines Theiles der Nacht nicht gestatten, so wurde
auch den Arbeitern der Berdieiist entzogen werden, da ohne Kinder

die Arbeit nicht fortgesetzt werden kann. Auch eine solche Er-

laubniß ist aber zU ekschwerenund auf die dringlichstenFälle
einzuschränken,damit uberall da, wo es möglichist, durchandere

Einrichtungen, oder durch Beschaffungeiner Dampfkraft als Re-

serve der immerhin traurige Wechsel vermieden werden kann.

Leider ist aber der Ersatz der fehlenden Bewegkraft durch Dampf
nicht überall aussührbar, da durch zu hohen Preis des«Brenn-
materials die Erzeugung der letztern anmancheu Punkten un-

möglich gemacht wird.

Jnsosekn der hier erwähnte Uebelstand in einzelnen Fällen
dadurch eutstanden ist,»daß·Fabrikanten oft an Flüsse und Bäche

Etablissements bauten, von welchen sie sich eine größere Kraft
versprachem als sie in der That später nutzbar machen konnten,
läßt sich von einer auf Grund eines Wasserbenutzungsgesetzes
später erfolgenden Wasserverleihungerwarten, daß derartige Täu-
schungen vermieden werden.

Bei Regulirutig der Schulverhälinissefür die in Fabriken
beschäftigtenKinder ist es vortheilh"äfter,nicht von einzelnen Fa-
brikanten als solchen allein und unter allen Umständen die be-

treffende Einrichtung zu verlangen, . sondern die Ordnung aller

Verhältnisse in die Hand des Gewerberathes und der Schulw-
spekzion zu legenz nur auf diese Art wird esmöglich werden,
viele der Uebelftändezu vermeiden, die nothwendig eintreten, so-
bald jeder Fabrikant seine eigene Fabrikfchiilehält oder wenigstens
zu bestimmen hat, in welche der sonst bestehenden Aushülfefchulen
die bei ihm beschäftigtenKinder gehen müssen. Jn vielen Fällen
kann es wünschenswerthsein, mehrere nahe gelegene Fabriken zu
einer gemeinschaftlichenFabrikschule zu vereinigen, namentlich dann,
wenn dadurch der zeither mit dem Uebertritt eines Kindes aus

einer Fabrik in die andere verbundene gleichzeitigeWechsel der

Schule, der zur Erreichung eines bestimmten Schulzieles von dem

allernachtheiligsten Einflusse ist, ja dasselbe wol ganz unmöglich
macht, vermieden werden kann, oder wenn man den Kindern die

Zurücklegungeines langen Weges nach der Schule dadurch er-

sparen kann. Vereiniguugen dieser Art scheiterten jetzt oft an dem

Widerstande einzelnerFabrikanten; es mußdaher in der Hand der

durch den sachverständigenGewerberath unterstütztenSchulinspek-
zion liegen, die Bildung derjenigen Schulbezirke anzuordnen, niit

denen die geringsten Nachtheile verbunden find.
Ueber die Kostenvertheilung,welche bei Einrichtung beson-

derer Schulen stattzufinden hat, läßt sich mit voller Bestimmtheit
ein Urtheil nicht früher abgeben, als bis das in dem zu erwar-

tenden Schulgesetze vorgeschlagene Prinzip der Aufbringung der

Unterrichtskosten überhauptbekannt ist. So viel ist aber schon
jetzt anzuführen,daß , wenn durch Einrichtung von Fabrikfchulen
in einer Kommun die Nothwendigkeit einer Vergrößerung der ge-
wöhnlichen Schuleinrichtung vermieden wird, dann die Verpflich-
tung des Fabrikanten zu einem für Herstellung der Schule zu
leistenden Beitrage weit geringer ist, als wo die in der Fabrik-
schule aufzunehmenden Kinder außerdemwol gut in der allge-
meinen Schule noch Aufnahme siiiden könnten. Der erstere Fall
kommt an Orten, in denen sich der Fabrikbetrieb zusammendrängt-
nicht allzu selten vor.

Jedenfalls sind aber die Uebelständebei der Schulgeldent-
richtung in spätererZeit zu vermeiden, welche die ärmer-en Ar-
beiterfamilien jetzt oft sehr hart drücken, besonders die Verpflich-
tung doppelter Schulgeldzahlung, nämlichtheils im Wohnorte der

Eltern, theils an dem Orte, wo das Kind die Fabrikschule be-
sucht. Jst eine solche Bestimmung wol da am Platze, wo Eltern
aus besonderenGründen ihre Kinder nicht in die öffentlicheSchule
schicken, sondern privatim unterrichien lassen, so ist fie in dem

Falle für übermäßigdrückend,wo nicht für. ungerecht zu halten,
wo die Eltern durch das dringende Gebot der Noth veranlaßt
werden, ihre durch die Betheiligungan der Fabrikarbeit von dein

Wohnorte entfernt gehaltenen Kinder in einer andern als der

Schule des Wohnortes unterrichten zu lassen.
Abendschulen find nach der Vollzugsverordnungzum Volks-

fchulgefetzenur unter dringend nöthigenBedingungen ausnahms-
weise für zulässigerachtet worden« Die Bedingungen des Kat-

tundruckereibetriebes, bei welchem ein Arbeiten bei künstlicher
Beleuchtung nicht stattfinden kann, sind nun allerdings solche,daß
eine gänzliche Beseitigung der Abendschulen noch nicht möglich
erscheint; unter spezieller Bezugnahme auf das in der angezoge-
nen Ausführungsverordnungüber Abendschulen Ausgesprochene
glaubt man sich daher auch mit dein Antrage LIv. begnügenzu
müssen,und erwartet von der pflichigemäßenBerücksichtigungdie-
ser Jnstitute durch den Gewerberath die Entfernung wenigstens
der Uebelstände, die überhaupt beseitigt werden können. Wo es

geschehenkann, mag dann, wenigstens ein Theil des Unterrichts
»auf Vormittagsstunden gelegt werden.

Eine besondere Bestimmung wegen des Religions- und Kon-

fsirmandenunterrichtesmit aufzunehmen, hielt man für überflüssig,
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weil dieselbe offenbar nur einen Theil Dessen bilden würde, was

8 53 bereits ausspricht. Die Bestimmungen wegen der Quali-

sikazionder Lehrer wurden deshalb mit aufgenommen, weil gerade
hierbei viele Eingaben auf-gegenwärtig stattfindende Uebelstände
aufmerksam gemacht haben. -

Jn den Spinnereien lassen sich,wie-die Verhältnisseso vie-

ler gut organisirter Etablissements zeigen,- Abendschulengänzlich
vermeiden. Für diese Geschäftsbranchemußteaber das unbedingte
Verbot der Unterrichtsertheilungwährend der Mittagsstunde auf-
genommen werden.

Die Bestimmungen 55 bis 57 bezweckendie erforderlichen
Einrichtungen, durch welche eine Kontrole der bisher gegebenen
Bestimmungen überhaupterst möglich wird, sie bedürfennament-

lich im. Vergleich mit den ähnlichenBestimmungen anderer Ge-

setzgebungen(Beilage ll.) einer ausführlichernRechtfertigungwol

nicht. Es mag daher nur noch bemerkt werden, daß das Kin-

derarbeitsbuch als Analogon des Arbeitsbuches (vergl. Antrag
Xxlx. Seite 222) theils zur Aufrechthaltung der Ordnung, theils
als Mittel, um aufdas Kind erziehendwirken zu können,dienen soll.

Wegen des Fabrikinspektors ist aufoIL Seite 225 und auf das

zur Begründung dort Angeführtezurückzuverweisen.Es istmög-
lich, daß sich die Persönlichkeit eines Sachverständigennach Nr.
xLlL zugleich dazu qualifizirt, stch den unter 57 angeführten
Obliegenheiten mit zu unterziehen; sonst ist auch vielleicht zweck-
entsprechend, dem erstern für Zwecke der letztern Art einen zweiten
Sachverständigenbeizuordnen.

Die letzte Bestimmung beruht auf Billigkeitsrücksichtenund

wird die Einführung aller Bestimmungen erleichtern helfen.
Die vorzuschlagendenBestimmungen selbst sind nun folgende:

XLvlL Die nachstehenden Bestimmungen beziehen sich auf

diejenigen Knaben und Mädchen, welche beim Ge-

werbe-, Fabrik- und Hüttenbetriebe,sowie beim Berg-
bau außerhalb des elterlichen Hauses regelmäßig
zu gewerblichen Beschäftigungen zugezogen werden

und noch im schulpflichtigen Alter sich befinden-
Arbeitgeber, welche Kinder beschäftigen,haben die zur

Wahrung und Förderung des leiblichen Wohles und

der Sittlichkeit erforderlichen Einrichtungen zu tref--
feu, und für Aufrechthaltung derselben Sorge zu

tragen; das ganze Arbeiterpersonal aber hat diese

Einrichtung zu befolgen. Hierher gehört vorzüglich,
daß den Kindern keine mit ihrer körperlichenEnt-

wickelung außer Verhältniß stehende Arbeit übertra-

gen, und soweit dies ausführbar ist, eine Trennung der

Geschlechterin verschiedeneArbeitsräume bewirkt werde.

Es darf kein Kind vor Erfüllung desjenigen Zieles,
welches das Schulgesetz für die erste Elementarbil-

dung vorschreibt, und keines Falls vor erfülltem
neunten Lebensjahre zu regelmäßiger gewerblicher
Beschäftigungzugelassenwerden. Jedes zuzulassende
Kind muß durch ein kostenfrei von der Lokalschulin-
spekzion auszufertigendes Zeugniß fich darüber aus-

Weiseu, daß es das obengedachte Zielerreicht hat,
und ein durch den Gewerberath ausgefertigtes Kin-

derarbeitsbuch(Antrag Lvl.) vorzeigen.
L. Die Arbeitszeit der Kinder darf täglich zehn Stunden

mit eiuet einstündigenUnterbrechung, behufs der

Mittagsmahlzeit, nicht übersteigen.
Der Gewerberath kann das Maximum der Ak-

beitszeit auch auf weniger als zehn Stunden in dem

Falle festsetzen,wenn die körperlicheAusbildung der

Kinder durch ihre Beschäftigungbeeinträchtigtwird.

Beim Spinnereibetriebekann der Gewerberath,
jedoch nur in dem Falle- Wenn es wegen mangelnder
Kinder nicht möglichist, die zehnstündigeArbeitszeit
inne zu halten, eine elfstündigeArbeitszeitausnahms-
weise gestatten.

Ll. Der Gewerberath ist befugt, eine vorübergehendeVer-

längerung der Arbeitszeit zu gestatten- wenn durch
Naturereignisseoder Unglücksfälleder regelmäßige

XLVllL

XLDL

Geschäftsbetriebunterbrochen und ein vermehrtea Ar-
«

Ul.

Llll.

LU.

LV.

LVL

LVE

beitsbedürfniß dadurch herbeigeführtworden ist. So-
wol die Verlängerung der täglichenArbeitszeit,welche
in der Regel nur eine Stunde betragen darf, unter-

liegen der Genehmigung des Gewerberathes.
Die Beschäftigungvon Kindern vor 5 Uhr Morgens
und nach 9 Uhr Abends, sowie an Sonntagen und

gesetzlichenFeiertagen ist untersagt.
Ausnahmen können für dergleichen Fälle und

dann nur auf persönlichesAnsuchen des Fabrikanten
oder dessen Stellvertreters von dem Gewerberathe
gestattet werden. Bei der Nachtarbeit ist in diesm
Falle dafür Sorge zu tragen , daß unter Aufrechter-
haltung der Bestimmungen in Antrag L. die Kinder
nur während eines Theiles der Nacht beschäftigt
werden.s Bei der Sonntagsarbeit sindet doppelte
Lohnzahluugstatt- und zwar so, daß der Mehrhe-
irag gegen den gewöhnlichenLohn vom Fabrikanten
übertragen wird.

Durch die Betheiligung an gewerblicher Arbeit werden

die schulpflichtigenKinder nicht entbunden, den Vor-

schriften des Schulgesetzes nachzukommen. Werden

aber die Kinder durch die Natur der gewerblichen-
Beschäftigungoder aus lokalen Rücksichtenam Be-

sucheder Ortsfchule behindert, so hat der Gewerbe-

rath, in Vereinigung mit der Schulinspekzion,dafür
zu sorgen, daß die erforderlichen Einrichtungenge-

troffen werden.

Hierbei ist zu ermitteln, wie der Hauptzweck, den

Kindern eine tüchtige Ausbildung zu sichern, mit
einer möglichstgeringen Störung des Gewerbebetrie-
bcs am besten vereinigt werden kann.

Jn Fabrikschulen ist dafür zu sorgen, daß im-

Sommer an Sonn- und Feiertagen körperlicheLei-

besübungenmit den Kindern vorgenommen werden.

Der Gewerberath hatseine besondere Bemühung da-

hin zu richten, daß Abendschulen, welche übrigens
nur bei Kattundruckereien noch statthaft find, gänzlich
vermieden werden; wo dies aber noch nicht geschehen
kann, darf sich die Unierrichtszeit in denselben im

Sommer nicht über 8 Uhr, im Winter nicht über 7

Uhr des Abends erstreckenund es ist der Unterricht in

denselben besonders tüchtigenLehrern anzuvertrauen.
Unterricht während der Mittagsstunde ist nicht

statthaft.
Ueber Namen, Alter, Wohnort, Eltern und Eintritts-

zeit der bei ihnen beschäftigten,sowie über die Aus-

trittszeit der entlassenenKinder haben die Arbeitgeber
genaue und vollständigeVerzeichnifsezU führt-w
Jedes Kind erhält beim Uebergange zur gewerblichen
Beschäftigungdurch den Gewerberath ein Kinderar-

beitsbuch unentgeltlich ausseftktigt, in welchem die

gesetzlichenBestimmungen über die Kinderarbeit ent-

halten sind, und in welches außer den im Antrag
Lil. angegebenen Nachweisungendas im Antrag XLIL

erwähnte-Zeugnisder Lokalschulinspekzioneingetra-
gen wird.

Dieses Buch vertritt beim Uebergange eines Kin-

des von einem Arbeitgeber zu einem andern die Stelle
des Arbeitsbuches(Antrag XXDL Abschnitt lv.)- es·

dient zum Eintragen der Schulversäumnisse-ZeUsUtelh
des Arbeitszeugnissesu. s. w., bleibt in der Hand
des Arbeitgebers und unterliegt der Kunttole der

Schulinspekzion. .

Mit dem Schulentla ngsscheinWlkd das Kinder-

arbeitsbuch geschlossenun an seer Stelle tritt, be-

treffenden Falles, ein Ar eitsbuchi
Die Aufsicht über die Befolgung der hier aufgestell-
ten Bestimmungensteht dfm GewerbekatheUnd- was

die Schulverhältnissebetrifft- itt Vereinigung mit der

Schulinspekzion zu; diessallfige Lokalrevistonen erfol-
gen von einem verpflichteteuFabrikinspektor.
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Die Aufnabmebedingungen (Antr.ag xle.) haben
auf die bei Publizirungv dieser Bestimmungenbereits
in Fabriken wirklich beschäftigtenKinder keine rück-

wirkende Kraft.
Chemnitz, am 49. Oktober 4849.

Die fünfte Abtheilung der Kommission
für Erörterung der Gewerbs- und Ar-

beiterverhältnisse.
Professor Dr. Hülße, Referent.

LVIIL

Weilagtm
I.

Muth-klungen über vie Verhältnisseder in sächsischenFabriken
beschaftigtenKindes-.

Die Lage der in sächsischenFabriken arbeitenden Kinder ist
im Jahre 1844 von dem Direktorium des Jnduftrievereins für
das Königreich Sachsen zum Gegenstand spezieller Untersuchung
gemachtworden. Die Resultate dieser Untersuchungen wurden in

der sechsten Generalversammlung dieses Vereins am 28. Oktober

4844 mitgetheilt, und da sie nicht wenig dazu beitragen, ein

deutliches Bild von den Verhältnissender Kinderarbeit in Sachsen
zu geben, so mag im Folgenden der wesentliche Inhalt der ge-
wonnenen Resultate mitgetheilt werden-

Bei der Kattundruckerei werden Kinder hauptsächlich

zum Farbestreichenverwendet, stehen unter Aufsicht des Druckers,
welchem sie beigegebenfind, und empfangen von letzterem den Lohn.
Die Arbeitszeit derselbenmuß sich nothwendig nach der des Druk-

kers richten, weil dieser in Abwesenheit des Streichkindes Nichts
vornehmen kann. Die Arbeitszeit ist nach den Jahreszeiten ver-

schieden,« durchschnittlich im Sommer 40 bis H, im Winter 7

bis 9 Stunden, da Arbeiten bei künstlicherBeleuchtung nicht vor-

kommen. Die Kinder empfangen am Schlusse der Tagearbeit zwei
Stunden täglichUnterricht, dafür besteht in Chemnitzeine Fabrik-

schule neben zwei allgemeinen Abendfchulenz in Glauchau wird

der Religionsunterricht in den Frühstundenvor dem Beginn der

Arbeit ertheilt, und es ist dort die Einrichtung getroffen, daß
jedes Kind vor der Konsirmazion die Fabrik verlassen, und ein

halbes oder nach Besinden ein Jahr den gewöhnlichenBolksschul-
Unterricht Ungeschmälertgenießenmuß.

Bei der Baumwollenspinnerei erhalten die Kinder als

Andreher Beschäftigungund sind dem Spinnerl zunächstunterge-
ben, von dem sie auch ausgelohnt werden; die Arbeitszeit beträgt
gewöhnlich42 bis 43 Stunden und wird durch das Mittagsbrod, in

den Spinnereien aus dem Lande, welche keine eigenen Fabrikschu-
Ien haben, durch die Unterrichtsstunden, unterbrochen, deren Ein-

theilung sich nach der freien Zeit des Dorfschullehrers richtet. Jn

Fabrikfchulen wird theils die Zeit vor und nach dem Mittags-
brode zum Unterrichte benutzt, theils wird der letztere auf den

Abend verlegt. (Bei größerenSpinnereien fällt oft der Fabrik-
unterricht mitten in die Arbeitszeit hinein, Und dann Werden die

Kinder gewöhnlichin mehreren Abtheilungen so unterrichtet, daß
ncht alle gleichzeitigder Arbeit entzogen und die Abwesenden so

vel als möglich durch die Zurückbleibendenübertragenwerden.)
Jn den Kammgarnspinnisreien werden wenig schulpsiichs

tige Kinder beschäftigt,und in der Regel in der Kämmerei zum

Belesen der Wollzügeverwendet; auch hier sind sieHülfsarbeiterder

Kämmek und werden von denselben bezahlt; ihre Arbeit hängt
indessen mit der der Wollkämmer nicht unmittelbar zufammen,
weshalb sie am Besuche der Ortsschule in den gewöhnlichenSchul-
stunden nicht gehindertsind, auch außerder Mittagszeit zu einer

Frühstücks- und Bespetpäiise Muße finden-
Jii den Streichgatnspinnereien finden nur ausnahms-

tveise einzelne Kinder Beschäftigungzum Ausputzen der Rauch-
karden nnd dergleichen. (Referentmuß hier zur Ergänzungan-

führen, daß die Zahl der in Streichgarnspinnereien beschäftigten
Kinder nicht so unbedeutend ist, und daßisie außer der oben an-

gegebenen Beschäftigungtheils wie in der Baumwollenspinnerei,
theils zum Lockenanlegenverwendet werden; letztere Beschäftigung

findet nur noch in den nach älterem System eingerichtetenStreich-
garnfpinnereien statt, nicht aber in den mit Vorspinnkrempeln
ausgerüstetenzdie Einführung dieser Vorspinnkrempeln hat eine

großeAnzahl dieser Anlegekinder entbehrlich gemacht und bewirkt,
daß jetzt weit weniger Kinder in Streichgarnspinnereienarbeiten
als früher.) si

,.,

Bei dem Bergwesen ist es«Grundsatz, daß Knaben nicht
früher als bis fie konstrmirt find, zur Bergarbeit angenommen
werden. Zulafsung noch schulpflichtiger Kinder ist eine außeror-
dentliche und seltene Ausnahme, zu der man sich nur entschließt,
wenn durch außergewöhnlicheFälle, Verunglückungen,Tod und

dergl. eine Bergmannsfamilie in großes Elend und Armuth ge-
rathen ist. Die Seltenheit der Ausnahme wird dadurch bewiesen,
daß zur Zeit der Auskunftsertheilung in dem ganzen Freiberger
Vergamtsrevier sich kein schulpflichtigerBergjunge befand. Findet
aber die Annahme eines schulpslichtigenKindes statt, so wird es

nur mit stundenweise verlohnter Tagearbeit beschäftigtund an

vollständigemBesuche des Schulunterrichtes nicht behindert. Uebri-

gens werden die neu angenommenen jüngerenBergarbeiter nur zu
leichte-er und gefahrloserer Arbeit über Tage verwendet, und da-

bei stets die fisische Beschaffenheit derselben und ihre Fähigkeitin
Berücksichtigunggezogen. Eine Beschäftigungin der Grube kommt

vor vollendetem fünfzehntenLebensjahre nicht vor, auch hier wird

der Anfang mit leichterer Arbeit gemacht, und auf die Körperthe-

fchaffenheit der Betreffenden gehörig Rücksicht genommen. Die

eigentliche Arbeitszeit der über Tage beschäftigtenJungen liegt
zwischen früh 5 Uhr und Nachmittags 4 Uhr, und beträgt mit

Ausschluß der zum Gebet, zum Essen und zur Erholung bestimm-
ten Zeit nur neun Stunden; eine unter besonderenUmständener-

forderliche verlängerteArbeitszeit wird verhältnißmäßigbesonders
verlohnt. Bei bereits in der Grube beschäftigtenJungen findet
die gewöhnlicheachtstündigeSchichtzeitmit höchstenssechs Arbeits-

stunden statt. Endlich wird in Bezug auf dies Fürsorge für die

Gesundheit in neuerer Zeit ungleich mehr als früher auf helle,
reinliche und lustige Scheidestuben und Wäschen gesehen, und die
Arbeiter weniger zur Arbeit unter freiem Himmel veranlaßt, viel-
mehr für Herstellung besonderer Schauer, in denen die Arbeiter

Schutz vor der Witterung finden, Sorge getragen.
Der Vorstand des Jnduftrievereins hat die Ansicht,
daß die Verwendung der Kinder zur Fabrikarbeit für
den Gewerbebetrieb bei dem gegenwärtigenallgemeinen
Stande der Industrie nothwendig sei;
daß sie für die betreffenden Arbeiterfamilien als Mittel

zu ihrer Unterhaltung unentbehrlich sei;
daß sie für Staat und Gemeinde als Versorgung einer

großen Anzahl sonst aufstchtsloser Kinder aus Familien
sich als nützlicherweise.

Aus den zur Begründung dieser Ansicht aufgestellten Mo-
menten heben wir mit Uebergehung des in den Kommissionsfchrif-
ten bereits Mitgetheilten nur noch Folgendes aus:

Außer der größern Billigkeit der Arbeit durch Kinder ist
wesentlichnoch in Betracht zu ziehen, daß manche Arbeit von dem

Kinde leichter, schneller und bessergemacht wird, z. B. das An-

drehen in den Spinnereien, und daß bei den Hülfsarbeiten des

Andrehers für den Spinner, des Streichkindes für den Drücker,
der schon im Altersunterschiede begründeteGehorsam der prompten

Ausführungjener Hülfsarbeiten sehr zu Statten kommt und die

Fabrikazionfördert.
i

Aus Besorgniß einer das Wohl der Arbeiterfamilien gefähr-
denden Schmälerung des Verdienstes haben die Besitzer sächsischer
Kattundruckereien auf die Einführung mechanischer Streichtifche
verzichtet; weil diese Arbeit die Kinder entbehrlich gemacht-ha-
ben würde.

.

Der Beweis der dritten Behauptung läßt sich am leichtesten
aus der Annahme des gegenseitigenVerhältnissesführen, wenn

man sich nämlich denkt, daß die Gelegenheit zur Unterbringung
der Kinder in der Fabrik nicht gegebens"wäre.

Die Fabrikkinder gehörennämlichdurchgängigarmen Eltern

an, entweder solchen, die Fabrikarbeiter sind, oder solchen,die ihren
Erwerb am Tage auswärts suchen müssen,wo«"dies nicht der Fall
ist, suchen die Eltern ihre Kinder lieber im Hause bei dem eige-
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nen Gewerbe nützlichzu beschäftigen,wozu fast alle Fabrikge-
werbe Gelegenheit geben.

Der Volksfchulunterrichtwürde nur einige Tagesstunden aus-

füllen, während der übrigen Zeit bliebe die Jugend gerade in

einem Alter, wo sie am meisten der Leitung bedarf, ganz ohne
Aufsicht; denn die Obhut von Freunden, Stubennachbarn und

dergleichen, deren Beihülfe von den Eltern im Fall der Noth be-

ansprucht wird, kann hier kaum in Berücksichtigungkommen.
Die Straße wird daher der Tummelplatz der ungezügelten

Kinderwelt, Müßiggang und Armuth nährt in ihnen frühzeitig
«den Hang zum Betteln und führt sie einer Menge Gefahren für
ihr fisisches und moralisches-Wohl entgegen, vor denen sie weder

..gewarnt noch bewahrt werden,

Dieser Betrachtung gegenüberwird nun von mancher Seite

auf das fisischeElend und die moralische Verwilderung hinge-
wiesen, welchem die Kinder durch ihre Beschäftigungin den Fa-
briken anheimfallen sollen, und es ist zu gehöriger Beleuchtung
dieser Einwendungen, und um dieselben auf das Maaß des wirk-

lich Thatsächlichenzurückzuführen,näher auf die Einzelheiten der

Verhältnisse einzugehen.
·

Auf den fisischen Zustand der Fabrikkinder kann theils
das Maaß der Arbeit, theils die Natur derselben, theils über-
haupt der Aufenthalt im Fabriklokale Einfluß äußern.

Bei der Druckerei wird nun aber das Geschäft des Farbe-

streichens, welches eine besondere Kraftanstrengung nicht in An-
·

spruch nimmt, durch eine Menge kleiner Besorgungen unterbrochen,
und dadurch die in der Einförmigkeit der Arbeit liegende An-

strengung gemindert, auch fehlt es nicht an Pausen zur Früh-
stücks- und Vesperzeit, wenn dieselben auch nicht ausdrücklichbe-

stimmt sind·
Bei der Spinnerei bringt das Geschäft des Andrehens alle

die Bewegungen abwechselnd mit fich, welche man sonst zur Aus-

bildung des Körpers erforderlich hält, und die von dem Kinde

auch außerhalb der Fabrik vorgenommen werden, nämlichGehen,
Stehen, Sitzen, Liegen, Kriechen.

Es fragt sich nun, ob die Dauer aller Arbeiten und der

Aufenthalt der Kinder in den Drücker- und Spinnsälen einen

nachtheiligen Einfluß auf die körperlicheEntwickelung äußert oder

nicht? Eine Frage, zu deren Beantwortung offen-bar erfahrene
in Fabrikgegenden lebende Aerzte am meisten kompetent sind.

Es hat sich gerade über diese Frage die erzgebi«rgisch-
chemnitzer medizinische Gesellschaft am 26. Oktober 4844

berathen, und in folgender Art darüber ausgesprochen.
Wenn man bedenke, daß die in Fabriken arbeitenden Kinder

häusig von 6 bis 42 Uhr, dann von l bis 6 Uhr mit Arbeit

beschäftigtsind, hierauf noch 2 bis 3 Stunden in der Schule
zubringen, daß sie auf dem Wege in die Fabriken dem Wechsel
der Witterung und in den Arbeitssälen dem Wollftaube oder einer

mit andern Bestandtheilen verunreinigten Luft ausgesetzt sind; daß
sie ihr Mittagsessen gewöhnlichin großer Eile und das Abend-

essen kurz vor Schlafengehenzu sich nehmen müssen, so werde

man fast Bedenken tragen, dies Alles für unschädlichzu erklären ;

demohngeachtet lehrten seit mehrern Jahren angestellte Beobach-
tungen, daß der Gesundheitszustandder in den Fabriken arbeiten-

den Kinder in diesem Zeitraume etwa vom siebenten bis Ende

des vierzehnten Lebensjahres Etwas von den zu befürchtenden
üblen Folgen nicht wahrnehmen lasse. Man beobachte weder

Lungensuchtennoch Verkrüppelungen,noch sinde man, daß die

Fabrikkinder häusig an Erkältungskrankheiten,Rheumatismen,
innern Entzündungenu. s. w. leiden, auch stelle sich das Mor-

talitätsverhältnißdieser Klasse, in der Stadt Chemnitznamentlich,
sehr günstigdar. Wenn nämlich von 4000 Gebornen an andern

Orten in dem Zeitraume vom fünftenbis funfzehnten Lebensjahre
60 bis 70 stürben,so träfe dies Loos in Chemnitz nur 341).

l) Diese Beobachtungenstehen allerdings nichtimEinklange mit den
in der n. Lieferung der Mittheilungen des statistischenVerein-s für das

KönigreichSachsen aufgestelltenSterblichkeitsiabelletuNach ;«letzt-ermstar-
ben nämlich von 4000 Gebornen durchschnittlich im ganzen Land-e zwischen
dem 5. und ts. Lebensjahre40, in Chemnitz 37, oder von 4000 gleich-
zeitig im 5. Lebensjahre befindlichenKindern bis um lö. Lebens·ahreim
ganzen Lande 77, in Chemmtz dagegen 94. Es istaber wesent ich hier-

Man müssedaher, wenn auch dieses günstigeMortalitätsverhält-
niß als eine Folge der größernMortalität im ersten Lebensjahre
zu betrachten sei, welche man in Fabrikdistrikten und namentlich
in der Stadt’Ehemnitz zu beklagen habe, indem nämlich in die-

sem Zeiträume schon fast die Hälfte der Gebornen wieder sterbe,
doch zu der Ansicht kommen, daß die Beschäftigungder Kinder
in den Fabriken für ihre Gesundheit ersprießlichersei, als wenn

sie zu Hause in engen Stuben mit sitzendet Arbeit beschäftigt
werden soslten.

Es solle jedoch hiermit nicht ausgesprochenwerden, als wür-

den Kinder bei einer«andernLebensweise, welche mehr Wechsel
der Arbeit darbietet und den Genuß freier Luft mehr gestattet,
nicht besser gedeihen und körperlichzu ihrer künftigenBestimmung
besser vorbereitet werden können;die Mädchen zu ihrem Berufe,
der künftigen Generazion nicht nur Leben, sondern auch Dauer

zu geben, die Knaben- Welchegewöhnlichzu den Gewerben, vor-

zugsweise aber zur Weberei übergehen,zum Widerstande gegen
die schädlichenEinflüsse,denen sie entgegengehen. Vorzüglichglaubt
man bemerkt zu haben, daß aus dem Beisammenleben der Ge-

schlechter ein zu frühzeitigesErwachen des Geschlechtstriebes ab-

zuleiten sei, welcher die Folge habe, daß allzu zahlreiche und

zu frühe Ehen geschlossenwürden, woraus wieder eine zu große
Fruchtbarkeit derselben und ein rasches Absterben der neuen Ge-

nerazion hervorgehe.
Jnsofern nun gerade in den Jahren, in weichen die Kinder

die Fabriken besuchen, die Körper zur Ertragung der Beschwerden
des spätern Gewerbebetriebes abgehärtet werden solle, und von

dem weiblichen Theile namentlich eine künftigedauernde Genera-

zion vorzüglich zu erwarten sei, so müsseman wünschen, alle

Hindernisse, welche der Entwickelung entgegenstehenkönnten, weg-
geräumtzu sehen.

Man sinde sich daher doch, obgleich man über den Gesund-
heitszustand der Kinder, so lange sie als solche in der Fabrik
arbeiten, nur ein günstigesUrtheil abgeben könnte, bewogen, in

Bezug auf die Beschäftigungder Kinder in den Fabriken als

Wünsche auszusprechen:

l) Wenn es thunlich, eine Verminderung der Arbeitsstunden
eintreten zu lassen, insofern man nicht iM Jrrthum sei, wenn man

diese, einschließlichder Schulstunden, zu vierzehnstündigannehme;
2) Berücksichtigungder den Kindern zum Mittagsessen ge-

gönntenZeit;
3) Trennung der Geschlechter,soweit solche ausführbar sein

möchte.
So weit das ärztlicheGutachten.
Wenn man auf die moralische Verwilderung der Fa-

brikkinder mehrseitig hindeutet, so kann man sie nur aus dem

Einflusse ableiten, den das Zusammenleben einer größern Anzahl
Kinder beiderlei Geschlechts in einem Fabriklvkale und das böse
Beispiel, welches durch Worte und Gebet-den der Erwachsenen
den Kindern gegeben wird, äußert. Es ist nun zwar unzweifel-
haft, daß das angeführteZusammenlebenGelegenheitzu Aus-

schweifungengibt, und daß derartige Beispiele der Jugend gefähr-
lich werden, allein es ist dainit noch nicht ausgesprochen, daß
derartige Ungebührnissevorkommen müssen,vielmehr gibt die

Erfahrung an die Hand, daß in einem wohlgeordneten Fabrik-

etablissement Zucht und Sitte ebenso durch strenge Aufsicht er-

halten werden, wie es möglichwird, die Arbeit einer großen
Menge zu ko.ntroliren.

Man sindet die Bemerkung des Rentamtmann Preusker sehr
treffend, daß Fabrikbesitzerein großesUnrecht begehen- Wenn sie
dem geschicktenund brauchbaren Arbeiter lieber Unsittlichketten
nachsehen,und die moralische Ansteckungdes bösen Beispiels un-

beachtet lassen, als denselben aus er Fabrik entfernen; es ist
bedauerlich, wenn noch nicht alle abrikanten zu der Ueberzeu-
gung gekommensind, daß ein an S· te und Ordnunggewöhntet
Arbeiter-stummfür das eigene Jnte esse des Fabrikbesitzersmehr

bei zu beachte-n daß die für Ehemkiitzaufgestellten Zahlen sich nicht auf
die in Fabrikeu ausschließlicharbektendenKinder allein, sondern auf die

ganze Stadt be iehen, also auch die bei der Hauslndustrie beschäftigten
Kinder mit in ch begreifen-
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werth ist, als der Gewinn, den ein einzelner guter Arbeiter
ihm bringt. .

Fragt man nun aber, ob die Gelegenheit zur Verführung,
welche bei der Fabrikarbeit der Kinder gegeben ist, einen Grund

abgeben könne , letztere zu verbieten, so ist offenbar zu beachten,
daß dieser Gelegenheit sichSchranken setzen lassen, auf der andern

Seite aber ist die Frage auszuwerfen, welchem Schicksal die nicht
in Fabriken arbeitenden Kinder unterworer sind. Es wird schwer-
lich darauf geantwortet werden können- daß sich dieselben unter

günstigernVerhältnissen fÜt Aufrechthaltung der Sittlichkeit be-

sinden, und daß sie ebenso leichtkontrolirt werden können, als

die Fabrik,kinder.
Von Seiten des Rentamtmann Preusker wird hierbei noch

darauf aufmerksamgemacht- daß dem Gemüthe des Kindes bei

»der Fabrikatbeit am Welligsten Rechnung getragen werde, denn

dasselbe erlange nur Arbeitsgeschicklichkeitund einige Verstandes-
bildung, die sich Vst nur bis zur gemeinen Pfifsigkeit erhebe, aber

durch die regelmäßige,von keinem sorglosen Spiel unterbrochene Arbeit
werde die Entwickelungdes höhern Frohsinnes, der das Leben

beglückt,zurückgehalten;der erwachsene Arbeiter sei daher«anch
nur geeignet, sich in freien Stunden einer gemeinen Lustigkeit,
erregt durch berauschendeGetränke, hinzugeben. (Zu diesen Be-

merkungen kann Referent nicht umhin hinzuzufügen,daß stchdas-

selbe auch iu Bezug auf die im Elternhaus arbeitenden Kinder

aussprechen läßt, daher ist hier offenbar kein der Arbeit im ge-
schlossenenEtablifsement ausschließlichzukommen-derNachtheil zu
erblicken. Der Einwirkung auf das Gemüth ist übrigens auch
beider Fabrikarbeit, soweit sie überhaupt stattsinden kann, die

Bahn geöffnet, wenn das Kind neben dem Vater arbeitet, und

es gibt manche Veranlassung, wo der Fabrikherr einen auf das

Getnüth wirkenden Einfluß auszuübenvermag, »z· B. gemeinschaft-
liche Feste der Fabrikarbeiter und Kinder, Prämien, Weihnachts:
bescheerungen, Gemeinschaft der Kinder des Fabrikanten mit den

in der Fabrik arbeitenden Kindern beim Unterricht u. s. w., Ein-

richtungen, die Reserent in mancher unserer Fabriken eingeführt
gefunden hat.)

Was die intellektuelle Ausbildung der Fabrikkinder
anbelangt, so ist die Entwickelung derselben, je nach den verschie-

denenUmständen, im Vergleiche mit der Ausbildung gleich alter

Kinder, welche nicht in Fabriken arbeiten, ziemlichverschieden.
Auf der einen Seite theilen Dorfschullehrer die Bemerkung mit,
daß dle Fabrikkinderleichter begreifen, als die Bauerkinder, und

daher m weniger Schulstunden schneller vorwärts zu bringen sind,
als letztere; auf»derandern Seite klagt man über dürftigeSchul-

bildung namentlich der Fabrikkinder, welche auf den Besuch der

Abendschulen beschränktsind, weil bei ihnen durch die körper-
liche Ermüdung nach der Tagesarbeit auch die Geistesthätigkeit
erlahme.

Diesen Erörterungen des Jndustrievereins möge nun die Aus-

sprache eines mit den vorliegendenVerhältnissendurch langjährige
Erfahrung vollständigvertrauten Mannes, des Herrn Schuldirek-
·rors Pomsel in Ehemnitz,angeschlossenwerden, welcher die Ver-

hältnisse der Kinderarbeit und der Fabrikschuleu in

Chemnitz ausführlich schildert.
Die Arbeiten armer Kinder hiesigenOrtes bestehen haupt-

sächlichim Streichen für dies Drucker in Kattundruckereien, und

im Andrehen in den Spinnfabriken, außerdem sind noch einzelne
bei dem Maschinenbaue,beim Blumenmachen und bei den Seiletn

beschäftigt Diese Kinder haben ihren unterricht theils in der

gewöhnlichenSchule, theils in Fabrik-. und Ahendschulen Von

diesen letztern bestehen hier folgende: die Abendschule der Bürger-
schule, die Fabrikschule von Pflugbeil und Komp., die Fabrik-
.schule von Becker und Schraps, die Fabrikschule von Dietrich und
Schmidt und eine Abendschule zu St. Nikolai. Die gesetzliche
Regel ist, daß nur solcheKinder, welche lesen-könnenswenn auch
noch nlcht mit flotter Geläusigkeit)-ihren Unterricht Abends er-

halten dürfen, und daß dieser Unterricht auch nur für solche Kin-

der-erlaubt ist, welche in Kattundruckereien streichen, und welche
bei den Seilerndas Drehen des Spinnrades besorgen, weil ohne
ehre Vethlfe diese Arbeiten nicht fortgehen könnten. Alle Kinder,
Welche mit andern Arbeiten beschäftigtsind, müssendie gewöhn-
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liche Tagesschule besuchen, so auch namentlich die Andreher in

den Spinnfabriken. Von den eben benannten Fabrikschulen nimmt
jede nur die Kinder auf, welche in der Fabrik arbeiten, zu. wel-

cher die Schule gehört, und ist dabei noch zu bemerken, daß die

Becker’scheFabrikschule nur diejenigen Kinder unterrichtet, welche
in der Spinnerei rfrbeitenz die Streichkinder dieser Fabrik gehen
in die Nikolai-Abendschule. Die BeckerscheFabrikschule und die

Dietrichifche ertheilenzihren Unterricht nicht Abends, sondern in

den Mittagsstunden, und daher gilt für diese Schulen die oben

bemerkte Beschränkungin der Aufnahme der Kinder nicht so, wie

bei den Abendschulen. Die Kinder, welche in andern Druckfabri-
ken arbeiten, insbesondere in den kleinen Anstalten dieser Art,
deren es eine ziemlicheZahl gibt, besuchen theils die Abendfchule
der Bürgerschule, theils die Nikolai-Abendschule. Jetzt steht in-

deß die Abänderung bevor, daß die Pflugbeil’scheFabrik unter

Aufhebung ihrer eignen Schule ihre Kinder in die Nikolai-Abend-

schule schicken will 1). Diese letztere hatte bisher eine Zeit lang
aufgehört, soll aber jetzt wieder eröffnetwerden, und zwar als

Privatunternehmung des Lehrers an der Nikolaischule, indem man

hier als maaßgebendenGrundsatz geltend macht, daß die Kommu-

nen nicht verpflichtet seien, zum Vortheile einzelner Gewerbe und

deren Unternehmer besondere kostspielige Abendschulen zu unter-

halten, sondern daß es den Fabrikanten, welche für ihre Arbeiter

Kinder in der Art bedürfen,daß sie die gewöhnlicheSchule nicht

besuchen können,obliege, selbst Veranstaltungen für den nöthigen

Unterricht dieser Kinder zu treffen Man gedenkt von manchen

Seiten, diese Ansichten auch in Betreff der mit der Bürgerschule
verbundenen Abendschule zur Anwendung zu bringen, und dadurch
theils manchen Beschwerlichkeitenund Mißhelligkeitenzu entgehen,
theils auch wol dadurch die allmäligeEntfernung der Abendschule
selbst anzubahnen. Eine solche Einrichtung wird freilich ans
Widerstand stoßen, und ob es wirklich vortheilhaft sei, wenn die

Veranstaltungen für den Unterricht der Fabrikkinder, welche die

gewöhnlicheSchule nicht besuchen können, als Privatsache, obwol

unter Aufsicht der betreffenden Schulbehörden, in die Hände der

Fabrikanten gelegt werden, besonders wenn sich zu diesem Zwecke
mehrere vereinen müssen,möchte sein Bedenken haben. Der Vor-

theil, daß die Kommunen an Schulaufwand dabei eine Ersparung
machen, ist wol richtig, aber ob die Regelmäßigkeitdes Schul-

besuches und die Gedeiblichkeit des Unterrichts dabei gewinnen
möchte, und ob die Anordnungen über die Zulassung zu den

Abendschulen dabei der wirklichen Nothwendigkeit und der Bil-

ligkeit mehr angemessen gestellt und gehandhabt werden möchten,
als bisher, wo allerdings in der letztern Hinsicht die besondern
Verhältnisseeinzelner Fälle hier und da zu bisweiligen Ausnah-
men drängten,möchtezu bezweifelnsein«

Was die Anzahl der Kinder betrifft, welche in diesen Schu-
len ihren Unterricht empfangen, fo enthält:

Kinder: Knaben, Mädchen--
die Abendschule der Bürgerschule . 276 468 408

die PsiugbeirscheFahrikschule . . 99 44 55

die Becker’scheFabrikschule . . .· 60

die Dietrich’scheFabrikschule 45

Fabrikkinder in der Tagschule der Bür-

schule etwa . . . . . . . . 45

Summa 465 Kinder.

Diese find von folgendem Lebensalter:

44 Jahr alt 20 Kinder.

43 ,, «
405 ,,

42 ,, ,, 409 »

i i » »
90 «

40
» »

69 »

9 ,, »
48 »

8 t, » «

7 7
« « «

» .

Diese Altersangabe gründet sich auf das Verhaltntßder

Kinder in der Abendfchule der Bürgerschuleund in der Pflug-
beil’fchenFabrikfchule, indem das Alter dieser Kinder bestimmt

1) Was in der Zwischenzeitin des That erfolgtist.
48
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bekannt ist,. und-das der übrigen 400, deren Lebensalter einzeln
reicht alsbald ermittelt werden konnte, mit den obigen 365 an der

Zahl in gleichemVerhältnisseangenommen werden kann.

Außer diesen eigentlichenFabrikarbeiten sind noch wenigstens
ebenso viel Kinder, besonders jüngere unter zwölf Jahren, mit

Spulen für die Weberei (wenige für die Strumpfwirkerei), und

von den ältern, besonders Knaben, auch wol 200 bereits mit

Arbeit auf dem Webstuhl beschäftigt.Ihre- Zahl läßt sich ohne
große Weitläufigkeit ebensowenigals ihr Alter angeben, da sie
ohne Unterschied gegen andere Kinder die gewöhnlicheSchule be-

suchen. Was das Schulgeld für die Fabrikkinder betrifft, so wird

ihnen dies mit 42 Pf. für die Woche am Lohn gekürzt,und

wenn- die Fabrik keine eigne Schule hat, dies Schulgeld an die

Kasse der Schule abgegeben, welche sie besuchen. Es ist leicht
ersichtlich, daß dieses Schulgeld die Kosten der Schule, namentlich
für Besoldung des Lehrers, für Heizung und Beleuchtung, weder

bei den besondern Fabrikschulen noch bei der Abendfchule der

Bürgerschule zu decken vermag (bei der Nikolai-Abendschule
möchte es sich anders verhalten), überdies hat auch die Bestrei-

bung dieses Schulgeldes Seiten der Bürgerschulklassebesonders
wegen der Menge der verschiedenenKontribuenten mancherlei Be-

schwerde und leidet manchen Ausfall.
Schon aus diesem Grunde hat man längst die Aufhebung

der Abendschule gewünscht;aber noch stärkereGründe dafür lie-

gen in den Unvollkommenheiten, welche einem Unterrichte bei Ker-

,zenlichte, am Ende eines arbeitsvollen Tages, mit ermüdeten

Kindern und bei manchen andern Jnkonvenienzen nothwendig an-

hängenmüssen. Es ist demnach schon seit Jahren von den hö-
hern Schulbehörden verlangt worden, daß die Abendschulen in

Wegfall kommen sollen, aber dies hat noch immer nicht zur Aus-

führung gelangen können. Es ist hiesigen Ortes noch nicht ge-

lungen, eine andere Einrichtung für den Unterricht der Fabrik-
kinder aussindig zu machen, welche theils dem ungestörtenFort-
gange der Fabrikarbeiten, theils dem Interesse der arbeitenden
Kinder und ihrer Eltern zusagte; und es möchtensich leicht gegen
die Abstellung der Abendschulen aus dem letztern noch stärkerer
Widerspruch als aus dem erstern erheben, da allerdings viele

Eltern hiesigen Ortes daran gewöhnt sind, daß ihre Kinder die

Kosten ihres Unterhaltes selbst verdienen, ja auch wol noch Etwas

mehr, und da sie demnach eine Verringerung des Verdienstes
ihrer Kinder, welche bei dem Besuche einer Tagschule schwerlich
könnte vermieden werden, sehr übel empsinden würden.

Soll über Kinderarbeiten überhaupt ein Urtheil abgegeben
werden, so ist es ohne Zweifel angemessen und ersprießlich,wenn

Kinder, deren Beruf im künftigenLeben Handarbeit ist, bei Zeiten
an eine nützliche,geordnete und kraftübende Thätigkeit gewöhnt
werden, unter der Bedingung, daß die Arbeit ihnen nicht zu früh
zugemuthet werde, daß dieselbe nicht zu angestrengt sei, daß da-

durch weder ihre körperliche,noch geistige und moralische Wohl-
fahrt gefährdet und daß insbesondere die rechte Benutzung eines

angemessenenSchulunterrichtes nicht verkürztund behindert, nnd

überhaupt ihr Jugendleben nicht verkümmertwerde. Angemesse-
ner als eigentliche Fabrikarbeit werden in dieser Rücksichtvon

mehrern und den wichtigsten Seiten für Kinder solche Beschäfti-
gungen sein, welche ihnen die Eltern selbst geben können, Beihülfe
in ihrem Gewerbe und ihren Geschäften,in der Wirthschaft,
überhaupt solche, die im Kreise der Familie verrichtet werden

können. Aber in Feibtikstädten,wie Chemnitz, wo auf der einen
Seite bei mancher Fabrikazion Kinderhülfe unentbehrlich ist, und
auf der andern augenfälligerpekuniärer Gewinn lockt, werden
die Kinder aus den Fabttkeii nicht zu entfernen sein. Jn der

That haben auch diese Arbeiten weder in dem Grade noch in der
Ausdehnung die Größe des Nachtheiles, als oft geschildertwird,
wenigstens bei uns nicht, ja man kann sogar eigenthümlicheVor-

theile auffinden- welche sie in mancher Beziehunggewähren. Es
ließe sich daher wol eine Einrichtung machen, daß die Fabrikat-
beiten mit dem Wohle der Kinder in einen befriedigendenEin-
klang gebracht würden, besonders dadurch, daß diese Arbeiten auf
eine angemessene Stundenzahl für den Tag beschränkt,und nur

nach Erreichung eines bestimmten Lebensalters gestattet würden-
Aber solchen Anordnungen würde nur durch ein Machtgebot von-

oben und durch eine scharfe Handhabung Erfolg gegeben werden

können.

So weit unsere Quelle.
Die Einrichtungen der Abendschulenin andern sächsischenFa-

brikstädtenanlangend, ist anzuführen,daß dieselben vor unlanger
Zeit in folgender Art bestanden-

Penigt
März und Oktober Abends 6 bis 8 Uhr.

»
November und Dezember Abends 6 bis 8 Uhr.

"

Januar und Februar Abends 5 bis 7 Uhr.
April und September früh 6 bis 8 Uhr.
Mai, Juni, Juli, August früh 5 bis 7 Uhr.

Frankenberg
März und Oktober Abends 6 bis 7 Uhr.

Noven71berdDezember, Januar, Februar Abends 5 bis
U r.

’April und—Septemberfrüh 6 bis 8 Uhr.
Mai- Juni, Juli- August früh 5 bis 7 Uhr.

Zfchopiius
·

April bis mit September Mittag 42 bis 2 Uhr.
Oktober hie mit März Abend 5 bis 7 Uhr.

Großenhain:
Sonntags Vormittags, Montags früh (weil erst um

40 Uhr angefangen wird);
im tiefen Winter von 5 bis 8 Uhr Abends.
bei zunehmendemTage von 6 bis 81X2Uhr Abends;
an den längstenTagen von 6 bis 8 Uhr Abends.

Das Kind muß zehn Jahr gewesen sein, und

muß vom sechstenJahre an die IV. und Ill. Klasse
der Hauptschule besucht haben.

Um endlich die Mängel und Nachtheile der Abend-

schulen in ein deutliches Licht zu setzen, dazu dient die Aus-

sprache eines Fabrikschullehrers, des Herrn F. Ehrlich, welche
aus einem im Januar 4845 vor der technischen Deputazion des

Chemnitzer Handwerkervereines gehaltenen Vortrage entnommen

ist. Derselbe spricht sich in folgender Art aus:

Das Nachtheiiige der Absnvschuiezeigt sich-

t) in der unpassend gewählten Zeit;

2) in der beschränktenStundenzahl;
3) in der zu verschiedenen Bildungsstufe der Kinder in ei-

ner Klasse;
4) in dem zu häusigenWechsel der Klassen, die ein Schü-

ler besucht;
5) in der Ueberfüllungder Klassen, und

6) ist auch der fifische Nachtheil nicht ganz aus dem Auge

zu lassen.
· ·

Schon die für den Unterricht gewählteTageszeitIst Unztveib
mäßig. Der Abend ist mehr zu einer Beschäftigung geeignet,
wobei die Geisteskraft weniger angestrengt ist«Wenn manche
Erwachsene in Folge ihres Berufes und neich ZithtelangerGewöh-
nung auch die Abendzeit zu angestrengten geistigen Arbeiten be-

nutzen, so dürfen wir dasselbe nicht Auch dem Kinde zumuthen.
Das Kind tummelt sich des Tages über gern herum, es arbeitet

und lernt, aber zur Abendzeit will es leicht unterhalten sein und

sehnt sich nach Ruhe. Wenn das Kind in Fabriken im Sommer
von früh 6 bis Abends Um 6 Uhr von fortwährender,mechani-
scher Arbeit, die zwar wenig Nachdenken, aber doch Achtsamkeit
verlangt, ermüdet ist, so eilt es zur Schule. Hier soll der Geist

thätig sein. mit dem nöthigenJnteresse den Unterricht auffasseib

durchdenken und behalten. Das zu erzielen, ist eine schwere Opti-
gabe des Lehrers, die er selten in befriedigenderWeile«zU Pfeil
im Stande ist; oft hat er zu wehren, daß der Schleif die Müden
nicht überfalle und oft muß er mit Unterdrückng aller milden-

freundlichen Gesinnung die eiserne Stre ge handpabmsIm Win-

ter kommt ein großer Theil wegen ein r feist»AmhnlbeStunde

weiten Entfernung oft zu spät; auch assen Vielekleine Fabeikeii
die Kinder oft bei Licht streichen, oder das KINPmuß für seinen

Drucker noch einen Weg machen. JedetVMibläumungder Un-

terrichtsstunden ist aber bei den Fabsikkindetnum so nachtheiliger,
da die Stundenzahl so beschränktist« Jni Lekzionsplanstehen

zehn Stunden wöchentlich,abet jeden Tag sollen zwanzig Minu-
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ten darüber gehalten werden, so daß zwölf Stunden herauskom-
men, Der Sonnabend ist schulfrei, um der Geschäftewillen, die

dem Streichkinde an diesem Tage in der Fabrik zu thun obliegen.
Das Sammeln der Kinder nimmt in der Regel eine Viertelstunde
in Anspruch, Bei einer so geringen Stundenzahl muß der Un-

terricht selbst nur auf das Allernothwendigste eingeschränktwerden.

Drei Religionsstunden,«zwei Lesestunden, zwei Schreibestunden, eine

Rechnenstunde,eine Stunde zu orthograsischenUebungen und eine

Stunde zum Memoriren — das ist der Lekzionsplan. Andere Volks-

kenntnisse können nur nach dem Inhalt der Lesestückeals nebenbei

berücksichtigtwerden; und die fähigernSchüler können nur in der

Stunde für Orthvgkasie angehalten werden, den leichtesten An-

fang mit AUsschkeibeneines selbstgedachtenSätzchens zu machen.
Doch über die beschränkteStunde-naht wollte ich noch schwei-

gen, da auch die Tagesklassenin der niedern Bürgerschulein

Chemnitzein gleiches Schicksal theilen und dennoch ein befriedi-

gendes Klassenziel erreichen. Aber diesen Tagesklafsen kommt,
außer dem Wegfalle der obgenannten Störungen, auch noch der

Vorzug hinzu, daß die Schüler nach ihren Fähigkeitenund Lei-

stungen gleichmäßigervertheilt sind, was durchaus in den drei

Abtheilungen der Abendklassen nicht der Fall ist. Wie verschie-
den die Schüler einer Abendklasse find, kann ich damit beweisen,
daß ich aus der ersten Klasse Schüler in die erste, zweite, dritte

und vierte Tagesklasseversetzt habe· Diese Verschiedenheit macht
den gemeinschaftlichen Unterricht sehr schwierig und hindert den

gedeihlichenErfolg desselben.
Zu dieser Verschiedenheitkommt nun noch der häufigeWech-

sel der Schüler. Hat ein Drucker keine Arbeit, so sucht das

Streichkind einen Drucker auf einer andern Fabrik,v und besucht
die dortige Fabrikfchllles

zurückin seine vorherige Klasse-; oder es geht in die Tagesklasse,
durchwandert von da aus wieder einige andere Abendschulen ic.

Genug, die Abendschulklassenfind in beständigerAb- und Zu-
nahme. Jm Ganzen ist aber die Schülerzahl größer, wenigstens
in den Knabenklassen, als zu einem erfolgreichen Unterricht wün-

schenswerth ist. Leider ist eine größereFrequenz seit einigen
Jahren eher befördert,als eingeschränktworden. Ursprünglichist
die Abendschule nur für Kinder, die auf den Fabriken des Tages
über beschäftigtsind, aber seit einigen Jahren ist auch Seiler-

knaben, Hirtenknaben u. s. w. die Ausnahme gestattet.
Zu einer Verringerung der Schüler würde schon viel bei-

tkaSaUT das Festhalten an dem ursprünglichenGesetze, daß nur

die Kinder in die Abendschule aufgenommen werden sollen, bei

denen die mechanische Fettigkeit im Lesen begründetworden ist;
auch würde dann die Kraft des Kindes nicht gleich in dem zar-
ten Alter geknicktwerden-

Außer dieser geistigenVernachlässigungleiden viele Kinder

auch sisisch. Zwar mag sich dies in andern Gegenden und Ländern

noch weit schlimmer als bei uns herausstellen, aber dennoch ist
der sistsche Nachtheil ihrer tagelangen Beschäftigungund des Un-

terrichtes zur Abendzeit nicht ganz wegzuleugnen. Der Geruch
der Beize macht viele Abendschülerschon von Weitem kenntlich-
nnd ich könnte mehrere Beispiele anführen, daß Eltern sich ge-

nöthigt sahen, die Kinder aus Rücksichtauf ihre Gesundheit zu
einer andern Beschäftigung anzuhalten. Auch sind mir mehrere
Fälle bekannt, daß Mädchen, nachdem sie beim Streichen des

Tages über die Augen angestrengt und des Abends bei Licht
lesen oder schreiben sollten, darüber klagten, daß ihnen die Augen
übergingen. Bei ihrer Versetzung in die Tagesklassen habe ich
nie wieder eine ähnlicheKlage von denselben vernommen. Ueber-

tkiebene sifische Anstrengung schadet gewiß am meisten in den

Jahren des Wachsthums Es muß also nachtheilig sein, wenn

z. B. Kinder aus Altendorf und Rottluff jeden Morgen den Weg
bis nach Becker’s Fabrik Wachen, des Tages über bei geringer
Kost arbeiten, dann zwei Stunden Abendsdie Schule besuchen
und zuletzt noch den stundenweiten Weg, oft bei dem ungünstig-
stkn Wind und Wetter nach Hause machen.

»

Wenn nach allem Vorhetigen jeder Menschenfreund den

Wunsch für Aufhebung der Abendschulen theilen muß, so fragt
es sich- an welche Weise dies geschehenkönne? Nach meiner An-

sicht einzig und allein dadurch, daß die Kinder zu halka Tagen

Jn einigen Wochen kehrt es wieder .

auf den Fabriken arbeiteten. Hier würdedem Interesse der Fa-

brikherren nicht zu nahe getreten. Der Mangel an Streichkindern
würde sich nicht herausstellen, denn manche Eltern würden dann

ihre Kinder, die zur Zeit andere Beschäftigungensuchen, auf die

Fabrik schicken. Aber das Interesse derjenigen Eltern, die nicht
zeitig genug von ihren Kindern Verdienst bekommen, würde am

meisten zu schaffenmachen. Hier fihlt es an einer obrigkeitlichen
Bestimmung, um den Kresbschaden in der Erziehung eines großen
Theiles der arbeitenden Klassen zu heilen.

II.

Zusammenstellung der hauptsächlichstenBestimmungen über die

Kinderarbeit in den Gesetzgebungen folgender Staaten:

Preußen (9. März 4839.)
Baiern (45. Januar 4840.)
Baden (4. März 4840.)
Bremen (4. April 4842.)
Oestreich (20. November i786, 46. Juli 4839, H.

Juni« 4842.)
Kanton Zürich (45. Juli 4837.)
England (29. August 4833, 40. August 4842.)
Frankreich (22. März 4844.)
Massachussets (46. April 4836, is. April 4838.)

i. Umfang des Wirkungskreises, für welchen das

Gesetz erlassen ist.

Preußen. Für regelmäßigeBeschäftigungin einer Fabrik oder

bei Berg-, Hütten- und Pochwerken von Kindern bis

zum zurückgelegtenlö. Lebensjahre.
Für Beschäftigungin Fabriken oder beim Hütten- und

Bergbau von Kindern bis zum vollendeten 42. Lebens-

jahre und resp. im schulpflichtigen Alter.

Baden. Für Beschäftigung schulpslichtiger Kinder.

Bremen. Für die Beschäftigungschulpflichtiger.Kinder bei der

Zigarrenarbeit.
Oestreich. Für die in den Fabriken arbeitenden Kinder bis

zum is· Altersjahre.
Zürich Für Kinder bis zum zurückgelegten46. Altersjahre in

Spinnereien oder andern Fabriken.

England. Für Beschäftigung jugendlicher Arbeiter in Baum-

wollen-, Leinen- und Wollenmanufakturen bis zum is.

Altersjahre (4833). Für Beschäftigungvon Knaben
unter 45 Jahren beim Bergbau, die Beschäftigungvon

Mädchen ist gänzlichuntersagt (4842).
Frankreich. Für Beschäftigungvon Kindern bis zum ih. Le-

bensjahre in Manufakturen, Hütten, Werkstätten mit

mechanischemBetriebe oder mit Feuerarbeit und in jeder
geschlossenenFabrik, welche mehr als 20 Arbeiter be-

schäftigt.
Massachusetts Für Kinder unter 45 Jahren, welche in Fa-

-

briken beschäftigtwerden.

Baiern.

2. ZulaßsBedingungen

in Preußen. Das 9. Lebensjahr muß mindestens zurückgelegt
sein, auch muß das Kind entweder dreijährigenregelmä-
ßigen Schulunterricht genossen haben, oder durch Zeug-
niß des Schulvorstandes nachweisen, daß es seine Mut-

tersprache geläustg lesen kann. Ausnahmen davon find
nur da gestattet, wo die Fabrikherren durch Errichtung
und Unterhaltung von Fabrikschulenden Unterricht der

jungen Arbeiter sichern.
in Baiern. Das aufzunehmendeKind muß mindestens das 9.

Lebensjahr zurückgelegthaben, durch ein ärztlichesZeug-
niß sich über genügendeKörperbeschaffenheitund durch
ein Zeugniß dek Lokaischulinspekzionsich darüber aus-

weisen, daß es die Schule fleißigbesucht habe und für

sein Alter genügendvorgebildet sei.
in Baden. Von dem Besuche der öffentlichenSchule sind-e

nur dann Dispensazionstatt, wenn der Besuch einer

(8·
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Fabrikfchsuledafür eintritt; dies darf vor dem H. Als Freistundeund zwar jedesmal auch Bewegung in freier
tersjahre nicht erfolgen und dann- mußfich das Kind , Luft zu gewähren.
darüber ausweisen, daß es in den ersten Elementen des in Baiern. Für Kinder von 9 bis 42 Jahren ein Maximum

Unterrichtes die erforderlichen Kenntnisse besitzt. von 40 Stunden (einschließlichzweier Unterrichtsstunden)
insBremen Das zuzulassendeKind muß mindestens das 40. Mittags ist eine Stunde zum Essen und sowol Vor-

Altersjahr vollendet und von der Jnspekzionein Arbeits-

buch ausgefertigt erhalten haben. Vor Zurücklegung
des is. Altersjahres ist entweder die erfolgte Konstr-
mazion oder durch Zeugniß des Lehrers oder der Lehre-
rin nachzuweisen, daß der Elementarunterricht mit hin-
reichendem Erfolge benutzt worden ist.

in Oestreich. Als Regel ist das zurückgelegte42 Alters-

jahr festgesetzt;Ausnahmen find nur unter den Bedin-

gungen gestattet: l) daß das aufzunehmendeKind das

9. Jahr zurückgelegthabe; 2) daß es vor seiner Auf-
nahme drei Jahre lang den Schulunterricht genossen
habe; 3).daß die Bewilligung der Ortsobrigkeit einge-
halten werde, welche nur nach Bestätigung der Erfül-
lung der beiden ersten Bedingungen ertheilt werden

kann; 4) daß für angemesseneFortsetzung des Religi-
ons- und Schulunterrichtes solcher Kinder während der

Dauer des schulpflichtigenAlters gesorgt werde.

in Zürich. Jn der Regel soll das aufzunehmende Kind durch
ein Zeugniß der Gemeindeschulpflegedarthun, daß es

aus der Alitagsschule entlassen sei. Eine Ausnahme
sindet nur da statt, wo ein Alltagsschüler an die Stelle
eines Repetirschülers während der Stunden der Repetirs
schule tritt. Kinder, welche zwar aus der Alltagsschule,
nicht aber aus der Repetir- oder Unterweisungsschule
entlassen sind, können nur dann aufgenommen werden,
wenn der Fabrikbesitzerstch verpflichtet, dieselben, so
lange sie schulpstichtigsind, regelmäßigan dem Unter-

richte der Repetir- und Unterweisungsschule Theil neh-
men zu lassen.

in England. Das 9. Lebensjahr muß bei Zulassung zur Fa-
brikarbeitz das 40., und für einzelne gefährlicheArbeiten
das 45., bei Zulassung von Knaben zur Bergarbeit
mindestens zurückgelegtsein. Seidenmanufakturen sind
aber an diese Bestimmungen nicht gebunden. Gefordert
wird ein Zeugniß über das Alter und ein ärztliches
Zeugniß über die erforderliche körperlicheBeschaffenheit-

in Frankreich. Daszuzulassende Kind muß mindestens 8 Jahr
alt sein und dies durch ein amtliches kostenfrei auszu-
fertigendes Zeugniß nachweisen Jst es noch nicht 42

Jahr alt, so muß außerdem von den Eltern oder dem

Vormunde beglaubigt nachgewiesen werden, daß es eine

öffentlicheoder Privatschule besuche. Die öffentlichen
Verwaltungsbehördenkönnen das Minimum des Alters

erhöhen,oder dies Statthaftigkeit der Kinderarbeit gänz-
lich untersagen, wenn in einzelnen Fällen die Kräfte
derKinder zu sehr in Anspruch genommen werden oder
Mlt der BeschäftigungGefahr verbunden ist.

in Massashufetts Das aufzunehmende Kind mußmindestens
Wahrends des Jahr-es vor dem Eintritte eine öffentliche
oder Vkivatschule drei Monate lang besucht haben und
den Schulhefuch während der Fabrikarbeit fortsetzen.
Die Aufnahmebedingungmuß durch ein von dem Frie- -

densrichter des Ortes beglaubigtes Zeugniß nachgewiesen
werden.

Z. Dauer der Arbeitszeit
in Preußen.Nicht über 40 Stunden täglich. Die Ortspoli-

zeibehördekann eine vorübergehendeVerlängerung ge-
statten, wenn durch Naturereignisseoder Unglücksfälle
der regelmäßigeGeschäftsbetriebunterbrochen und ein
vermehrtes Arbeitsbedürfnißdadurch herbeigeführtwor-
den ist. Die Verlängerungdarf aber täglichnur einige
Stunden betragen und höchstensfür die Dauer von vier
Wochen gestattet werden. Zwischen den bestimmten
Arbeitsstunden ist denKindern Vor- und Nachmittags
eine Muße von einer Viertelstundeund Mittags eine ganze

in Bad en.

mittags als Nachmittags eine halbe Stundezur Erho-
lung in freier Luft zu gewähren.

Arbeitszeitund Unterrichtszeit dürfen für schalt-flich-
tige Kinder zusammen täglich nicht mehr als 42 Stun-
den betragen. (Die Unterrichtszeit ist auf durchschnitt-
lich 2 Stunden bestimmt.) Bei Arbeiten in freier Luft
darf mit ärztlicherBewilligung diese Zeit überschritten
werden. AußerordentlicheVerlängerung der Arbeitszeit
und Pause innerhalb der Arbeitszeit wie in Preußen.

n Oestreich. Das Maximum der Arbeitszeit beträgt -l()

Stunden für neun- bis zwölfjährige und 42 Stunden

für «zwölf-bis sechzehtljährigeKinder; diese Arbeitszeit
ist immer durch eine Ruhe von wenigstens einer Stunde

zu unterbrechen-
in Zürich. Die Arbeitszeit darf höchstens44 Stunden betragen

in England.

und ist wenigstens durch eine Ruhezeit von einer Stunde

zu Mittag zu unterbrechen.
(4833) Ein Kind unter H Jahren soll in Fa-

briken nicht länger als 48 Stunden wöchentlichoder

9 Stunden täglicharbeiten; dieses Alter wird vom H.

März 4835 auf 24 Jahre und vom i. März 4836

auf 43 Jahre festgesetzt. Jedes solche Kind soll aber

täglich die Schule besuchen. Keine Person unter 48

Jahren soll mehr als 42 Stunden täglich oder 72 Stun-
den wöchentlich arbeiten. Allen jugendlichen Arbeitern

sollen täglich volle lIXz Stunde zusammen zu den ver-

schiedenenMahlzeiten gestattet werden.

Bei einer Störung des Betriebes durch zu große
oder zus kleine Wasserkraft kann die versäumteZeit durch
Zusetzung von drei wöchentlichenArbeitsstunden nachge-
bracht werden. Bei außerordentlichenStörungen durch
die Dampfmaschine tcT kann in den 42 nächstfolgenden
Arbeitstagen die tägliche Arbeitszeit um eine Stunde

verlängert werden; bei Wassermangel kann dieseArbeits-

verlängerung bis zum Erfatze des Schadens ausgedehnt
werden.

in Frankreich. Das Maximum der Arbeitszeit beträgt von 8

bis 42 Jahren 8 Stunden, von 42 bis 46 Jahren 42

Stunden; es muß eine Unterbrechung durch eine Ruhe-
zeit stattfinden. Eine Verminderung der Arbeitszeit kann

durch die öffentlichenVerwaltungsbehördendann aus-

gesprochen werden, wenn einzelne Beschäftigungendie

Kinder zu sehr in Anspruch nehmen oder-ihreGesund-
heit gefährden. Nachtarbeit, d- h- zwischen 9 Uhr
Abends und 5 Uhr Morgens, kann hei Wassermangel
oder dringenden Reparaturen Kindern über 43 Jahren

ausnahmsweise gestattet werden; es werden ihnen aber

dann 2 Arbeitsstunden für 3 gerechnet. Auch ist die

Verwendung von Kind-M über 43 Jahren zur Nacht-
arbeit bei solchen Etablifsements gestattet, welche wegen
Ununterbrochener Feuerbenutzungihren Betrieb innerhalb
24 Stunden nicht aussetzenkönnen.

4. Ganz verboten ist Kinderarbeit:

in Preußen- Vor 5 Uhr Morgens und nach 9 Uhr Abends,

in Baiern.

in Baden.
in Oestreich. Zur Nachtzeit, d. h.

in Zürich. Zur Nachtzeit, d· h.

sowie an Sonn- und Feiertagen.
Vor 6 Uhr Morgens und nach 8 Uhr Abends.

Wie in Preußen.
on 9 uhr Abends hie 5

r Mor ens. .Uh g
vo 9 Uhr Abends bis früh

5 Uhr, over von 40 uhr Abends bis früh 6 Uhr, für
·

Alle, welche das ts. Lebensiclhr noch nicht augetreten
haben. «Ausnahn1enfinden UUk linker-Bewilligung-des
Statthalteramts und unter Anzecgean die betreffende
Bezirksschulpflsegesbei außerordentlichenHemmungem wie
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Wassermangel und dergl. statt, eine solche Erlaubniß
foll· jedoch wieder zurückgenommenwerden, sobald die

fraglicheHemmung gehoben ist.
«

An Sonn- und Festtagen ist alles Arbeiten in den

Fabriken und Spinnereien, dringliche Reparatuten vor-

behalten, untersagt-
in England. Zur Nachtzeit, d. h. nach halb 8 Uhr Abends

und vor halb 5 Uhr Morgens, das Arbeiten von Mäd-

chen beim Bergbau bis auf die oben bemerktenAus-
«

nahmen.
in Frankreich. Zur Nachtzeit, d. h. zwischen 9 Uhr Abends

und 5 Uhr Morgens für Kinder unter 43 Jahren,«für
Kinder Unter 43 Iehren nur bis auf die oben bemerk-
ten Ausnahmen.

"

«
v sz

Kinder über 46 Jahren dürfen ans Sonntagen und
UU gesetzlichen Feiertagen nicht zur Arbeit verwendet

werden.

Z. Bestimmungen wegen des Schulunterrichtes, der

Konfikmazion und kirchlichen Handlungen ausschließ-
lich der bei den Aufnahmebedingungen

angegebenen.

in Preußen. Die Beurtheilung, ob eine Fabrikschule genüge,
gebührt den Regierungen, welche in diesem Falle auch
das Verhältniß zwischen Lern- und Arbeitszeit zu be-

stimmen haben.
Christliche Arbeiter, welche noch nicht zur heiligen

Kommunion angenommen sind, dürfen vin denjenigen
Stunden, welche ihr ordentlicher Seelsorger für ihrern
Katechumenen- und Konsirmandenunterrichtbestimmt hat,
nicht beschäftigtwerden.
«

Die gesetzlichenBestimmungen über die Verpflichtung
zum Schulbesuche werden nicht geändert; jedoch werden

die Regierungen da, wo die Verhältnissedie Beschäfti-

gung schulpflichtiger Kinder in den Fabriken nöthig
machen, solche Einrichtungen treffen, daß die Wahl der

Unterrichtsstunden den Betrieb derselben so wenig als

möglichstören.
in Baiern. Schulpflichtige Kinder haben täglich während 2

Stunden, welche von der Arbeitszeit abgerechnet werden,
entweder die öffentlicheoder eine Fabrikschule zu besu-

chetp aber auch in letzterem Falle an der jährlichen
Prüfung der öffentlichenSchule Theil zu nehmen.

Die Erlaubniß zur Errichtung einer besondern oder

Fabrikschule ist an die Bedingung geknüpft, daß der

Lehrer die vorgeschriebene Befähigung besitze,daßer nur

höchstens50 Kinder gleichzeitig unterrichte, daß der

Unterricht nicht vor 6 Uhr Morgens und nach 6- Uhr
Abends und überhaupt nur zu Stunden ertheilt werde,
welche die Aufsichtsbehördegenehmigt hat, daß endlich
der Unterricht in allen Stücken mit der öffentlichen
Schule parallel gehe und der Aufsicht der kompetenten
Schulbehörde untergeordnet sei.

Die Fasbkikschüteemüssen, wenn sie nicht deshalb
besondern Unterricht durch den Geistlichenerhalten, dem

öffentlichen Vorbereitungsunterrichte zur Konsikmazspn
beiwohnen. .

.

inBaden Fabrikschulen können nur mit Bewilligung der Auf-
sichtsbehördeüber-das Skhulwesenangelegt werden und

müssen nach den; Vorschriftendes Schulgesetzes einge-
richtet sein. Der-;- Unterrichtin den Fabrikschnlen geht
mit dem in den obern Klassen der allgemeinen Schulen
parallel; ein Lehrerdarf nicht mehr als 70 Kinder

gleichzeitigUntexrlchteU-·muß an einer öffentlichen»S«chule
angestellt sein, Und die VorschristsmäßigeVesahiAUUS
besitzen.

Jedes Kind muß wöchentlich42 Unterrichtsstunden
genießen,welche auf die verschiedenenTage entsprechend«
vertheilt werden können. Die Unterrichtsstundenmüssen
Bor- und Nachmittags möglichstder Arbeitszeit voran-

gehen, außerdemmußzwischenArbeits- und Unterrichts
zeit eine Ruhestunde liegen. .

Die mit Errichtung einer Fabrikschule verbundenen
Kosten hat der Fabrikant zu tragen. Jede Bewilligung
zur Errijhtung einer Fabrikschule ist widerrttflich.

in Bremen. Jedes in der Fabrik arbeitende Kind ist bis zum
Zeitpunkte seiner Konsirmazionschulpflichtigz es muß
daher pünktlich und unausgesetzt bis nach vollen-
detem 42. Jahre mindestens in den Nachmittagsstunden
von i bis 4 Uhr am Mittwoch und Sonnabend, nach
Erreichung dieses Alters aber mindestens in den Abend-

stuiiden von 7 bis 9 Uhr am Montage, Dienstage, Don-

nerstage und Freitage eine der bestehenden Schulen be-

suchen, oder doch zu einer nach diesem Maßstabe we-

nigstens ausreichenden sonstigen Tageszeit an dem Un-

terrichte in einer solchen Schule Theil nehmen.
»in Oestreich. Die Art» und Weise, wie die Fortsetzungdes

Religions- und Schnlunterrichts der Kinder während
der Dauer des schulpflichtigenAlters zu geschehenhat,
ist in jedem einzelnen Falle von der politischen Obrig-
keit im Einvernehmen»mit dem Seelsorger und der Schul-
aufstcht mit der doppelten Rücksichtzu bestimmen, daß
einerseits die Bildung der Kinder möglichstgesichert,
andrerseits ihre Verwendung in der Fabrik nicht un-

nöthigerweisegestört oder gehindert werde. Außerdem
ist dem Seelsorger und dem Schullehrer zur Pflicht ge-

macht, daß sie der Jugend, welche der Schule schon ent-

wachsen ist, und zwar vom Anfange des 43. bis zur
Beendigung des lö. Lebensjahresan Sonn- und Feier-
tagen Nachmittags unentgeltlich Wiederholungsunterricht
ertheilen.

Die Fabrilbesitzer haben darüber zu wachen, daß die
bei ihnen beschäftigtenKinder jährlich viermal zum hei-
ligen Abendmahle gehen. .

.

in Zürich Es ist bei den AufnahmebedingungenAlles erwähnt
worden.

·

in England. Jedes während 48 wöchentlicherArbeitsstunden
beschäftigteKind soll täglichdie Schule besuchen. Die

Fabrikinspektoren sollen vorzüglichdarauf sehen, daß die
Kinder an den Wochentagen die Schule täglich wenig-
stens zwei Stunden lang besuchen, daß ihnen nicht mehr
als VI, ihres Verdienstes für Schulgeld abgezogen und

daß Montags kein Kind ohne Zeugniß über den Schul-
befuch der vergangenen Woche zur Fabrikarbeit zuge-
lassen werde.

.

in Frankreich Jedes Kind muß bis zum 42 Jahre neben der

Fabrikarbeit eine Schule besuchen;nach dem 42. Jahre
sind diejenigen Kinder nicht mehr zum Schulbesuche
verpflichtet, welchen von dem Maire ein Zengniß dar-

über ausgestellt worden ist, daß sie den Unterricht einer

Elementar-Primärklassegenossenhaben. Die öffentlichen
Verwaltungsbehörden haben die erforderlichenEinrich-
tungen zu treffen, daß den Kindern Elementar- und Re-

ligionsunterricht ertheilt werde.

in Massachusetts Die Aufnahmebedingungenenthalten alle

hierher gehörigenBestimmungen.

6. Allgemeinere Bestimmungen zur Sicherung des
fisischen und moralischen Wohles der Kinder.

in Preußen. Dem betreffenden Ministerium bleibt vorbehalten,
diejenigen besondern Sanitäts-, Bau- und sittenpolizeili-
chen Anordnungen zu erlassen, welche sie zur Erhaltung
der Gesundheit und Moralität der Fabrikakbkiter für
erforderlich halten·

in Baiern. Die Fabrikbefitzete sind in Vereinigung mit den

Ortsgeistlichen verpflichtet- die Sittlichkeit jUgendlicher
Arbeiter beiderlei Geschlechts zu"übkrwachen,und sie
vor schädlichekBerührungmit ältern-Arbeiten zu be-

wahren.
in Bremen. Der Fabrikant hat auf ein.ordnungsmäßigesBe-

tragen seiner Arbeiter zu halten«
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in Oestreich. Die Fabrikinhaber haben für die Bewahrung
guter Sitten in ihren Werkstätten und Anstalten, insbe-

sondere für Verminderung von Verfühtung und Aerger-
·niß von Seiten der erwachsenen Fabrikarbeiter Sorge

zu tragen.
Jn Bezug auf die sisische Pflege in den mit einigen

Fabriken verbundenen Verpflegungsanstalten beschäftig-
ter Kinder ist angeordnet, daß Mädchen und Knaben

in den Schlafsälengänzlichabgesondert werden, daß inv

jedem Bett nur ein Kind liege, daß die Kinder wöchent-
lich wenigstens einmal durch Waschen und Kämmen
gereinigt und gesäubert werden und neu gewaschene
Wäsche erhalten, und daß die Bettstätten monatlich ge-

reinigt und mit neu gewaschenen Tüchern versehen wer-

den. Zweimal des Jahres hat der Kreisfisikus die

Kinder zu untersuchen.
in England. Die Arbeitsstätten sollen jährlichwenigstens ein-

mal geweißtwerden.

in Frankreich. Die öffentlichenVerwaltungsbehördenhaben
sich zu verfichern, daß die Sittlichkeit in den Fabriken
aufrecht erhalten, daß man den Kindern eine gute Be-

handlung angedeihen läßt und sie nicht mißbraucht,so-
wie daß für die Gesundheit und das Leben der vom

Gesichtspunkte der Gesundheits- und Sicherheitspolizei
das Erforderliche geschehe.

7. Einrichtungen zur Ermöglichung einer Kontrole.

in Preußen. Die Eigenthümer der bezeichneten Anstalten,
welche junge Leute in denselben beschäftigen,sind ver-

pflichtet, eine genaue und vollständigeListe, deren Namen,
Alter, Wohnort, Eltern, Eintritt in die Fabrik enthal-
tend, zu führen, dieselbe in dem Arbeitslokale auszube-
wahren, und den Polizei- und Schulbehördenauf Ber-

langen vorzulegen.
in Baiern. Wie vorher.
in Baden. Wie vorher.
in Bremen. Der Fabrikant hat ein genaues Berzeichnißaller

Arbeiter zu führen- Jeder, welcher in einer Fabrik ar-

beiten will, hat fich bei der Jnfpekzion zu melden, oon

welcher er alsdann, wenn seinem Vorhaben kein gesetzlicher
Grund entgegensteht, ein Arbeitsbuch erhält, in dieses
ist Name und Geburtszeit, sowie die wegen der Kon-

strmazion erforderliche Bemerkung einzutragen. Der

Fabrikant erhält es beim Eintritt des Arbeiters, hat es

bis zum Austritt desselbensorgfältigaufzubewahrenund

Ein- und Austrittszeit zu bescheinigen.
in Oestreich. Es find Verzeichnifsewie in Preußen zu füh-

ren und der Ortsobrigkeit und dem Seelsorger auf Ver-

langen vorzulegen.
in England. Fabrikanten, welche den Kindern über die gesetz-

liche Arbeitszeit hinaus den Aufenthalt in der Fabrik

gestatten,s werden denen gleich geachtet, welche den ge-

troffenen Bestimmungen zuwiderhandeln.
in Frankreich Der Maire hat den Eltern oder dem Vormunde

eines in Fabriken beschäftigtenKindes ein Arbeitsbuch
einzuhändigen,-inwelchem Alter, Name, Vorname, Ge-

burtsort Und Wohnort des Kindes, sowie die Zeit,
während welcher dasselbe dem Primärunterrichte beige-
wohnt hat, bemerkt sind. Der Chef des Etablissements
bat in dieses Buch den Tag des Eintritts und des Ab-

sanges einzutragen Und ein Spezialregisterüber alle in

diesen Büchern eingetragenen Bestimmungen zu führen.

s. Maßregeln zur besondern Beaufsichtigung

in Preußen- Die Ueberwachung der Befolgungder getroffenen
Bestimmungen ist den Ortspolizei- Und Schulbehörden,
sowie den Regierungenübertragen

in Baiern. Den Polizei- und Schulbehördenist besondere
Sorgfalt bei Ueberwachungder getroffenenBestimmun-
gen zur Pflicht gemacht.

in Baden. Aehnlich wie in Preußen;

in BkemetL Die Jtlspckzion hat über Befolgung der getroffe-
nen Bestimmungen zu wachen und ihr steht bei Ueber-
tretungsfällendie Entscheidungzu.

in Oestreich. Kreisamt, Ortsobrigkeit, Schuldistriktsaufseher
und Seelsorger haben für Aufrechthaltungder gegebe-
nen Vorschriften zu sorgen; es sind vierteljährigeBe-

richte zu erstatten, wozu tabellarischeSchemata entworfen
worden sind.

in Zürich.t Die Aufsicht führt das Statthalteramt und die be-

treffende Bezirksschulpflege.
in England. Der König ernennt vier Fabrikinspektoren mit

der Vollmacht von Magistratspersonen, welche die Fa-
briken zu beaufsichtigen und die zur Vollziehung der

gesetzlichenBestimmungen erforderlichen Maßregeln an-

zuordnen haben; auch kann eine besondere Oberaufsicht
zu dem nämlichenZwecke angeordnet werden. Die Jn-
spektoren haben jährlich zwei Berichte an den Staats-

sekretär zu erstatten Und sich miteinander über gleich-
mäßigeDurchführung ihrer Obliegenheitenzu vernehmen.

in Frankreich. Die öffentlichenVerwaltungsbehördensind mit
der nächsten Aufsicht über Befolgung der getroffenen
Bestimmungen beauftragt worden; ihre Anordnungen
sind zugleich mit dem Gesetzeüber Kinderarbeit in. jedem
Etablissement anzuschlagen Die Regierung ernennt

außerdemzur Aufrechterhaltungder getroffenenBestim-
mungen Jnspektoren, welche Revisionen veranstalten, sich
die Register und Arbeitsbücher vorlegen lassen und

Aerzte, welche durch die Behörde dazu bevollmächtigt
find, zuziehenkönnen.

9. Strafbestimmungen·
in Preußen. Ein bis fünf Thaler für jedes vorschriftswidrig

beschäftigteKind, dem Fabrikherrn oder dessen mit Boll-

macht versehenen Vertreter aufzulegen. 4 bis 5 Thaler
bei unterlassener Anfertigung oder Fortführung der un-

ter Nr. 7 bezeichnetenListe; 5 bis 50 Thaler im Wi-

derholungssalle. Auch ist die Ortspolizeibehördebefugt,
die Liste zu jeder Zeit auf Kosten des Kontravenienten
anfertigen oder vervollständigenzu lassen; diese Kosten
können zwangsweise im administrativen Wege beigetrie-
ben werden.

in Baiern. Zuwiderhandlungen werden im Allgemeinen mit
5 bis 45 Gulden bestraft; Nachlässigkeitbei Ueberwa-

chung der Sittlichkeit und Bewahrung vor fchädlicher
Berührung mit ältern Arbeitern wird mit dem Verbote,
Kinder zu beschäftigen,bestraft.

in Baden. Zuwiderhandlungen werden mit i bis 5 Gulden
für jedes betroffeneKind, und was die Berzeichnisfean-

belangt, mit 5 bis 25 Gulden bestraft
in Bremen Eine Geldbuße bis zu 40 Thaler trifft den Fa-

brikanten, welcher einen Arbeiter zuläßt,ohne daß ihm
derselbe sein Arbeitsbuch eingehändigthat, oder wenn

das Buch wegen der Konsikntazivnoder wegen der Ent-

lassung aus der frühem Fabrik nicht die erforderlichen
Nachweisungen enthält.

Nicht genügendbegründeteSchulversäumnißzieht eine

Geldbuße nach sich, welche 7 oder 42 Grote für die

Schlllstunde eines Tages beträgt, je nachdem das Kind

noch nicht 42 Jahre oder älter ist. Für diese Geld-

bußen sind die Eltern des Schuldigen gleich dies-M selbst
verantwortlich, auch ist solche auf Verlangen der Jn-

fpekzionvon dem Fabrikanten auszulegen, vorbehältlieb
der Befugniß, die Auslage

—

i der LohnznhlllnginRech-
nung zu bringen.

in Oestreich. Uebertretungen werdn mit Geldbußenvon 2

bis 400 Gulden geahndet, be«wiederholten Uebertretungs-
fällen ist den Fabrikinhabern die Erlaubnißzur Be-

schäftigungvon Kindern unter 42 Jahren gänzlichzu
entziehen.

in England. Eltern, welche ihre Kinder über die gesetzlichbe-

stimmte Zeit arbeiten lassen, haben 20 Schilling Strafe
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zu zahlen. Uebertretungen von Fabrikanten oder Auf-
sehern werden mit i bis 20 Psd. Sterling bestraft.

in Frankreich. Uebertretungsfällewerden Mit Straer bis zu
45 Franks, bei Vergehen gehen Alter oder Arbeitszeit
je nach der Zahl der betroffenen Kinder bis zu 200

Franks, in Wiederholungsfällenbezüglichmit Strafen
von 46 bis 400 Franks Und bis 500 Franks geahndet.

in Massachusetts Uebertretungen werden mit einer Strafe
von 50 Dollars zu Gunsten des Lokalschulsondsgeahndet.

40. Vorübergehende Bestimmungen.

in Bkemen Die Kinder, welche noch nicht das 40. Jahr voll-

endet haben, doch erweislich schon, bevor die Verord-

nung in Kraft tritt, einer Fabrik als Arbeiter ange-
hörten, können von der Jnspekzionauch ferner zur Ar-

beit zugelassenwerden.

H. Vorbehalte.

in Preußen. Zu Nr. 6 ist bereits ein Vorbehalt angegeben.
in Baden. Der Minister des Innern kann für einzelneFabri-

ken, die sich unter außerordentlichenVerhältnissenbesin-
den, einzelne der angegebenen Bestimmungennach Er-

fordern modisiziretd
in Frankreich Der Fürsorge der öffentlichenVerwaltungs-

behörden ist es vorbehalten, die Bestimmungen dieses

Gesetzes auch auf andere als die zu Anfang genannten
Anstalten auszudehnen, für den Fall, daß einzelne Be-

schäftigungender Kinder ihre Kräfte zu sehr in An-

spruch nehmen, oder ihre Gesundheit gefährden, das

Minimum des Alters zu erhöhen oder die Arbeitszeit
zu vermindern; endlich diejenigen Fabriken oder in be-

stimmten Fabriken diejenigen Arbeiten zu bezeichnen, in

welchen Kinderarbeit wegen Gefahr oder Ungesundheit
unstatthaft ist.

Ueber Fabrikzeiehen.

[Fabrikzeichen oder Marken sind gewisseZeichen in Worten
oder Figuren, welche ein Fabrikant auf seiner Waare anbringt,
um sie dadurch von andern ähnlichenWaaren, die nicht von seiner
Erzeugung sind- zu unterscheiden. Das Recht dieses zu thun
wird Niemanden abgesprochen, aber die Nachahmung dieser Zei-
chen von Seiten uDritterist in Deutschland durch bestimmte Ge-

setze nicht ausdrucklich verboten,und es entstehen durch diesen
Mangel so viele Unzuiküglichkeittthdaß es dringend zu wünschen
wäre, die Gewerbgtsttzgthns beschäftigtesich ernsthaft mit diesem
Gegenstand.

,

Jn Frankreich bestehen schon seit längerer Zeit den Schutz
des Eigenthums an FabrikmarkenschützendeGesetz-e,aber sie lei-

den auch noch an einigen Mängeln, daher es sur alle sich für
Redlichkeit und Rechtlichkeit in der Fabrikazivn Jnterefsirende
von Werth sein wird, die neuesten Verhandlungen von Frankreich
über diesen Gegenstand kennen zu lernen, wie sie in der Ueber-
setzung in der jetzt eingegangenen Zeitung für die Gewerberathe
in dem preußischenStaate uns vorliegen. Mit ihm veröffentlichen
wir zugleicheinen Artikel aus derselben Zeitung über Fabrikzei-
chen vom deutschen Standpunkte und verweisen außerdemauf den

Entwurf für ein deutschesGesetz: »die Marken der Gewerb-
und Handeitteihende betreffend» welches von Dr. Hein-
rich August Meißner in seinen: 4 Gesetzefür das deutsche Gewer-

bewesen (Leipzig, Bernhard Tauchnitz 4848) ausgearbeitet und
mit gründlichenMotivenbegleitet worden ist und welches die

ernsteste Erwägung verdient.

Möthte diese unsere Veröffentlichungdazu beitragen, die Auf-
merksamkeit der deutschenGesetzgehek»anein Gebiet zu lenken, dessen
Bebauung zum großen Schaden sur den Aufschwung deutscher
Gewerbe schon zu lange versäumterden ist. D. Red.]

Jedermann kennt die hohe Wichtigkeit dieser Angelegenheit;
Jedermann weiß,.daß in fast allen Ländern die Gesetzgebungüber

Deutsche Gew erbezeitung. 443

diesen Gegenstand noch eine sehr unzulänglicheist. Von der Lö-

sung dieser Frage hängt zum Theil die Lebenskraft vieler Fabri-
ken ab ; ja das eine Land ist ganz außerordentlichund faktischbei
der Lösung dieser Frage in einem andern Lande interessirtz daß
die Sittlichkeit und das öffentlicheRecht dabei wesentlich bethei-
ligt ist, steht man-; leicht ein. Auch in unserm Staate wird diese
Frage zur Verhandlung kommen müssen. Um so mehr sehen wir
uns veranlaßt, hier eine Uebersetzung mehrerer neuerer franzö-
sischer Aktenstücke,welche uns durch freundliche Verwendung
zugekommen find, zu geben, zuerst einer Ministerialschrift, dann

eines Kommissionsberichtsund endlich der Beschlüssedes französi-
schen Generalrathes. Red. d. Z. f. G.-R.

i.
·

Notiz über vie, die Fabrikzeicheu betreffende Ge-

setzgebung, an den Generalrath für Ackerbau, Manu-

faktur und Handel gerichtet.
Aus dem Ministerium für Ackerbau und Handel.

Das Recht, welches jeder Fabrikant hat, seinen Namen, sein
Zeichen auf die Erzeugnissefeiner Arbeit zu setzen, fließt aus der

Natur der Sache selbst. Darum, währenddas Gesetzvom i7.

März 4794 das Meisterrecht und die Zunft und die darauf be-

züglichenReglements abschaffte, während es den Grundsatz der

Freiheit der Industrie proklamirte, legte es dennoch keine Hand
an ein Recht, welches, so zu sagen, mit dem Recht zu arbeiten

selbst verschmolzenist. Aber wenn dieses Recht die Jnstituzionen,
welche damals verschwanden, überlebte, so sah man doch bald

ein, daß das Eigenthum des Zeichens von keiner Garantie um-

geben wäre, um es respektiren zu lassen. Als die industrielle
Bewegung des Landes ansing, stch wieder zu beleben, fühlte man

sehr schnell, daß beim Mangel an gesetzlichenBestimmungen,
welche die Anwendung regeln und beschützen,das Recht, auf
seinen Erzeugnissen ein unterscheidendes Merkmal anzubringen,
ein fast ganz illusorisches bliebe.

Unsere Manufakturstädtewurden von gewissenUnregelmäßig-
keiten, welche dem Rufe unsrer Fabriken zu schaden drohten, sehr
bewegt. Am 28. Messtdor des Jahres Vll empfahl eine Bot-

schaft des Raths der Fünfhundert dem ausübenden Direktorium
eine Petizion, durch welche eine große Anzahl Fabrikanten von

Messerschmied-und QuincailleriesWaaren sofort die Garantie des

Fabrikzeichensforderten. Auf dem Wege des Versuchs vergehend,
autorisirte ein Dektet vom P. Nivose des Jahres IX. die Mes-
serschmied- und Quincaillerie:Waarm-Fabrikanten, ihre Arbeiten
mit einem besonderen Zeichen zu versehen, und stcherte ihnen
dessen Eigenthum zu. Von einem allgemeinern Gesichtspunkte
gefaßt,proklamirte das Gesetz vom 22. Germinal des Jahres xI.

offen das Recht, das jedem Manufakturisten und Künstler zusteht,
seine Erzeugnissemit seinem besondern Zeichen zu versehen, und

bestrafte die Nachahmung mit den Strafen der Fälschungvon

Privatschriften. Das Dekret vom H. Juni 4809, die Organi-
sazion der Sachverständigen-Reiche(c-.onseilsdes prud’hommes)
betreffend,legte diesen Räthen die Pflicht, über die Ausübung der

das Eigenthum der Fabrikzeichenerhaltenden Maßregeln zu wa-

chen, auf.
Das Strafgesetzbuch, den 22. Februar 4840 veröffentlicht,

sprach die Strafe der Einsperrung (reclusjon) oder des Prangers
gegen Jeden aus, welcher Fabrikzeichen nachgemacht (Art. 442
Und 443). Endlich setzte das Spezialgesetzvom 28. Juli 48«24,
dieseAnordnungen verändernd, an deren Stelle in gewissenFällen
die im Art. 423 des Strafgesetzbuches ausgesprochenenStrafen
fest,ohne die Entschädigungauszuschließen.

Jn dem Zwischenraum vom Jahre XI. bis 4824 waren

einige Spezialbestimniungenergangen.
Am 25. Juli 4840 hatte ein Dekret der Fabrik von Lou-

viers die ausschließlicheBerechtigung verliehen, die sie vor der

Revoluziongenossenhatte, sür ihre Tücher ein gelb Und blaues
Schrot zu haben, und ein zweites Dekret, die Maßregel verall-

gemeinernd, schriebdie Förmiichkeitenvor, welche durch die Städte,
.. die eine gleicheVergünstigung erhalten wollten, zu erfüllenwären.

Ein anderes Dekret vom i. April 48H, bald gefolgt von

den Dekreten vom is. September und 22. Dezember4842, und
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an die Edikte vom 5. Oktober 4688, 49. Februar 4754 und

20. Februar i760’ wieder erinnernd, schrieb den Seifenfabri-
kanten vor, ihr Zeichen auf den Erzeugnissenihrer Fabrik anzu-
bringen und ein Abbild desselbenbeim Handelstribunal und beim
Sekretariat des Sachverständigenrathesniederzuliegen.

.

Endlich das Gesetz vom 28. April 4846, indem es die Un-

tersuchung der verbotenen fremden Gewebe erleichtern wollte,
befahl den französischenFabrikanten ähnlicherGewebe, ihr Zeichen
anzubringen. Die königlicheOrdonnanz über die Ausführungdie-

ses Gesetzes, vom s. August 4846, fügte zu diesen Bestimmun-
gen die Verpflichtung hinzu, mit dem Namen des Fabrikanten
auch den der Stadt oder des Bezirks, wo die Fabrikazion statt-
gehabt, anzuzeigen.

"

«

Dies sind die Gesetze, welche über das Eigenthum der Fa-
brikzeichengegenwärtigin Geltung sind. Diese Gesetzgebungist,
wie man sieht, aus verschiedenenunzusammenhängendenElementen

zusammengesetzt,welche fast Alles den Tribunälen zu thun über-
lassen.

Die Kritiken, denen sie ausgesetzt war, beziehensich:
il) auf die Ungewißheitdes Karakters, der dem Zeichen

beigelegt, und der für einige Erzeugnisse verbindlich, für die
andern beliebig ist;

2) auf die Verschiedenheit der Bestimmungen, betreffend
die Niederlegung des Zeichens, die Beschlagnahme der Waaren,
an denen das Zeichen nachgemacht ist, die Jurisdikzion, die Strafen;

3) auf die Unzulänglichkeitder vorhandenen Bestimmun-
gen, vom Gesichtspunkte des individuellen Eigenthums und der

Sicherheit für den Konsumenten. Die aus diesem Stande der

Dinge resultirende Ungewißheitverursachte eine Gsne für un-

sere Industrie. Die Pflicht der Regierung ist, zu untersuchen,
welche die Mittel wären, die Lücken auszufüllenund den

-Mängeln abzuhelfen, die die Erfahrung erwiesen hat, um an

die Stelle notorisch ungenügenderRegeln neue Bestimmungen
zusetzen, welche den Geist des Betruges, über den der ehrliche
Fabrikant mit Recht sich beklagt, zu unterdrücken und zu ent-

muthigen fähig wären. Schon fanden Bemühungenin diesem
Sinne statt; wenn sie noch nicht zu einer Lösung führen konn-

ten, so können die bis jetzt gesammelten Dokumente mindestens
ein neues Studium der Frage erleichtern.

Die Generalräthe für Manufaktur und Handel, in ihrer
Session von 4844 ——4842, wurden aufgefordert, ihre Ansichten
über die Reformen, deren die, die Fabrikzeichen betreffende Ge-

setzgebungfähig wäre, abzugeben. Die Meinung, welche durch
diese Räthe ausgesprochen wurde, muß natürlich in dieser Dar-

legung als eines der wichtigsten Elemente der geschehenenUnter-

suchung angesehen werden.

Der Generalrath für Manufakturen resumirte seine Wünsche
in einer Anzahl von Beschlüssen,deren hauptsächlichstefolgende
waren:

i) Die Fabrikzeichenfind unterscheidend oder bezeichnend
(djstjnotives ou sjgnjtjcatjves); das unterscheidende Zeichenwird

das Eigenthum des ersten Fabrikanten, der es anwendet und

deponirt- VOraUsgefetzt, daß es einem andern, schon in Ge-

brauch seienden Zeichen nicht ähnlich ist; das bezeichnende
Zeichen kann nur angewendet werden, sobald die in bestimmten
Formen gescheheneDeponirungvon einer Erklärungdes Fabrikan-
ten begleitet ist, welche bestimmt ist, die Bedeutung kennen zu leh-
ren, die er dem Zeichenzu geben beabsichtigt. Das bezeichnende
Zeichen verpflichtet den Fabrikanten,genau Das zu liefern, was er

dUrch die erläuternde Erklärung seines Zeichens versprochen hat.
2) Ein Fabrikant kann auf seine Erzeugnisse, jedoch nur

im Gefolge seines Namens, den der Stadt oder des Ortes,
wo seine Anstalten liegen, schreiben, vorausgesetzt, daß ein be-

trächtlicherTheil feiner Fabrikazion in dieser Stadt oder dem

industriellen Kreise, der zu ihr gehört,stattfindet,und daß er

an demselben Orte ein Komtoir (un domioile commercieh hat.
Die Grenzen des industriellen Kreises werden durch ein Regu-
ment der öffentlichenVerwaltungbestimmt.
3)« Jedes jetzt cxistikcndeUnd der Allgemeinheit angehö-

rige (qui se tkouvekait daus le domaine public-) Zeichen kann

von jedem französischenFabrikanten angewendetwerden, mit
der Verpflichtung es zu deponiren

4) Jedes ausländischeZeichen, von welcher Natur und

Form es sei,’ist, durch diesen Umstand allein, der Allgemein-
heit angehörig (dans«le domaine public). Das Recht, sich
ausländischer Fabrikzeichen zu bedienen, hört in Betresf der

Nazionen auf, welche die Reziprozitätder durch die französi-
schen Gesetze den Ausländern in dieser Sache bewilligtenRechte
annehmen

5) Die ausländischenWaaren, welche ein französisches
Fabrikzeichentragen, können überall mit Beschlag belegt und

mit der Verpflichtung der Wiederausfuhr verkauft werden.

Die Fabrikanten, welche Fabrikanstalten derselben Art in Frank-

reich und im Auslande besitzen,können ihre ausländischen Er-

zeugnisse unter demselben Zeichen wie die französischen,mit

Ausnahme des Namens- nicht einführen, und ihr ausländi-
sches Zeichfn gehört,wie jedes andere, der Allgemeinheit an.

6) Jeder französischeFabrikant ist gehalten, mit seinem
Namen und mit dem Namen des Ortes, wo er seine Fabri-

kazion ausübt, alle die Erzeugnissezu bezeichnen, welche für
den auswärtigenHandel bestimmt sind. Für die Erzeugnisse-,
die zu einem Rechtsersatz Veranlassung geben können, wenn

ein ausländischesZeichen darauf angebrachtist, kann der fran-
zösischeFabrikant sich begnügen,dem ausländischenZeichen ein

unterscheidendes und mit jenem deponirtes Zeichen zuzufügen.
Der Generalrath für Handel war der Meinung:

i) daß das Prinzip des Eigenthums der Zeichen im

Gesetzein einer allgemeinen und absoluten Weise ausgedrückt
werden müsse; daß dieses Eigenthum dem beweglichen Eigen-
thum gleichgestellt werden müsse;

2) daß, da das Zeichen ein Eigenthum ist, Keiner das

Zeichen des Andern anwenden dürfe, selbst ein ausländisches
nicht, um es auf die französischenMärkte zu bringen;

3) daß das Zeichen den Ort der Hauptfabrikanstalt an-

zeigenmüsse;
4) daß es für gewisse Industrien, z. B. die Seifenfa-

briken, denen das Zeichen gesetzlich auferlegt ist, angemessen
wäre, es beliebig zu machen, da der Name des Fabrikanten
eine genügende Garantie biete;

5) daß in dem Fall, wo zwei deponirte Zeichen eine große
Aehnlichkeit zeigen, der Vorzug dem gebühre, welches zuerst
deponirt worden;

6) daß es endlich von höchsterWichtigkeit sei, aus der

Nachahmung ein besonderes Vergehen zu machen, das seinen
genau destnirten Karakter habe, mit den seiner Natur ange-
messenen Strafen zu belegen und von einer einzigen Jurcsdik-

zion zu beurtheilen sei.
Nachdem die Regierung so die Meinung der hervorkagtndsten

Vertreter der in dieser Frage betheiligten Interessen gesammelt
hatte, beschäftigtesie sich damit, einen Gesetzentwurf über die

Fabrikzeichen vorzubereiten. Der Entwurf
«

wurde den 8. April
1845 der Pairskammer vorgelegt. Die Diskussion, die sich in

Folge eines Verichtes des Herrn KarlFOupineröffnete,betraf in-

sonders die Frage, ob die Beisetzung eines Fabrikzeichensverbind-

lich oder beliebig sein müsse? Die Kammer schien lebhaftvon
den Gefahren betroffen, welche die unrechtmäßigeAneignung der

Zeichen und die Straflosigkeit der kommerziellenBetrügereienmit

sich bringen· Dennoch, nach einer gründlichenBerathung, be-

merkte der Berichterstatter, daß die Annahme des PrinzipövVer

Verbindlichkeit ein neues Gesetz, das eine Reihe ganz anderer

Maßregeln, als vorgelegt worden, enthalten würde, nothwendig
machte. Und da die Kammer in einer so speziellen Materie die

Initiative nicht für angemessenhielt, w rde der Entwurf lastganz

so angenommen, wie die Regierung i n vorgelegt- Dle haupt-
sächlichstenBestimmungen desselbenwar n:

»

Der erste Artikel erkannte jedem anUlaktUUstenoder Han-

deltreibenden das Recht zu, besondere Zeichenan die Erzeugnisse
seiner Fabrikazion oder die Gegenständeseines Handels anzubrin-
gen, und gab an, was unter »Zeichen«(makCIW-)zU Vetstthekb
Diesem Rechte entspricht das in Art. 5 enthaltene Verbot, ein

unterscheidendes,schon von einem andern Fabrikanten oder Han-
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-—deltreibenden angewendetes Zeichen zu gebrauchen. Die Artikel

6——8 beziehensich auf das gemeinschaftliche(coliective) Zeichen.
Der Erzeuger, der von einem solchen Gebrauch macht, muß stets
seinen Namen oder seine Firma anzeigen, damit die Verantwort-

lichkeit seiner Fabrikazion nicht auf die Industrie eines Ortes

fallen könne. Wer sich das Eigenthum eines Zeichens sichern
wolle, müssees deponiren. Das Datum der Deponirung stellt
den Zeitpunkt fest, von welchem ab das Recht des Deponirenden
beginnt. Die Art. 2, 3 und 4 bestimmen den Ort der Deponi-
rung und die Förmlichkeitenfür diese. Titel II. handelt von den

Strafen und der Jurisdikzionz er bestraft mit 400 bis 2000

Franks (EZ.62XZbis 5331X3Thlr.) und mit Gefängniß von einein

Monat bis zu einem Jahre, oder mit einer dieser beiden Strafen
allein, ohne die Beschlagnahme und Entschädigungauszuschließen,
4) Die, welche ein Zeichenunrechtmäßigsich angeeignet, verändert
oder nachgemacht haben, 2) Die, welche neben der Anzeige des

Ortes der Fadetkazion aus ihren Erzeugnissen ihre besondern
Zeichen nicht angegeben haben, Z) Die, welche einen andern Ort,
als den der Fabrikazionbezeichnethaben, 4) die Mitschuldigen
dieser Vergehen, 5) Die, welche durch betrügerischeAnwendung
industrieller oder kommerziellerZeichen den Käufer über Natur,
Ursprung oder Eigenschaft der Waaren getäuschthaben. Diese
Strafen werden erhöht, oder gemildert im Wiederholungsfalle,
oder bei mildernden Umständen. Die Handelstribunäle erkennen

über die rein zivilen Thatsachen in Betreff der Fabrik- oder Han-
delszeichen, unbeschadet des vorausgehenden Vergleichsversuchs
Vor dem Sachverständigen-Rathe.Was die Strafsache betrifft,
so wird sie vor das korrekzionelleGericht gebracht. Die Art.

lö, 47 und 48 regeln die Förmlichkeiten der -Beschlagnahme,
welche nur durch Ordonnanz des Präsidentendes Tribunals erster
Instanz ausgesprochen werden kann. Die Ausländer genießen
die Wohlthat des Gesetzes für ihre in Frankreich gelegenen An-

stalten; mit Bezug auf die Erzeugnisse ihrer Fabriken außerhalb
der Grenzen , so können sie die Bestimmungen, welche das Eigen-
thum des Zeichens sichern, nur in dem Maaße anrufen, in wel-

chem den Franzosen durch ihre heimischen Gesetzedie Reziprozität
zugestanden ist. Alle früheren Gesetze, welche die Fabrikzeichen
betreffen, find aufgehoben. Nichts ist geändert in Dem, was die

besonderen Zeichen der Douanen, der Gold- und Silbersachen,
der Feuerwaffen u. s. w. betrifft.
»

Derselbe Gesetzentwurfwurde der Deputirtenkammer im Laufe
Ihrer Sitzung von 4847 vorgelegt. Der Prüfung durch eine

Kommissionüberwiesen,verblieb er im Stande des Berichts, als

die Sessan zu Ende war. Die Arbeit des Berichterstatters,
Herrn DWUYUde«Lhuhs,gestattet jedoch, die Betrachtungen zu
erkennen, welche m der Kommission vorherrschend waren. Sie

neigte sich dahin, anzuerkennen- daß in der Anwendung des ver-

bindliche-Iund bezeichnendenZeichens ein Mittel läge, den Miß-

bräuchenvorzubeugen,welcheschon seit so langer Zeit bemerklich
gemacht und Von der Beschaffenheitfind, den Nazionalhandel zu

kompromittirenz aber fie sprech sich dahin aus, daß in vielen

Fällen diese Maßregel auf die ernstesten Schwierigkeiten in der

Ausführungtreffen würde. Die Kommission schlug vor, der Re-

gierung das Recht zu geben, gewisseErzeugnissezu bestimmen,
welche müßten, sei es mit einer Ursprungsbezeichnung,sei es

selbst mit einem bezeichnenden-(signjfioatjve)Zeichen versehenWer-

den; übrigens nahm sie die wesentlichstenBestimmungen des vor-

gelegten Gesetzentwurfesan, indem sie nur Fassungsänderungen
oder Detailzusätzevorschlug.

Seit dies-er Zeit haben die Begebenheiten die Verhandlung
über diesen Entwurf unterbrochen; es scheint jedoch die Zeit ge-

kommen,um ihn Wieder aufzunehmenund so die zahlreichenJn-

terefsen zu befriedigen,die er betrifft. Auf allen Stufen der

laUgetl UntersuchungUbek die Gesetzgebung,die Fabrikzeichenbe-

treffend, hat man anerkannt, daß es von unermeßlichemInteresse
ist, daß der ehrliche, ingenidle Manusakturist, wenn er sich unter

seinen Konkurrenten durch die Güte der Stoffe und die Geschick-
lichkeit der Behandlung auszeichnet- ein ausschließlichesZeichen
anwenden könne, das dem gerechtenVertrauen des Publikums
entspreche- Und für den Konsumenten ein Pfand der Sicherheit
werde.
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Auf dem Standpunkte, den die Frage einnimmt, in Gegen-
wart der Unzulänglichkeitder geltenden Gesetzeund der Verhand-
lungen, die stattgehabt, find es folgende Punkte, über welche es

nützlich»scheint,die neue Berathung des Generalrathes für Acker-

bau, Manufakturen und Handel hervorzurufen:
i) Soll,die Beisetzung ein-es Fabrikzeichensbeliebig oder

verbindlich sein?
2) Soll das Zeichen die-Komposizionoder die Eigenschaft

der Erzeugnisse"angeben,d. h., soll es bezeichnend(signjüca·
tjve) sein?

3) Wenn man anerkennen sollte, daß die Beisetzung eines

Fabrikzeichens beliebig sei , soll das Gesetz der Regierung das

Recht beilegen, zu fordern, daß gewisseWaaren von einer be-

sondern Natur, die durch Verordnungen der öffentlichenVer-

waltung bestimmt werden sollen, mit Zeichen des Ursprungs,
oder selbst der Natur der Erzeugnisse versehen werden?

4) Um die Anwendung des beliebigen Zeichens zu fördern,

genügt es, den Fabrikanten die Mittel zu geben, Nachahmun-
gen zu verfolgen? Könnte das Gesetz nicht unmittelbar die

Unterdrückungder Fabrikzeichendurch den Kaufmann bestrafen
wollen?

5) Jeder Fabrikant, der auf seinen Erzeugnissenden Na-

men des Fabrikazionsortes bezeichnet, soll er nicht außerdem
seine Handelsfirma oder die besondere Benennung seiner Anstalt
angeben? Was ist unter dem Worte «Fabrikazionsort«zu

verstehen?
6) Können die Fässer, die Flaschen, die Gefäße und Hül-

len, welche Weine, Branntweine, Mehl und andere Produkte
des Ackerbaus enthalten, wenn sie eine Veränderungerlitten,
nicht die Namen anderer Gewächseoder anderer Orte, als wo

sie produzirt find, tragen?
7) Soll das Faß, das Flüssigkeitenenthält, die Anzeige

seines Inhalts haben müssen?
8) Welche soll die Jurisdikzion sein, die über Vergehen

gegen das Gesetz über die Zeichen, zu erkennen habe?
9) Was soll dabei die Pflicht der Sachverständigen-

Räthe fein?
"

40) Welche Instanz soll beauftragt sein, die Beschlags
nahme der Gegenstände,welche in Verletzung der gesetzlichen
Vorschriftenbezeichnetsind, zu befehlen2.

H) Soll es geradezu den französischenFabrikanten ver-

boten sein,-sich ausländischerZeichen zu bedienen, selbst wenn

es sich Um ein Land handelt, wo es erlaubt ist, die französi-
schen Zeichen anzuwenden?oder auch:

Sollen die Ausländer das Recht, die Wohlthat des Ge-

setzes, für ihre außerhalbFrankreichs gelegenen Anstalten an-

zurufen, nur allein dann haben, wenn die Reziprozitätden

Franzosen durch einen diplomatischen Vertrag gesichert ist?
M) Welche sollen die Strafen sein, die auf die Verletzung

der verschiedenenVorschriften des Gesetzesgesetztwerden?

2. Bericht der Kommission an den Generalrath.

Nach einem kurzen Rückblick fährt der Berichterstatter fort:
Bei jeder Prüfung, welche der Gesetzentwurfüber die Fa-

brikzeichendurchgemacht,hat sich die Frage über die Fabrikzeichen
ausgedehnt und immer größereWichtigkeit erlangt, oder viel-

mehr, ihre wirklicheWichtigkeit offenbarte sich immer mehr. Man

hörte auf, darin eine Frage innerer Anordnungen für einige
Industrien zu sehen, man erkannte in ihr das Ganze der Ver-

hältnissezwischenIndustrie, Handel und Konsumziom die Zukunft
der Industrie, deren Anstrengungen ununterbrochen find, utdd die

daher nöthig hat, daß diese Anstrengungen anerkannt und gest-
chert werden ; die Stabilität des Zwischenhandels,der nöthig hat,

daß seine Operazionen nicht verdächtig werden ; das Interesse des

Konsumenten endlich, der Vertrauen nöthig hat, wenn er sich an

den Handel wendet, daß dieser ihm auch die industriellenErzeug-
nisse verschaffe. Aus diesem dreifachen Gesichtspunkte,aus dem

Gesichtspunkte nicht der persönlichenInteressen,so achtungswetth
diese auch seien, sondern der allgemeinstenInteressen, will siehet
der Generalrath, der fie alle vertritt, dieser Frage seine ganze

Sorgfalt widmen.
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Wir erinnermkurz an einige geschichtlicheThatsachen. Vor

der Revoluzion voi- 4789 war die Industrie in Frankreich einer

Menge innerer Anordnungen unterworfen,s die ihre Entwickelung
genirten, die aber, man muß es bekennen, den Operazionen des

Handels Sicherheit gaben. Die französischenErzeugnisse,die auf
den fremden Markt mit einer Kontrole ihrer Qualität kamen,
wurden mit vollem Vertrauen aufgenommen, und die Regelmä-
ßigkeit des Handels-war vollständig. Es war die Zeit, wo die

französischenTücher fast ausschließlichden Markt der Levante be-

saßen, einen wichtigen Absatz, den sie seitdem, und durch ihre
Schuld verloren; denn es ist zu bemerken, daß sie hier nicht
etwa durch die englischen Tücher ersetzt wurden, wie man nach
so langem Seekriege, der die Verbindungen unterbrochen hatte,
erwarten sollte: sie waren durch die belgischenTücher ersetzt wor-

den, obgleich die belgischenFabriken während der ganzen Kriegs-
zeit in denselben Verhältnissenwaren, wie die unsrigen.

Es war, weil das Gesetz vom 47. März i79i, das die

hemmenden Fesseln für die Industrie abschaffte, Vergessenhatte,
Etwas an deren Stelle zu setzen. Auf ein Regime übertriebener
Beschränkunghatte es ein Regime der Zügellosigkeitfolgen lassen,
während gute Verwaltung, Vernunft, Wahrheit sich zwischen
diesen beiden Gegensätzenbefanden 1). Die« üblen Wirkungen die-

ser unbegrenzten Freiheit zögertennicht, fich fühlbar zu machen,
und beschränktensich nicht etwa auf den Verlust des Marktes

der Levante für die französischenTücher. Sehr bittere Klagen
erhoben sich gegen Betrügereien, welche dem Rufe des französi-
schen Handels im Auslande tiefe Wunden schlugen. Die Korre-

spondenzen unsrer Konsuln geben Zeugniß davon, und das Han-

delsministerium hat vor einigen Jahren eine Notiz veröffentlicht,
in welcher die hauptsächlichstenKlagen verzeichnet sind. Der

Generalrath wird es ohne Zweifel für überflüssigerachten, in

das Detail der verschiedenenThatfachen einzugehen, wie Verfäl-
schlingunserer Weine, Erpedirung schlechterWaaren unter einem

trügerischenMuster u. f. w. Die allgemeine Thatsache wird von

Niemandem geleugnet, daß zu zahlreiche und zu gerechte Klagen
erhoben worden, und daß die Betrügereien einiger unloyalen
Handeltreibenden dem loyalen Handel großen Schaden zugefügt
haben.

Man wendet ein, es ist wahr, daß der französischeHandel
und die Ausfuhr der französischenWaaren dennoch einen sehr
schnell steigenden Fortschritt gewonnen, daß die Betrügereien im

Handel nicht-lange unbestraft bleiben und ihre Züchtigungselbst
mit sich bringen. Wodurch dies erwiesen wird, ist, daß der loyale
Handel größer war, als der unloyale, und wir brauchen diesen
Beweis gar nicht, um zu wissen, daß die Unloyalität bei uns

nur eine seltene Ausnahme ist. (?) Aber es ist doch nicht min-

der wahr und nicht weniger begreiflich, daß, so selten sie auch
ist, diese Ausnahme dem unendlich öfter loyalen Handel beträcht-
lichen Schaden zufügenmußte,daß sie auf diesen drücken mußte,
indem sie ihn verdächtigmachte; daß also die Strafe des Betru-

ges nicht auf Die, welche ihn begangen, siel, sondern daß die

Unschuldigen für die Schuldigen davon betroffen wurden; endlich
daß, wenn der französifcheHandel dahin gelangt ist, sich ohnge-
achtet dieser Schwierigkeiten zu entwickeln, um wie viel mehr er

dies gekonnt hätte, wenn er nicht gegen sie zu kämpfengehabt.
Die Nothwendigkeit, der industriellen und-kommerziellen Zügel-
Ivfigkeit ein Ziel zU setzen- die das Gesetz von 4794 proklamirt
hatte, zögertenicht, sich fühlbar zu machen-

Der Bericht gibt nun einen Umriß der betreffenden Gesetz-
gebung, wie wir sie ausgedehnter in voriger Nummer gegeben.
Er fährt dann fort:

«

Indeß in der ganzen Reihe dieser untereinander unzusam-
menhängendenund oft sich widersprechendenBestimmungen, die

seit 4800 bis heute erlassen worden, ist es nicht uninteressant,
die Verschiedenheitder Gesichtspunktezu bemerken, ans welchen
sie gefaßt wurden.

So hatte die Republik infonders die Garantie des persönli-
chen-Eigenthums berücksichtigt,indem sie dem Fabrikzeichenden

1) Diese Stimme aus Franktkich,dem Lande der unbedingten Ge-
werbefreiheit, ist wahrlich nicht zu überhören! D. Red.

Karakter des Eigenthums verlieh. Das Kaiserreich allein scheint
die Wiederherstellung einer gewissen Kontrole in’s Auge gefaßt
zu haben, im gemeinsamen Interesse des Erzeugers und Kon-

sumenten. Die-Gesetzgebung seit 4846 scheint mehr die Mittel
gesucht zu haben, um die Beschlaguahme der verbotenen Waaren

zu erleichtern. Es ist wahr, daß fie auch so und indirekt die

französischeIndustrie beschütztezaber die Ansichten der kaiserli-
chen Gesetzgebungscheinen unzweifelhaft die weitesten gewesen
zu fein. «

Ihre Kommission,meine Herren, hat geglaubt, daß diese
Ansichten noch die wären, an welche wir uns halten müßten,
um eine Frage- deren Folgen so ausgedehnt find, in ihrem Gan-

zen zu beurtheilen.
Und vor Allem schien ihr der wesentlichste Punkt, und von

dem alle anderen Bestimmungen des Gesetzes abhängenmüssen-
zu sein: der Punkt zu wissen, vb das Fabrikzeichenverbindlich
oder einfach beliebig (facu1tativ) sein müsse? Beeilen wir uns

zu sagen, daß Niemand auf eine unbedingteWeise das eine oder

das andere dieser beiden Prinzipien unterstützthat; Von der einen
wie von der andern Seite hat man erkannt, daß sie nothwendig
Ausnahmen unterworfen sein mußten.

Wenn man das Prinzip der Verbindlichkeit für Beifetzung
des Fabrikzeichenszuläßt,muß man anerkennen, daßmehrere Jn-
dustrien die Ausnahme für sich verlangen werden.

Es gibt deren, für welche das Zeichen zu gleicherZeit eine

Schwierigkeit und Nutzlosigkeit sein würde; eine Schwierigkeit,
weil es das Erzeugnißangreifen"würde,unnütz,weil eine leichte
Prüfung ein Urtheil verschaffen kann: wir führen als Beispiel
die Krystallwaaren an. Es wird auch vorkommen, daß das

Erzeugniß,bevor es vollendet fein wird, durch die Hände meh-
rerer Fabrikanten gehen muß, und es wird fast unmöglichsein,
durch das Zeichen Denjenigen unter ihnen unterscheiden zu lassen,
von dem die Garantie getragen wird, welche das Zeichen vor-

stellt. Es gibt auch Handelsgebräuche,für welche die Verbind-

lichkeit des Zeichens eine zu große Gsne wäre; so: viele Er-

zeugnisse,die aus Theilen bestehen und zertheilt verkauft werden ;

so: gewisse zur Ausfuhr bestimmte Erzeugnisse, für welche das

Handelsbedürfnißverlangt, daß kein Zeichen daran sei.
Hält man sich andrerseits an das beliebige Zeichen,so muß

man erkennen, daß diese Freiwilligkeit in vielen Fällen in Ver-

bindlichkeit gewandelt werden müßte im Interesse der Sicherheit
des Handels und des Zutrauens des Konsumenten. So die-Er-

zeugnisse, bei denen der Betrug Ieicht ist, und wo zugleich das

geübtesteAuge, das feinste Gefühl schwer dahin gelangen, ihn
zu entdecken. Wir führen nur die Mischung der Baumwolle in

die wollenen Gewebe an. Bei anderen kann die größte Erfah-
rung durchaus nicht dahin gelangen, wie bei den Erzeugnissender

Merallurgie. Dahin gehörenauch die Erzeugnisse,die ausgeführt
werden, und für die es vom höchstenInteresse ist, wie wir schon
gesagt haben, daß der Betrug unterdrückt werde,wenigstens so
weit es möglichist, und man kann da zu einem großenGrade

von Einschränkungdesselben gelangen.
So werden in den Vereinigten Staaten von Nordamerika

in einigen Staaten die Nazionalproduktedurch öffentlicheBeam-

ten beauffichtigt, und diese Beaufsichtigungist bald beliebig, bald

Verbindlich. JUI Staate New-York ist sie verbindlich nur für
das Salz, für eine Menge von Erzeugnissenist sie belieb»ig,2)
ein Gesetz bestimmt die Formen. Jn Boston ist eine noch größere
Anzahl der Ausfuhrkontrole unterworfen. In Luisiana, in Penn-

sylvanien und Virginien ist die Kontrole verbindlich für den Ta-

back, gesalzenesFleisch und Mehl. Sie war dies für dieselben
Artikel bis 4840 in den beiden Karolinen, sowie für Baum-

wolle, Reis und Harze, und ist feitde 1 beliebig geworden· In
Europa sehen wir die Niederlande einer Kontrole«die Bereitung
des Härings und des Krapps unterwor en; RUBtaNd läßt eine

Beaufsichtigung für Hanf, Leinen,Oele, Hatt-t- Pottaiche,Weine
und andere Produkte eintreten.

Was in anderen Ländern und in Staaten von so großer

2) Jm Terte sieht auch hier ohligatoire, aber offenbar als«Druck-

fehler. D» Red.
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Freiheit wie Amerika geschieht, kann nicht als unausführbarin
Frankreich angesehen werden.

Von der einen, wie von der andern Seite war man so ge-

nöthigt anzuerkennen, daß, welches Prinzip auch angenommen
würde, zahlreicheAusnahmen unvermeidlich wären. Aber in die-

ser Debatte, zwischen dem Prinzipe des verbindlichen Zeichens,
mit Ausnahmen, die es in gewissen Fällen beliebig machen, und

dein Prinzipe des beliebigen Zeichens, mit Ausnahmen, die es

in gewissen Fällen VerbindlichWachen,drängtensich vor Allem

zwei Bemerkungen ant

i) Das Gesetz kamt Nicht alle Fälle voraussehen, noch in

alle Details der Industrie und desl Handels eingehen. Es kann

nicht aufzählcn. Es kann nur die Prinzipien stellen, und was

die Ausnahmen-betrifft, sie der ausführendenGewalt überlassen,
die, bevor sie die Ausnahmen bestimmt, sich volle Einsicht und

die nothwendigen Garantien verschaffenmuß.
2) Man»mußzwischenzwei untereinander sehr verschiedenen

Zeichen unterscheiden: zwischendem Namenszeichen, welches den

Namen des Produzentn,mit oder ohne seinen Wohnort, bezeich-
net, aber das in allen Fällen diesen Namen erkennbar machen
muß, und dem bezeichnendenZeichen (marque signjkioative),
welches die Qualität des Erzeugnisses bezeichnet.

Niemand hat behauptet, daß das bezeichnendeZeichen ver-

bindlich gemacht werden könne,anders als ausnahmsweise Man
würde sich, um Unterscheidungenfestzustellen, in eine unendliche
Verschiedenheitverlieren, in fast unfaßbare Nüancen, welche die

verschiedenenQualitäten, nicht blos eines und desselbenIndustrie-
zweiges, sondern einer und derselben Fabrik, trennen. Jn den

Geweher die aus verschiedenen Stoffen gemischtwerden, können
die Proporzionen so variiren, daß es unmöglichist, sie durch eine

gleiche Zahl von Zeichenzu unterscheiden;Alles, was man thun
kann, ist, durch ein allgemeines Zeichen anzuzeigen, daß das Ge-
webe gemischt ist; dies kann man und dies muß man thun, weil

man den Konsumenten davon unterrichten muß, der vielleicht ein

Gewebe aus reinem Stoff zu kaufen glauben würde. Die Fa-

brikazion selbst verändert sich bei jedem Schritte ; nicht allein wird

sie durch die Fortschritte der Industrie unaufhörlich umgestaltet,
sondern in derselben Zeit wenden zwei Manufakturen nicht die-

selbe Methode an, um dasselbeProdukt zu erhalten. Wollte man

durch Zeichen die- Qualitäten, die aus diesen beiden Manufaktu-
ren hervorgehen, untereinander vergleichen, wenn die eine mehr
d·aVVUdtVd1kzirt,als die andere, wenn die erste Qualität der
einen die dritte der andern sein kann: so gäbe dies eine unlös-
bare Verwirrung.Deshalb muß das bezeichnendeZeichen (mar-
que sjgmkicattychbeliebig bleiben, mit einigen Ausnahmen, und

das Namenszelchenallein kann zu der Streitfrage zwischen dem

Prinzip, das es verbindlich machen, und dem Peinzipe, das es

einfach beliebig lassenwürde,Gelegenheit geben.
Von der einen Seite hat matt gesagt, daß das verbindliche

Zeichen die einzige ausgedehnteBükgschastist- die zU gleicherZeit
dem Produzenten und dem Konsumenten gegeben werden kann.
Es ist wahr, daß, damit die Bürgschaft vollständigersei, man

die Verbindlichkeitbis zum bezeichnendenZeichen ausdehnen
müßte; aber wenn diese Ausdehnung auf Unmöglichkeitenstößt,
so bleibt das Namenszeichen eine moralischeBürgschast-die einen

großenWerth hat.
Der Kititserwird fich noch zwischender einen Qualität Und

der andern tauschen können, wenn die Differenz zwischenihnen
wenig bedeutend sein wird, aber sein Jrrthum wird zwischenenge

Grenzen eingeschlossen;er wird nicht mehr, oder viel weniger
dem Betrage ausgesetzt sein, weil der Fabrikant feinen Namen

»an ein betrügerischesPtodukt nicht setzen wird, Der Fabrikant
muß die Verantwortlichkeit für sein Fabrikat tragen. Aber da-

mit diese Verantwortlichkeit das allgemeine Gesetzwerde, muß
auch die Beisetzungdes Zeichens allgemein, folglich verbindlich
sein, so daß überall, Wo Betrug stattfindet,es leicht sei, die Quelle

desselbenzu erkennen. Das Zeichen einfach beliebig sein lassen
heißt: das Prinzip der beliebigen Aufrichtigkeitproklamiren.
Der Zwischenhändler,der direkt von der Fabrik kauft, kann des

Zeichens ensbehtethweil er weiß,an Wen er sich wendet; aber
wenn er wieder verkauft, sei es an andere Zwischenhändler,sei es

an den Konsumenten, ist die Spur des Ursprungs verloren, so-
bald kein Zeichen daran ist, und oft liegt es selbst im Interesse
des Zwischenhandels, daß kein Zeichen vorhanden sei, weil er

dann die Freiheit hat, Produkte für andere gelten zu lassen, und

weil er den Konsijmentem indem er ihm den Namen des Fabri-
kanten verbirgt,«verhindert,siehe-direktan den Fabrikanten zu
wenden. Aber das Interesse des Konsumenten ist entschieden das

entgegengesetzte. Er hat die Kenntnisse nicht, die der Kaufmann

besitzt; er hat am öftersten,um inseiner Wahl geleitet zu wer-

den, nur das Zeichen, weil die Erfahrung ihn- gelehrt hat, das.

Zeichen, welches Vertrauen verdient, von dem zu unterscheiden,
das es nicht verdient; ist ihm diese Leitung genommen, so ist er

allen Jrrthüinern, allen Betrügereienüberlassen.
Jst also das Zeichen im Jnteresse des Konsumenten, so liegt

es nicht minder im Jnteresse des Fabrikanten. Der loyale Fa-

brikant, der, welcher Fortschritte in feiner Jndustrie macht, hat
kein anderes Mittel, um ein Urtheil über sich zu schaffen und

sich bekannt zu machen, als das Zeichen. Das Zeichen ist sein
Ruf, sein Vermögen, es ist die Arbeit aller der Arbeiter, die er

anwendet. Aber so gut die Achtung und Gunst dem Fabrikanten

wird, der sich durch die Güte seiner Erzeugnisse bemerklichmacht,
muß auch die öffentlicheUngunst die gerechte Züchtignng für
Den sein, welcher seine Fabrikazion vernachlässigt,oder der über

die Qualität seiner Erzeugnissetäuscht.
Man wendet ein, daß es in jeder Fabrikazion unmöglich

ist, bei aller Vorsicht nicht Produkte von verschiedener Güte,

ersten, zweiten, dritten Ranges, hervorzubringen Aber diese
Nothwendigkeit ist keine Hinderung des Zeichens; der Fabrikant

ermangelt nicht der Mittel, Inn seine Waaren zweiten Ranges
von denen des ersten zu unterscheiden; nicht allein soll er sie
unterscheiden, er unterscheidet sie ja in der That beim Verkauf,
weil er sich an einen Kaufmann wendet, der sie zu unterscheiden
versteht· Warum soll diese Unterscheidung dem Produkte nicht
bis zum Konsumenten folgen, der die Waare zweiten Ranges
wegen des herabgesetzten Preises kauft, der sie aber nicht kaufen
wird, wenn er die Ursache kennt?

«

Man wirft ferner ein, daß das verbindliche Fabrikzeichen
eine Art Monopol zu Gunsten der Fabrikanten schaffe, deren

Name schon bekannt ist, und daß es ein Hinderniß sein würde

für Die, welche streben emporzukommen Es ist möglich, in der

That, daß es eine Schwierigkeit mehr schafft, aber die Folge da-

von wird sein, daß, wenn der Ruf sich langsamer erwirbt und

erst nach größerenAnstrengungen, so wird die ausdauernde Ar-

beit desto mehr belohnt werden, und das soll der moralische
Zweck des«Fabrikzeichenssein. Wir haben hierfür bereits zahl-
reiche Beispiele, wir haben mehrere, und zwar die schönstenJn-

dustrien, für die das Zeichen verbindlich ist. Hat dies in der

Fabrikazionder Tücher verhindert, daß neue Firmen zu Ruf ge-

langten? Hat es dies in der Fabrikazion der Seier verhindert?
Das Zeichen war bei diesen von seinem Ursprung an verbindlich-
und man kann selbst fragen, ob diese Verbindlichkeit nicht eine

Ursache der merkwürdigen Entwickelung war, welche diese JU-

dustrie gewonnen hat.
Jndeß wurde doch das Prinzip des beliebigen Zeichens durch

mächtigeGründe unterstützt Die Industrie, hat man gesagt,
hat Nichts dabei zu gewinnen, daß das Zeichen für Alle ver-

bindlichsei. Wenn alle Welt ein Zeichen hat, sd ist eH,Xals
wenn Niemand es hätte, und es geht nur Verwirrungsur den

Konsumentenselbstdaraus hervor. Wenn die guten Fabrikantenein

Zeichenannehmen, und die schlechten wagen es nicht, eines an-

zunehmen, so hat der Konsument einen sicheren Fuhrer in seiner

Wahl. Noch mehr. Der beste Fabrikant macht täglichVet-
suche. Viele dieser Versuche gelingen nicht. Wollt Jhr ihn

Verurtheilen, sie zu bezeichnen? Von zwei Dingen eins; ent-

weder, er wird wissentlichder Konsumzion ein mangelhaftes Ek-

zeugnißüber-liefernund seinen Ruf gefährden,indem er zugleich
durch sein Zeichen den Konsumenten täuscht,der auf das Zeichen
hin das Prodnkt kauft; oder, er wird jenes unterdrücken. Wer

wird die Kosten tragen? Sie müssenaufxdieÜbrigenProdukte
der Fabrik geschlagenwerden, das ist abermals der Konsument-
Es ist noch viel wahrscheinlicher, ja gewiß, daß der Fabrikant
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gar keine Versuchsmehr machen werde. Dann aber ist alle

Verbesserung der Jndustrie aufgehalten, denn diese schreitet nur

auf dem Wege des Versuches vorwärts ; der Versuch, der nicht
geräth,dient dazu, daß der folgende gelingt.

Die Anwendung des verbindlichen Zeichens ist, wie wir es

schon gesagt haben, in einer Menge Fälle unmöglich. Außer
denen, wo das Fabrikat durch mehrere Hände geht, findet es bei

all den leichten Produkten der Mode oder der Fantafie statt,
deren Hauptwerth in der Neuheit besteht. Soll man das Dessiu
bezeichnen wenn das Dessin den Werth des Gewebes ausmacht?
soll man die Malerei eines Porzellangefäßesbezeichnen?soll man

ein Halstuch, Tüll, bezeichnen? Bei den Waaren, die getheilt
werden, wie Ellenzeug, kann das Zeichen nicht an allen Stücken,
die abgeschnitten werden, vorhanden sein; wenn es jedoch verbind-

lich ist,.welchen Schwierigkeiten wird die Konstatirung der Iden-
tität begegnen, welchen Schikanen, welchen Quälereien wird nicht
der lohalfte Handel ausgesetzt sein? Soll man die Ueberwachung
über Alles ausdehnen, was aus der Fabrik kommt, unt zu kon-

statiren, daß das Zeichen überall angebracht ist? Soll man eine

Aufsicht über die Werkstättenund Magazine einsetzen?
Eine letzte Betrachtung bringt die Sicherheit des Zwischen-

handels hervor, der ebenso unentbehrlich dem Produzenten wie
dem Konsumenten ist; denn mit wenigen Ausnahmen kann der

Konsument fich nicht unmittelbar an den Produzenten wenden.

Wenn man ihn nöthigt, stets und jeder Art von Oeffentlichkeit
seine Verbindung mit den Manufakturen zu überliefern, so wird

man seine Operazionen, die, selbst die loyalsten, der Diskrezion
bedürfen, fesseln; man wird ihm eine sehr große Gsne auflegen,
die auf alle seine Schritte drücken wird. Es ist dies ein wich-
tiges«Interesse: der Zwischenhandelhat nicht minder ein Anrecht
auf den allgemeinen Schutz, als die Jndustriez es bedurfte ebenso
vieler Arbeit und Anstrengung, um den Ruf eines Handlungs-
hauses zu gründen, als den Ruf einer Fabrik.

(Schluß folgt.)

Die Waldwolle in forftlicher und rech-
nifcher Beziehung.

Mit dem Namen Waldwolle (Lana pinus silvestris —

Laer vägetale) wird die aus den Nadeln von Kiefern oder Föh-
ren (pjnus sjlvestris) gewonnene Faser bezeichnet. Die Nadeln

müssengrün vom Zweige genommen und können dann auf jede
Weise getrieben und lange magazinirt werden. Die bereits ab-

gefallenen Nadeln sind untauglich, und in einen Zustand gera-

then, welchen der Landmann beim Flachse verrottet nennt.

Um diese Nadeln zur Zerfaserung vorzubereiten, werden die

Bestandtheilederselben zuerst chemischerweicht, wobei gleichzeitig
die Faser rein gewaschen wird. Nach der Verschiedenheitder

Behandlung und Bestimmung gewinnt dieses Material eine ver-

änderte Beschaffenheit
So anspruchslos auch dieser Fremdling in die Welt getre-

ten war und so wenigbeachtungswerth dieses Material bei ober-

flächlicherBetrachtung auch erscheinen mag, so stellt es sich bei

UähetetWürdigung als eine Jndustrie dar, welche sehr ernst und

tief in die Interessen der Landverhältnisseeingreift und sich zu-
verläsfigals eine einflußreicheErscheinunggeltend machen wird.

Wie jedem Neuen, so fehlte es auch dieser Erscheinung nicht
an mancherlei Anfeindungen. Eine der wesentlichstenwelche sich
geltend zu machen bemühtwar, war die Behauptung, daß diese
neue Industrie niemals einen Aufschwung gewinnen könne, wegen
Gefährdung der fotstlichenInteressen, welche niemals die Entfer-
nung der Nadeln aus dem Walde gestatten, »die ex zu seiner
Düngung so nöthig bedarf Allein diese irrige Ansicht war bei

nähert-rBetrachtung leicht gelöst.
JU jedem Walde wird jährlich eine bestimmteQuantität

Bau- und Brennholz geschlagen,deren belaubte Gipfel in kurzer
Zeit aus dem Walde geschafftWerden müssen, um den Schlag
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zur neuen Kultur vorzubereiten Diese Nadeln würden also un-

ter allen Umständenaus dem Walde gekommen sein, und auf
diese ist das Unternehmen wesentlichbasirt.

Ferner stehen in mißlungenenweitschichtigenKulturen und «

an den Waldsäumen nicht selten junge Greise von Bäumen, nur

mehrere Fuß hoch in einem Alter von 40—-45 Jahren, welche
nicht aufschießenkönnen,weil sie von oben bis unten zu dicht
belaubt sind.

Jn solchen Fällen empfängtder Forstmann den Nadelsamnds
ler mit offenenArmen und gestattet gern das Abstreifen der Na-
deln von der unteren Hälfte, um die Lebenskraft nach oben zu
treiben, was er um so sorgloser gestatten kann, da dabei nicht
die leiseste Verwundung stattsindet. Sehr wichtig ist dabei der

Nachwuchs der Nadeln, welche bekanntlich im dritten Jahre ab-

zufallen beginnen. Von einem im Garten stehendenFöhrenstämm-
chen von 3 Zoll Stammdurchmesser wurden von den untersten
Aesten vom 2. Jahre an, 40 Pfd. Nadeln abgestreift. Jm vo-

rigen Mai gab der zweijährigeNachwuchs an Nadeln blos von

den 4 untersten schwachen Aesten abermals 33X4Pfd. grüner
Nadeln und zwar unbeschadet der heutigen Triebe an diesen 4

entlaubten Aesten, welche mit Ueppigkeit katWachsen und inzwei
Jahren eine abermalige Nadelernte in Aussicht stellen. Dadurch
ist einer Waldwollfabrik die Gelegenheit gegeben-sich in wenigen
Jahren durch den Ankan und Bepflanzung eines ausgemittelten
Flächenmaaßesmit Kiefern und Eintheilung derselben in einen

dreijährigenTurnus mit ihrem Bedarf an Material ganz unab-

hängig zu machen, wodurch Anstalten dieser Art ungemein viel

an Befestigung bekommen.

Eine nicht geringe Ausbeute an Nadeln liefern ferner die

nothwendigen Durchforstungen bei dichten Kulturen. Daß das

Sammeln der Nadeln eine neue Gelegenheit zum Forstfrevel sei,
ist wol nicht in Abrede zu stellen; es wird jedoch mit dem ent-

schiedenstenErfolge dadurch entgegengewirkt, daß nicht l Pfd. Na-

deln ohne Zertisikat von jener Autorität angenommen wird,
welche das Sammeln zu erlauben ermächtigtist, in welchem Zeug-
niß zugleich die zu sammeln bestimmte Quantität angegeben sein

muß. Nach abgelieferter Summe wird das Zertisikat abgenom-
men und der Sammler zur Erwirkung eines neuen angewiesen,
wodurch er einer abermaligen Kontrole unterworfen ist. Bei ge-
thanen Fehlgrifsen wird er entweder zur Ordnung hingewiesen,
oder ein neuer Schein ihm verweigert. Und bringt sie der Land-

mann aus seinem eigenen Walde, so muß dies durch das Zeug--
niß des Ortsrichters dargethan werden. Da jedem derartigen
Unternehmen an der Verhütung jedes Nachtheils im Walde zu
dem ungehinderten Fortgange seines Geschäfts viel gelegen sein,
muß, so ist wol eine Vernachlässigungdieser wirksamen Vorsicht
niemals zu erwarten. Nach diesem Verhalten unterliegt es wol

gar keinem Zweifel, daß die forstlichenInteressen durch dieseneue

Industrie eher befördertals gefährdetwerden.
»

Eine Sammlung von 30 Pfo. Nadeln ist fur Anfänger ein

Tagewerk, es gibt jedoch auch Meister, welcheunter den günstig-
sten Umständen nahe an 200 Pfd. an einem Tage gesammelt
aben.h

Um nun diesen Fremdling auf eine gleich brauchbare und

prüfungsfähigeWeise in die launige Welt einzuführen,wurde

die Fabrikazion von gesteppten Bettdecken,in welchen diese Faser
statt Baumwolle eingelegt wird, Matratzen u. s. w. ergriffen und

diese mehreren öffentlichenAnstalten zur Prüfung übergeben.
Das Wiener k. k. allgemeine Krankenhaus benutzt seit 8

Jahren 500 solcher Decken. Diese großartigePrüfung fiel Nach
der Erklärung der te. Direkzion und der Herren Primärärzteganz

zum Vortheile für dieselben aus, was insbesondere durch eine

neue Bestellung in späterer Zeit best"tigt ward.12 Das hohe
preußischekönigl. Kriegsminifterium, al Versuch»f-U»t’sKaserne-
ment, die königl. Charits in Berlin un das»koncgltcheHebam-

men-Jnstitut in Breslau prüfen diese egenstandegleichfalls seit
mehreren Jahren. Von der königl. Charlte sind zum fortgesetz-
ten Versuch gleichfalls 50 Matratzen »und50 Decken vor Kurzem
nachbestellt worden. Die Zeugnisse Ubek den Befund sprechen,

1) Bergl. Heft H. 4850.
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nach vieljährigerPrüfungszeit,.einstimmig-dieZweckmäßigkeitdie-

ser Gegenständefür öffentlicheAnstalten aus, welch-ewol noch
am thätlichstendurch die erhaltenen Aufträge zu- wiederholtenLie-

ferungen bestätigtwird. .

Diese Faser hat sich als ein zweckmäßigesHaarsurrogat zur

Möbelpolsterungmit Sprungfedern bewährt, wobei der sicher-sie
Schutz gegen den zerstörendenMottensraß gewährtwird.

Bei der Betrachtung, daß das Roßhaar seinen hohen Preis
immer behalten müsse, da dasselbe an ausgedehnterer technischer
Verwendung gewinnt

— das besserelängereHaar wird zu Ge-

slechten doch sorgfältigausgeschieden, das nächstbessere sucht sich
der Bürstenbinder 2c., so, daß für die Polsterung nur mehr

Mähnen und Kuhfchtviiuze für den theuren Preis übrig blei-

ben, welche leidet nur zu oft noch mit den übelriechenden,
Motten erzeugenden Schweinshaaren gemengt werden;
—- da deshalb ferner zu allerlei Surrogaten die Zuflucht genom-

men wird, sogar zu dem geringsten Hanfwerg als ersteLage
auf die Sprungfedern, wodurch die Motten gleich anfangs einge-
impft werden, so wird sich dieser Stoff zuverlässtgseine Geltung
Vetfchaffea- da er nicht nur das Roßhaar substituirt, sondern ins-

besondere einen sicheren Schutz gegen das leidige Ungeziefer ge-

währt,Welches oft in· kurzer Zeit die empfindlichstenVerwüstun-
gen bei Möbeln anrichtet. Eine mehrjährigeErfahrung hat be-

wiesen, daß die Waldwolle das Gemisch mit Roßhaaren sehr gut

verträgt. Matratzen, in welche oben und unten eine Schicht
Waldwolle, in der Mitte Roßhaare eingelegt wurden, sind nach
vierjährigemununterbrochen-en Gebrauche noch in einer solchen
Verfassung,daß an ein Umarbeiten noch gar nicht gedacht wer-

den darf. Die Springbarkeit oder Elastizität dieser Faser ist
gleichfalls dargethauz die feine Waldwolle gibt einen dem Hanf-

garn ganz ähnlichen-gleich festen Faden; das Gespinnst der stär-
keren Wolle wurde zu Teppichen verwendet. Die Vervollkomm-

nung dieses Verwendungszweiges mußte jedoch wegen zu über-

häuftenGeschäfteneinstweilen in Hintergrund gestellt werden. Die

Beurtheilung über die Salubrität oder heilkräftigeWirkung der

Waldwolle gehörtwol vor das Forum der Medizin, allein bei

der Ueberzeugung, wie wohlthätigdie Ausdünstungim Walde-auf
Kranke und wie erquickenddiese selbst auf Gesunde einwirke,
welche mit dem entwickelten Dunstkreise der Waldwolle identisch
ist und die nach der neuesten medizinischenLiteratur durch Harz-
Jnhalationen künstlichersetzt werden will, so ist es nicht zweifelk
haft, daß die bereits gemachten günstigenErfahrungen fich allge-
mein bestätigenund die Waldwolle aus Sanitäts-Rückfichtensich
auch die verdiente Anerkennung verschaffen wird. Die Ansicht,
daß die balsamischeAusdünstungder Waldwolle auch ein Gegen-
gift gegen Kontagien sei, hat wol glücklicherweisedurch die Er-

fahrung nicht bestätigtwerden können,wird aber von der Theo-
rie niemals widersprochen- Theils durch diese ungewöhnliche
wohlthätigeWirkung, theils auch durch ihre geringe Wärmelei-

tungsfähigkeitist dieser Faser in den wärmerenGegenden und bei

der Manne um so mehr eine willkommene Aufnahme prognosti-
zirt, als überall nur Baumwoll- und SchafwollstoffezU Schlaf-
bekleidungen gebraucht werden, welche nicht nur hitzenund reizen,
sondern auch den eigentlichen Aufenthaltsherd der Kontagien
bilden.

Eine-—fernere Bereicherung findet die Technikbei diesem Un-

ternehmen durch das gleichzeitiggewonnene ätherischeOel aus

diesen Nadeln. Dieses ist von Koryphäen der Chemie als ein

ganz eigenthumlichesvon dem Terpentinöl ganz verschiedenesOel

anerkannt worden. Es hat sich in arzneilicher Beziehung beim

innerlichen und äußerlichenGebrauche, in sehr vielen Fällen, be-

sonders in rheumatischeuund gichtischenZuständen, ödematöfen
Auschwellungemstatt Balsam in Wunden te. ungemein heilsam
bewiesen, und wird in Ofsizinen eine willkommene Aufnahme sin-
den. Seine Wirkungen haben eine ungemeine Aehnlichkeit mit

jenen des theuern Kajaput-Oelsund es wird das fremde franzö-
fische Terpentinöl verdrängen- IN technischerBeziehungist dieses
eine geschätzteAkquisizionzur Bereitung der feinstenLacke als ein

ganz trocknes farbloses Oel und gibt zur Vereituug des flüssigen-.
Gases, zur Speisung der vortrefflichenTischgaslampen ein sehr
brauchbares Material. Kautschukwird in sehr kurzer Zeit da-

durch vollkommen aufgelöst Eine sehr wohlthätigeAnwendung
gibt ein anderes Nebenprodukt, nämlich die Brühe Oeeosey von

den Nadeln, welche bei der erstensEinweichungderselben von die-

sen gewonnen wird. Diese Flüssigkeitwird bei wenig erhöhter
Temperatur in sehr, kurzer Zeit sauer und bildet vorzugsweise
Ameisensäureund,·,--etwasMilchsäure. Sie verändert dadurch
ganz ihren früher-eneigenthümlichenGeruch-

Jn dieser Brühe wird die Medizin eine der wichtigeren und

grosßartigstenBereicherungen empfangen, denn Bäder aus dieser
Brühe haben sich in Skrofeln, Brustkrankheiten, atonifcher Gichts
selbst Podagra, Dispofizionen zur Wassersucht-, als Umfchläge
in veralteten bösartigen Wunden re. als auffallend heilsam be-

wiesen. .

Besonders wichtig find die Einwirkungen auf Unterleibsor-

gane. Hypochondristen werden munter und ausgelassen, können
den vermehrten Appetit und den erquickendenSchlaf nicht genug
loben und die eingestellten normalen Erkrezionen, welche früher
immer erkünsteltwerden mußten. Dies find konstante Erschei-
nungen bei allen Badenden. Es ist hier die Gelegenheit gege-
ben, Bäder zweierlei Natur und Wirkung zu bereiten. Die frische
Brühe wirkt «balsamisch,bei der sauren macht die Ameisensäure
ihre auffallend gute Wirkung geltend. Will der Arzt diese
Wirkung verstärken,so können diese durch einen Zusatz von dem,
mit dem. Oele gleichzeitig gewonnenen destillirten aromastischen
Wasser, welches gleichfalls eine kleine Menge Ameisensäureent-«
hält, zu einer ungemeinen Intensitätpotenzirt werden. Näheress
über die vorzüglicheWirksamkeit derselben ist aus den, übe-r die
Bäder in Zuckmantl und Humboldtsau jüngst erschienenenBe-

richten zu entnehmen.
Es unterliegt nicht dem leisestenZweifel, daß fich mit einer

jeden solchen Fabrik auch eine besuchteBade-Anstalt von erhebli-
chem Rufe verbinden werde. Deshalb dürfenbeider Wahl eines sol-

chen Platzes zur Anlage einer Fabrik auch die Annehmlichkeiten
der nächstenUmgebung niemals aus dem Auge verloren werden.

Diese Brühe zur Ertraktkonfistenzeingedickt hat sich als ein

wirksames Diaphoretikum bewährt und katarrhalische und gichti-
sche Beschwerden geheilt. Wird dieses in Wasser wieder aufge-
löst, so hat es ganz die Beschaffenheitund Wirkung der Brühe
und kann mit dem destillirten aromatischen Wasser auch jenen
Leidenden als portatives Bad genießbargemacht werden, welche
die Anstalt nicht persönlichbesuchenkönnen.

Um nun den übrigenKörper von den Nadeln, nebst der

Faser, welcher von dieser mechanischweggewaschenwird, auch
zu benutzen, wird derselbe aufgesammelt und um getrocknetzu
werden wie Torf, in Zsiegel gebracht. Dadurch wird nicht nur

ein ergiebiges und recht kräftigesBrennmaterial gewonnen, son-
dern die Menge Leuchtgas, welche durch den großenHarzgehalt
aus demselben entbunden wird , prognostizirt nicht nur die theil-
weise Erwärmung, sondern auch Beleuchtung einer solchen Fabrik.
Die Beachtungswürdigkeitdieses-Brennmaterials stellt sich durch
das Ergebnißdar, daß bei der Erzeugung von 4000 Ztr. Wald-
Wolle ein Aequivalent von 30 Klaftern Holz gewonnen wird.

Obschon die Ausbeute so verschiedenartiger, nützlicherEr-

zeugnisse aus einem so unbeachteten und anerkannten Material,
wie die Föhren-Nadeln eine sehr reichlicheund lohnende zu nennen

ist, so ist von der Theorie und mehreren wahrgenommenenEr-

scheinungennoch manche schöneAufgabe zur Erzeugung anderer
schätzbarerProdukte aus den Nadeln gestellt, welche bei deren

Lösungdieses Unternehmen noch beachtenswertherund gehaltrei-
cher machen werden.

Jst der gegenwärtigeStandpunkt, auf den dieser Erwerb

Mühsamund mit großenAnstrengungen geleitet ist, auch noch so
eingeengtund er nur noch immer das Noviziat desselbengenannt
werden muß, so stellt er sich schon jetzt als einer jener seltenen
Industriezweigedar, wobei kein einziger der verschiedenenAbfälle
unbeachtet und unverwerthet verworfen wird. Finden auf diese
Weise technische, diätetischeund kommerzielleInteressen ihre er-

sprießlicheBereicherung durch diese Unternehmung, so gewähren
die ftaatswirthschaftlichenAnforderungendabei nicht weniger ihre
vollkommenste Befriedigung

«
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Zuerst wird-sein Stoff, von· welchem Millionen Zentner ganz
unbeachtet und unerkannt jährlich verfaulen, zum Bortheil der

Nazionalökonomieso gewinnreich verwerthet.
Weiter finden bei dem Nadelnsammeln eine großeMenge

arbeitsloser Hände Beschäftigung, welches um so segensreicher
einwirken muß, als dabei Hände jedes Alters und jeder Geschick-
Iichkeit,welche sonstNichts verdienen können,Brod und Nahrung
finden.

Endlich wird die fremde Baumwolle zu Watten, Bettdecken

Ic» die Roßhaare zu Polsterungen, von der Waldwolle vollkom-

men ersetzt.
f Sei die Summe auch vorläufig noch so gering, welche im

Lande zurückbleibt,so ist um diese wenigstens das Vaterland von

der Zinspfiichtigkeit gegen das Ausland befreit. (Dr. Hamsm’s
agronomische Zeitung. Vergl. auch deutsche Gewerbezeitung4849

Nr. 5 u. 40)·

Schreibepult für Stenograer
von Fl. Elzner in Leipzig.

NachstehendeZeichnungen veranschaulichenein Schreibepult
in Form einer Mappe., welches sich für Stenografen zum Nach-

schreibenvon Predigten und andern Vorträgen besonders eignet,
da es sich in den meisten Fällen, wo kein Tisch vorhanden, Ieicht
befestigenläßt.

Figur A ist die geometrischeZeichnung aller Theile desselben:
a Unterer Pappdeckel, auf welchen ein viereckigerHolzrahmen h

so befestigtist, daß auf allen vier Seiten der Papprand IXSZoll
vorsteht. Die Schenkel des Rahmens sind 4 Zoll breit, und ZXZ
Zoll stark, c ist der Rücken der Mappe Und d der zweite Papp-
deckel, welcher herumgeschlagenwird, und so die ganze innere

Einrichtung der Mappe deckt.
An den einen Schenkel des Rahmens b ist innerhalb, mittels

der Scharnseree ein anderer Stab f befestigt, an dem sich die
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beweglichenFüße g und h befinden, und beim Ge-

brauch herausgeklappt werden«Um diese Füße,
welche an ihren Enden mit Spltzen versehen find,
so lang als möglichzu lassen, so haben fie in der

Mappe die schrägeLage, und find bei i schräg zu-

sammengeschnitten, und in den Rahmen b eingelas-
fens Werden UUU diese Spitzenden herausgehoben,
so lassen sich selbige im rechten Winkel wie h her-
auslegen, und sodann zum Gebrauch mit dem Stab
t in die beliebigeschrägeRichtung gegen den Rahmen
legen. Bei k find wieder zwei Scharuieke einge-

lassen, von welchen sich der eine Flügel im rechten
Winkel gegen den Rahmen herausklappen läßt; an

diesenbefinden sichsoweit oben als möglichebenfalls
Stahlspitzen. »

Da oft Fälle vorko en, daß die Fuße g und

h nicht lang genug sind, so find außerdemin den

Rahmen zwei Ansatzstückt beigelegt- welche durch
Häkchenin den Rahme festgehaltenwerden. Die-

ses sind wiederum viereckige ·Stäbchen,haben an

ihren untern Enden Stehkspltzemund am obern

TheileMessinghülsen,WVUM sie in ersorderlichemFall
an die spitzen Enden der Füße g und h angesteckt
werden. Siehe Fig. B.
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Bei m befinden sich auf dem einen Pappdeckel 2 Stäbchen
befestigt, zwischenwelche man 3 bis 4 Bleistifte legen, und mit

-einem Häkchenverschließenkann.

Figur c ist die perspektivischeAnsicht des Ganzen.
Figur D ist ein Stück des Rahmens b in Fig. A, welcher

am besten, um das Krummziehendesselbenzu verhindern, aus 3

schwachenBretlagen aufeinander geleimt, hergestellt wird, nebst
einem der Scharniere k aufgeklappt. n ist die Stahlspitze, welche
bei dem Niederschlagen in die Oeffnung o paßt, und p—p zwei
Schrauben, welche den untern Flügel des Scharniers, welcher in

den Rahmen eingelnssm ist- festhalten-
Zeichnung E ist die geometrische Seitenanficht des aufge-

stelltenSchreibpultes Mit dem Durchschnittder Lehne eines Kirchen-
stuh13, an welchem derselbe befestigtist.

77

ZW-
·

iixfk
il

»-
t-

.,»xx
:—

;

q Dukchschnittdes Kirchenstuhls a der a wel er

jetzt als Tischplatt dient.’ b der darauf befexsizigkkdegbllzrahufzm
welcher oben bei n, vermittels der Scharniere sich festhält g ist
der eine der beiden Füße, Welchesich durch die, an ihmange-
brachten Stacheln, in der Wand q festhalten. d ist die zweite
Deckpappe welche senkrechtherunterhängt,aber auchmittelseines
Bandes an denFuß g herangezogen werden kann.

»

Da es jedoch sehr häusig ist, daß der Schreibtischauf er-

wahnte Art angebracht,von dem Sitz des Schreibers zu entfernt
ist, um bequemzu schreiben,so zeigt die perspektivischeZeichnung
F- daß PekTlsch nicht allein bei n, sondern auch an der Leiste

Zegzicgåhtangt
werden kann ; somit ist derselbe dem Schreibernäher

Da aber jetzt die Füße g und h u ku f« -

«

den
sind die Ansatzstlickes und t angesteckt,zwelgeieemnatchurBequeniS
lichkeit des Schkflbekghöher oder tiefer gegen die Wand q ge-

stjxemmjjJwerden

köbnnechkeiuist ein kleines Leistchen von Holz
oer apeanera , ada

« «

herabgleitknkaäinf
ß s Pergament oder Papier nicht

An der innern Seite

Tasche von festem Papier
bewahren

dersPappschaled bringt man noch eine

an, um das übrigePergament aufzu-

Selbsteiufpringender Federhalter für
Tuchnadeln, Groschen re.«

Wie viele Herren und Damen haben sichnicht
über;den Verlust von Schmuck und Tücher-n zu

beklagen gehabt, blocs aus Mangel ungenügender
Befestigungvon Nadeln und Broschen an der Klei-

dung."«Taylor’s Feder hilft diesem Uebelstand ab.

Unsere Skizze gibt eine Damen-Tuchnadel in na-

türlicher Größe, an- der sich die neue Feder A B

befindet, welche Nichts weiter ist als ein rundes

gebogenes federndes Stück Metall, welches an

den Nadelkopf gelöthet ist. Die Biegung D ist
inwendig flach gehämmertund hat eine Einkerbung,

—

» welche über den Schaft der Nadel paßt und worin

ksxl dieselbe, eingesteckt,einschnappt. Wenn man nun
·

eine solche Nadel einsteckt,hat man nicht nöthig
die Feder mit der Hand zu heben, denn wenn die

Nadelspitze eindringt, erhebt der Druck und die Be-

wegung des Zeugs in der Richtung des Pfeils die

Feder von selbst, die sofort um ihren Schaft sich
anlegt, wenn derselbe wieder aus dem Zeug her-·
austritt. Somit ist gegen das Ausfallenser Na-

del vorgesorgt. Die punktirtessgekrümmteLinie

deutet das Zeug an, in welches die Nadel gesteckt
ist. Unsere Quelle ,

ein englischesJournal, ver-

sichert, daß solche mit selbstänspringendemFeder-

halter versehene Nadeln und Broschen sich unge-
mein bequem handhaben ließen, das Einstecken
durchaus keine Schwierigkeit mache und die Sicher-

heit gegen das Ausfallen und Verlieren vollkommen sei. Diese
Feder trägt in vielen Fällen zu Verschönerung des Schmuckes
bei, weil man sie nach Belieben verzieren kann.

—-

Eine neue Maschine zum Zerkleinern des

Holzes (Spånemaehen).

Je mehr die Steinkohlenfeuerung für Zimmeröfen sich aus-

breitet und diese Verbreitung ungeheuer begünstigt werden wird

durch die Eisenbahnen, wenn deren Verwaltungen sich ihrer Auf-
gabe erst ganz klar bewußt werden, die sie im wirthlichen Leben

der Völker zu erfüllen haben; je mehr ferner in Folge der Ver-

wohlfeilerung der Frachten die unterirdischen Kohlenschätzein

Gegenden aufgeschlossenwerden, wo sie bis dahin werthlos in

der Tiefe ruhten, weil noch genug Holz auf den Bergen wuchs
und die Arbeit mit der Art beim Licht der Sonne lustiger und

leichter ist als mit dem Schlägel und der Spitzhaue beim Gruben-

lichte im Dunkel der Erde: desto mehr wird die massenweise
Verwüstungdes Holzes als Brennmaterial aufhören und man

wird erkennen, daß es zu nützlichenGeräthen und baukünstlerik
schen Zweckengeeignetere Verwendung ·«sindenkann als ini Ofen.

Ganz und gar wird man aber nicht«desHolzes entrathen kön-

nen, und sich desselbenzumal beim Anfeuern seiner Leichtentzünd-«
lichkeit wegen nach wie vor bedienen müssen.

Dazu ist aber erforderlich, daß es in möglichstdünne und

kleine Scheite verwandelt wird, welche man in vielen Gegenden
Deutschlandszu Unterscheidung von den größeren und dicken

Holzscheiten» Späne« nennt. Das Spänemachen ist nun

nicht die Arbeit des Holzhackers oder Holzmachers, sondern, wenn

es nicht wie in bevölkerten Gegenden von gewissen Spänema-
chern besorgt wird, eine Beschäftigungdes dienenden Personals
in den Häusern und hier eine aufhältliche,«Hände und Messer
sehr angreifende Arbeit. Eine Maschine daher, welche dieselbe
gut und wohlfeil verrichtet und zugleich die Späne in Bünde

packt, ist gewißwillkommen zu heißen und wird die Versenkung
ides so zu bereitenden Holzes aus holzreichenin holzarme Ge-

genden und in die großenStädte erleichtern, und sichdemnach
zur Aufstellungan den großen Holzabladepliitzenund in Holz-
höer trefflich eignen.
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Jn England ist nun eine derartige Maschine von Thomson
undElms konstruirt, von der wir unter Bezugnahmeauf die beiste-
henden SkizzenFing u. 2 eine Beschreibunggebenwollen. Die oberste
Zeichnung stellt einen Längendurchschnittder Spanschneidemaschine
vor; darunter ist in größeremMaßstabe eine Borderansicht und

ein Durchschnitt der Schneider gezeichnet,die sich am Umfang des

großen Rades befinden. Zu unterst ist die Vorrichtung zum

Bundmachen veranschaulicht. Jn den Umfang eines gußeisernen
Rades b, welches sich in Lagern zwischen einem Gestelle dreht,
ist eine Fuge eingegossen,auf deren Ränder die Schneider k, ge-

schärfteStahlblätter, 8 an der Zahl so ausgeschraubtwerden,
wie man es in den Einzelanfichtendeutlich angegeben sieht. Vor

diesem Rade besindet fich ein Kanah dessen unterer Boden aus

einem starken hanfenen Bande a besteht, das,
ohne Ende, um zwei Walzen geführt ist
und in Folge der Bewegung derselben die

in den Kanal gelegten mit der Hirnseite
nach oben gerichteten 6 Zoll langen Holz-
stiickegegen das Rad führt, wo sie von den

Schneidern in halbzolldickeSpäne zerschnitten
werden, welche auf ein unter dem Rade be-

findliches Führtuch und von da in Kasten
fallen, die, wenn ste voll sind, zur BundmasI

fchine geschafft werden.

Die Uebertragung der Bewegungen in
der Schneidemaschine ist sehr einfach ange-
ordnet. Das Rad wird entweder durch
Drehung mit der Hand oder vermittels ir-

gend einer Triebkraft durch Riemen umge-

dreht. Diese Riemen, auf Scheiben an der

Welle des Rades und an der Welle der

einen Walze des unteren Führtuchs, setzen
dieses in Bewegung und ein zweiterRiemen-

lauf trägt dieselbe auf die Zuführung der

Holzstückeim Kanal Über- — Derselbe hat
eine Oeffnung von etwa 3 Zoll, die mit der

Breite der Fuge und somit auch mit der

Länge der Schneider übereinstimmt,woraus

wieder folgt, daß die 6 Zoll langen Holz-
stückemöglichst in eine Breite von 3 Zoll

gespalten werden müssen, zu welchem Ende

man sich einer einfachen Maschine bedient,
die ähnlich wie ein Fallwerk konstruirt ist
und in dessen Katze oder Bär man scharfe
Keile einsetzt,welche gerade die erforderlichen
dreizöllige Scheite herausspaltenz auf die

Länge der Holzstückekommt es begreiflicher-
weise nicht an. Das Prinzip der Bund-

maschine ist so sinnreich wie einfach- Jtt
einen Rumpf b von 6 Zoll D Oeffnung wer-

den die Späne mit der Hand eingelegt Und

fallen von da in einenKanal a, dessenOeffnung
unter dem Rumpfe diesem gleich, beim Aus-

gange links aber verjüngtzuläuft, so daß
die Späne zusammengepreßtwerden müssen,wenn fie von dem Kur-

belarm und Kolben cvorgestoßenwerden. Das erste Bund wird

von dem zweitenfortgeschobenund wenn es in Folge dieses Schu-
bes aus der Kanalöffnung heraustritt, ein Bindfadenring datuber

gelegt, der die Späne im Bunde festzusammenhältDas Zu-

sammenfassender Späne in Bunde geht auf diese Weisesehr
rasch vor sich. Die Zusammenstellungund Bewegung dlefet un

Prinzip geschilderten Maschinenglieder wle auch der Zweck des

untenliegenden FühkluchsWird UnserefllachvertkautmLelem ZU

ergänzenund sich VszUstelleUUngemem lacht lems

-——·

Fieber-, Drneker- nnd Weber-Zeitung.

Maccardy’s Vervollkommnungen bei

Vanmwollfpmnmafchinem
Nebst Abbildungen auf Tafel II.

William Maclardy in Barton Bridge bei Manchester hat
mehrereNeuerungen bei Baumwollspinnmaschinentheileneingeführt,
welche die Aufmerksamkeitder Fachleute verdienen. Sie beziehen
sich besonders auf 3 Punkte.

i) Die Beseitigung der Erfchütterungund Zitterung, welche
durch den seixlicheuZug der Spindelschniire entsteht und zwar

dadurch, daß die Spindelwürtel zwischenzweien Lagen»z·uliegen
kommen, in dessenFolge die Spindel fich sicherund statlg dreht,
da eine flatternde Bewegung der ürtel nicht—Mehr stattfin-

den kann. «
»

2) Eine Verschmelzung der ewöhnllchenWaterspmdels
mit der Niagara- oder Ringdrossel-(s, Jan-Heft 4850 Bewegung,
wodurch, Ohne die offenbaren Vorzüge letztereraufzugeben,die

regel- und gleichmäßigeWirkung des gewohnlichenFlugelss ge-

wonnen wird.
» » » » »

3) Eine Anordnung, um eine großere Sicherheit infdie
Anhaltbewegung bei Strecken zu bringen durch Anwendung eines
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Doppeltrichters, der dem durchgehenden Streckband eine vermehrte
Reibungsflächedarbietet und dem Hebelarm des Trichters ge-

stattet in einem größeren Winkel zu wirken, so zwar, daß die

Stellung des Trichters nicht mehr so peinlich genau einzu-
passen ist.

Unsere Tafel veranschaulicht in hübschwahrnehmbaren Zeich-
nungen das Ganze jener sinnreichen Vorrichtungen, wodurch die

gedachten Zwecke erreicht werden. Figur l ist ein vollständiger
Aufriß der Drossel oder Waterspindel mit Flügel, Spule und

Würtel abgetrennt von der Maschine Figur2 ift ein senkrechter
Durchschnitt des Würtels und Figur 3 ein Grundriß desselben.
Spindel A dreht sich oben in einer Schiene- B und steht unten

im Neipfchen c; ihr Flügel D ist wie gewöhnlich,doch wird sie
durch einen Würtel E gedreht, der unabhängig von der Spindel
in Lagern geht, und nicht auf ihr fest sitzt, wie letzteres in Fig.
4 der Fall ist. Der neue Würtel E hat zwei vorspringende
Ansätzeoder Ringe- auf jeder Seite einen, die sich fleißig und

genau in sLöchernder beiden WürtelschienenGG drehen. Beim

Gießen der Würtel wird in der Mitte ein viereckiges Loch ge-

lassen und später bis zur Hälfte von oben herein rund ausge-
bohrt, während die untere Hälfte viereckiggelassen wird, wie es

bei H Figur 2 angedeutet ist. Da hinein paßt nun ein vierecki-

ges Stück der Spindel dicht über dem SpindelnäpfchenC. Oben

drüber wird die Spindel wieder rund (I). Auf diese Weise leicht,
aber genau in das Loch des Würtels eingepaßtdreht sich die

Spindel mit demselben in gleichen Zeiten als wäre sie ein Stück

mit ihm, während sie ohne Mühe aus dem Würtel gezogen wer-

den kann, wenn geputzt und abgezogen (die vollen Spulen entfernt)
werden soll.

Die Würtel werden wie üblich durch Schnüregetrieben,1)
doch der seitliche Zug des Schnurenlaufs trägt sich nicht auf die

Spindeln, sondern auf die Schienen über, in welche der Würtel

umläuft, so daß die sichere zentrale Umdrehung der Spindeln
nicht im Geringsten beeinträchtigtwird, daher sie sich nicht ein-

seitig abschleifenund unrund werden können. Der Spindelkopf oder

das Lager in der oberen Spindelschiene B, ist röhrenförmig und

der Flügel D ist tief genug unterhalb der Schiene sestgemacht,
so daßdie Spindel hoch genug gehobenwerden kann, wenn der Spin-
delsuß aus dem Würtel herausgehoben werden soll. Während
gesponnen wird geht der Faden durch das röhrenförmigeOber-
ende der Spindel, tritt aus einer seitlichen Oeffnung J heraus,
umwickelt dann den Flügelschenkelund gelangt endlich auf die

Spule K, wie es die Zeichnung angibt. Die Spule sitzt los auf
der Spindel und wird von der Aufwindestange L wie gewöhnlich
getragen. Die Aufwindung geschieht vermögedesGewichts der

Spule und der Einwirkung der Unterlegscheibe M, indem sie in

ihrem Umlauf gegen den der Spindel zurückbleibt.Soll »ab-

gezogen« werden, hebt man die Spindel senkrecht in ihren
oberen und unteren Lagern, bis sie frei vom Würtel ist. Als-

dann hebt man sie nach Vom- so daß sie schräg steht und kann

nun die Spule unten abziehen. Dies Schrägstellenwird mög-
lich, weil, wenn die Spindel gehoben ist, der dünnere untere

Theil A der Spindel in das Lagerloch der OberspindelschieneB

tritt und dort Spielraum hat, während die Aufwindestnngen-«
Spindellager vorn ausgeschnitten sind, so daß die Spindel durch-
geht und man auch abziehen kann, Wenn die Allfwindestange
nicht gerade unten ist.

Die Vervollkommnungan der »Ringdrossel«-VOWESUUS
ist ans Fig. 4, 5 und 6 ersichtlich.

Fig. 4 ist ein Ausriß der ganzen Anordnung, zum Gange
fertig, Fig. 5 ein senkrechter Durchschnitt des Ringes und der

Aufwindstange, Fig· 6 endlich ein entsprechender Grundriß. Die

Spindel A ist wie gewöhnlich,unten läuft sie in ihrem Näpschen
B, oben in ihrer Schiene c; aber der·Spindeltheil,auf welchem die

Spule D sitzt, ist nur halb so lang wie sonst. Die Spindelschiene
c hängt fest und die Spulen drehen sich auf Reibscheiben E.

Der Flügel F ist wie gebräuchlichauf die Spindel festgeschraubt,

«1)Herrn Theodor Wiede in Chemnitzist jetzt ein sinnreiches Verfah-
ren In Sachsen patentirt worden, dle Spindeln ohne Schnüre zu treiben.

D· Red.

hat aber gerade, glatte Schenkel ohne untere Windung. Die

Aufwindstange G trägt den Ring H mit dem Läufer oder der

Fliege l. Der Ring ist von weit größeremDurchmesser als bei

der gewöhnlichenRingdrossel, so daß der Spindelflügel sich im

Jnnern des Ringes drehen kann ohne ihn zu berühren, wenn

dieser auf und nigder geht. Die »»Fltege«ist so angebracht, daß
sie am Rand des’Ringes herumlaufen kann wie gewöhnlich,aber

sie steht nach Jnnen etwas vor (I) und zwar so weit, daß die

Flügelschenkelsie treffen und mit der Geschwindigkeit,die sie selbst
haben, mit herumnehmen.

Den Gang des Fadens von dem Zilindern herab bis auf die

Spule erkennt man ans Fig. 4 und 6. Diese sitzt los auf der

Spindel und windet wie gewöhnlichauf. Die Aufwindstange G

geht auf und nieder mit Ring nnd Fliege. Die Spule bleibt

und hat keine Auf- und Niederbewegung wie in gewöhnlichen
Watermaschinen. Die dadurch ermöglichteAbkürzungder Spindel
vermindert ihre Schwankungen und gestattet eine weit größere
Geschwindigkeit

Wenn abgezogen werden soll, muß der Flügel oben von der

Spindel abgeschraubt werden.

Die dritte Verbesserung bezieht sich auf die Anhaltbewegung
bei Strecken, welche in gut eingerichteten Spinnereien einzutreten
hat, wenn eins von den Baumwollbändern bricht, die aus den

Töpfen zur Dublirung und Streckung in die Hinterzilinder der

Maschine geführtwerden. Jene Bewegung ist am sogenannten
Trichter angebracht, eine röhrenförmigeOeffnung, wohindurch die

Bänder gehen. Maclardys neuer Doppeltrichter ist in der Fig.
7 bis 42 gezeichnet. Fig. 7 Aufriß, Fig. 8 Grundriß, Fig. 9

Aufriß einer etwas abgeändertenEinrichtung, Fig. 40 deren

Grundriß, Fig. H Anbringung des Doppeltrichters an einem

Schwunghebel, Fig. 42 Zusammenstellung desselbenmit der Strecke.

Jn Fig. 7 ruht die Aufhaltbewegung wie bei der gewöhnlichen
Einrichtung auf der sich nicht verrückenden Stange A, die so lang
ist, wie die Maschine selbst und sämmtlicheTrichter derselben trägt.
Der Hebel B trägt oben in seiner Verlängerung den Trichter c;
man könnte ihn sehr passend das «Maul« nennen, weil durch
die Oeffnung die Bänder in der Richtung der Pfeile in die Zi-
linder hineingeführtwerden. Diese Anordnung ist bereits bekannt,
neu ist aber die Hinzufiigung des vorderen Trichters E. Die

Führplatte F, wohinüber die Bänder in den Trichter laufen, ist
ausreichend hoch gemacht, so zwar, daß die Bänder sich gegen die

obere Wandung des unteren Trichters drängenmüssen;auf diese
Art ist eine doppelte Frikzionsbewegung auf die Bänder und die

Wandungen der Trichter hergestellt, so daß dieselben in einem

größerenWinkel als mit einfachem Trichter außer Eingriff mit

der Auslegbewegung der Maschine gehalten werden, woraus wieder

eine größere Sicherheit hervorgeht dafür, daß beim Brechen des

Bandes das Auslegen auch wirklich stattsindet. Der Trichterhebel
schwingt sich in einem Schlitz der Schiene GPL Die punktirten
Linien zeigen die Stellung an, die die Vorrichtung annimmt,
wenn das Band zerreißt.Jn diesem Falle hört die Spannung auf, der

Hebel Bfällt und trifftan eine Stange I, welchemit Einschnitten ver-

sehen, fortwährendin der Richtung der Länge der Maschine hin
und her geführtwird. Der Fall eines Hebels bewirkt aber, in-

dem er sich in einen Einschnitt einlegt, eine Sperrung der Stange,
die durch ihren Stillstand die Treibriemen von der Fest- auf die

Losscheibe bringt: eine Bewegung, die jedem Fachvekstiindigenbe-

kannt ist. Die durch den Doppeltrichter bewirkte größereReibung
macht die sonst nöthigegenaue Abbalanzirung des Hebels über-

flüssig und das Stehenbleiben deshalb beim Reißen des Bandes
ist fast nicht möglich. Fig. 9 ist eine Abwandlung desselben
Prinzips zü einer noch einfacheren und eleganteren Form, die sich
in der Zeichnung klar zu Tage legt. Fig. H zeigt das Prinzip
angewendet auf einen Schwunghebel,dessen Drehpunkt in A liegt.
Beim Brechen des Bandes sinkt hier das Gewicht B Und legt die

Nase D in den sich stets drehenden Zilinder E ein, der dadurch
in seiner Bewegung aufgehalten —- gesperrt —- tvitd und so auf

üblicheWeise die Maschine zum Stillstand bringt.

20
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Ueber die Wirkung des Salmiaks bei

der Oxydnzion der Farbftoffe mittels

Knpferfalzem
Von E. Yoechlin und E. W. Zulessn

· Der Salmiak begünstigtauffallend die Oxydazion der Farb-
stoffedurch die Sauerstoffsalze des Kupfers, daher er auch neben

diesen Salzen in den meisten Tafelfarben angewandt wird 1).
Die im Folgenden mitgetheilten Versuche gestatten uns die

Theorie dieser Reakzion auszustellen.
’

Wenn man ein Kupferblech bei Abschluß der Luft in eine

Lösung von essigsaurem Kupferoxyd taucht, so sindet bekanntlich
keine Einwirkung desselben statt. Setzt man aber zu dieser Lö-
sung, ebenfalls bei Abschluß der Luft, Salmiak (das doppelte
Gewicht des Kupfersalzes), so entfärbt sich die Lösung bald.

Dabei setzensich kleine weiße Krystalle ab, welche alle Eigen-
schaften des Kupferchlorürs haben. Entfernt man nun das Me-

tallblech aus der Lösung, und schütteltdieselbe bei Luftzutritt, so
nimmt sie ihre ursprünglicheFärbung wieder an, und es bildet

sich neuerdings Kupferoryd.
Aus diesem Versuch ergibt sich die Rolle des Salmiaks,

wenn derselbe mit einem Kupferoxydsalz und einem organischen
Stoff, welcher sich färben kann, angewandt wird; letzterer nimmt

offenbar die Stelle des Metalls bei dem soeben beschriebenen
Versuche ein und reduzirt das Kupferoryd. Auf den Zeugen
bleibt aber die Reakzion unter günstigen Umständen (in einer

feuchten Luft) hierbei nicht stehen; nach der ersten Redukzion bleibt

eine Verbindung zurück,welche durch ihre Eigenschaft Sauerstoff
zu absorbiren, der Oxydazionneue Nahrung gibt2). Man be-

greift nun, wie vortheilhaft die Anwendung des Salmiaks ist,
wenn man einer Substanz, welche eine großeMenge orydirender
Agenzienerfordert, nur wenig Kupferoxyd zusetzendarf, um eine

ungünstige Färbung des auf dem Zeuge abgesetzten Lackes zu
vermeiden. Dies ist der Fall bei dem mit St. Marthaholz er-

zeugten Rosaz zu diesem Rosa setzt man nur eine kleine Menge
Kupferorydsalz, welche wegen der Gegenwart des Salmiaks hin-
reichend ist, wenn der Zeug lange genug an feuchter Luft auf-
gehängtwird.

Man kann wol annehmen, daß in diesem Falle das Kup-
feroryd als ein Mittel wirkt, welches den Sauerstofs der Luft
fortwährend auf das färbende Prinzip des St. Marthaholzes
überträgt. Was diese Hypothese zu bestätigen scheint, ist der

Umstand, daß ein Roth, welches man, ohne es auszuwaschen,
einige Wochen hängen ließ, sobald es das Maximum seiner sat-
teren Färbung erreicht hat, allmäligmehr und mehr verbrannte

Farben durchgeht, und zuletzt blaßbraun wird 3).
Ohngeachtet des Vortheils, welchen der Salmiak gewährt,

mit geringeren Mengen Kupferorydsalz orydiren zu können, ist
die Anwendung dieses Salzes doch nicht frei von Mängeln, weil

der Salmiak bei gewissen Dampffarben eine zu starke Oxydazion
veranlassen kann, so wenig man auch von ihm zugesetzthat.

Aus dem Vorhergehendenfolgt, daß, da die durch Redukzion
des Kupferoxydsalzes (bei Gegenwart von Salmiak und einem

Kupferblech) erzeugte KupferoxydulverbindungSauerstofs aus der

I) Schon in einer Vorschrift für Katechubraun von Dr· J. G. Ding-
Ier vom Jahr 4846 (dessenJournal für die Banmwollendruckerei) kommt
ein Gemenge von Grünspan Und Salmiak als Befestigungsmittel vor.

Eine ausgedehnte Anwendung von den Katechu-Druckfarben wurde erst
im thbte 4829 gemacht- Wo HEFTEßiinaer, Chemiker der Kattundruk-
kerei m Jvny- das Katechu bei entfachen Artikeln anwandte, welche da-
mals sehr großen Absatz fanden.

2) Wenn diese Wiederherstellung des Kupferorydsbehindert ist, ge-
schieht sie auf Kostendes Kupferoryduls, welches sich in Kupferoryd und
Metall zerlegt· Dies erklärt die Metalltertur, welche bisweilen die kon-
zentrirten Dampffatbenzeigen — ein Fehler, welcher durch das Waschen
der Stücke nicht beselilfttwerden kann; er läßt sich nur durch ein vor-

läufiges Lüften der SiUcke sicher vermeiden.

3) Gewisse Dampf- Oder Tafelfarben mit Eisenbasis zeigen eine
ähnliche Selbstverbrennungiso wird das mit Bluuholz erzeugte Tafel-
schwarz nach ikingererZelt Oft blaßbraumobgleich es gegen atmosfärische
Einflüsse geschutztblieb.

Luft absorbiren kann, sie ebenso wie das Kupferoxyd zur Oryda-
zion eines Farbstoffes anwendbar sein muß. Dies ist in der

That auch von uns beobachtet worden.

250 Gramme schwefelsaures Kupferorhd und 375 Gramme
Salmiak wurden in soviel Wasser aufgelöst, daß die Lösung 4
Liter betrug. Ein Theil derselben wurde durch Kupferspäneke-

duzirt; der übrige Theil hingegen als solcher aufbewahrt. An-

dererseits bereitete man eine gehörig verdickte Katechufarbe (mit
200 Grammen Katechu per Liter). Jn gleiche Volume Farbe
(zwei halbe Liter) goß man ein-Deziliter von jeder KUPsetlösung
Man druckte diese Farbe dann sogleich auf Kattun, welchen man

nach gehörigemAufhängen an der Luft mit Dampf behandelte.
Nach dem Dämpfen beobachteten wir den erwarteten Effekt; die

Oxydazion war sogar mittels der reduzirten Flüssigkeitam wei-

testen vorgeschritten«Dies ist auch leicht zu erklären ; wenn auf-
gelöstesKupfer Sauerstoff an und für sich abzugebenhat, und

durch die Luft-welcher es solchen entlehnt, so muß die Orydazion
des Farbstofses da schneller Votschreiten,wo am meisten Metall

vorhanden ist, weil der Sauerstoff imKupfersalzeam Ende der-

selbe bleibtj Am meisten Metall enthält aber die Kupferlösung,
welche mit Kupferspänenbehandelt wurde, denn es löste fich bei

Abschluß der Luft Kupfer auf, so daß sich beim Zutritt der Luft
zweimal soviel Kupferoryd bilden muß als ursprünglichaufge-
löst war.

Nach dem Vorhergehenden besteht der Haupicharakter des

Gemenges von einem Kupfersalz mit Salmiak darin, daß es ein

sich färbendes Prinzip leicht oxydirt. Obgleich es nun nachge-
wiesen ist, daß der Salmiak die orydirende Kraft eines Kupfer-
salzes begünstigt, so weiß man doch nicht, ob auch jedes andere

Ammoniaksalz einen ähnlichen Effekt hervorbringt. Durch fol-
gende Versuche haben wir diese Frage erledigt.

Zu gleichen Quantitäten Aetzammoniak,welche mit verschie-
denen Säuren gesättigtwaren, wurde stets dasselbe Volum einer

Normallösung von Katechu gesetzt, welche 1X4vom Gewicht des

Farbstoffs an schweselsauremKupferoxyd enthielt.

Zur größerenDeutlichkeit bezeichnenwir die Säuren, welche
wir angewandt haben, mit Nummern; diese Nummern geben im

Nachstehenden die zum Druck verwendeten Farben an:

Salzsäure
Salpetersäure
Essigsäure

. Schwefelsäure in einem gegebenen Volum Aetzammoniak.
Oralsäure

Weinsteinsäure
Zitronensäure

Diese verschiedenen Ammoniaksalzewurden zu der Normal-

Katechulösung gesetzt. Ein Volum dieser NormallöslMg wurde

gelassen wie es war, damit die Einwirkung der Kupseksaizesallein

bei der Orydazion des Farbstoffes wahrgenommen werden konnte.

Da es sich um vergleichende Versuche handelte- so Opekitte Man

so, daß man in gleichen Volumen stets dieselbeMenge Fatbstvfs
hatte. Das Kupfersalz ist immer in gleichem Verhältniß, weil

es sich in der Normal-KatechulösUUgbefindet,von welcher man

ein konstantes Volum nahm. Die Farbe, welche kein Ammoniak-

salz, sondern nur Kupferorydsalzenthielt, wurde mit O bezeichnet.
Nach dem Druck ließ man die Zeuge einige Tage an der

Lust hängen; man fand dann, daß die Farben 0, 4, 5, 6, 7

dieselbe Intensität hatten; Nr. 2 und 3 waren dunkler -als die

vorstehenden; Nr. i zeigte die größte Intensität. Daraus glau-
ben wir schließenzu dürfen, daß bei Nr.4 Oxhdazion stattfand;
daß bei Nr. 2 das Entweichen einer flüchtigenSäure nicht als

die Orydazion den Ton der Farbe erhöhte;daß bei allen ubrigen
Nummern 0, 4, 5 ec. keine Veränderu stattgernden hat.

Diese der Lust ausgesetzten Farbe wurden UUU gedämpft,
worauf sich dieselben Unterschiede zei en; Nr« i Nämlichdie

Farbe, welche das salzsaure Ammoniak enthielt- zeigte sich eben-

falls bei Weitem dunkler.
»

Der Salmiak ist also von allen Ammoniaksalzendas einzige,
welches kräftig bei der Oxydazion des Fatbstvsses mitwirkt. An-

dererseits haben wir schon bemerkt, daß der Salmiak die Reduk-
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zion eines Kupferorydsalzesbei Gegenwart von metallischem Kup;
fer erleichtert. Dies veranlaßte uns vergleichsweife den Einfluß
des Salmiaks und denjenigen unserer ammoniakalischen Lösungen
2, 3, 4, 5 &c. auf die sRedukzion eines Kupsetvxydsalzesdurch
metallisches Kupfer zu untersuchen; Wir fanden, daß keine von

allen diesen Lösungen,die bei dem Salmiak beobachtete Reakzion
hervorbringt Der Salmiak zeigt darin eine Eigenthümlichkeit,
welche deshalb für uns von Interesse ist, weil sie den Vergleich
rechtfertigt, den wir zwischeneinem reduzirendenMetall und einem

sich färbenden Prinzip angestellt haben. Wir haben hier nämlich
zwei Reihen, die eine mit einem Metall, die andere mit einem

sich särbendenStoff; unter übrigens gleichenUmständenstimmen
die Resultate überein und zeigen,daß die Wirkung des Salmiaks

eine ganz eigenthümlicheist, daß ferner diese Wirkung bei Gegen-
wart eines reduzirenden Körpers, der entweder Metall oder Farb-
stoff sein kann, auf gleiche Weise stattsindet.

Nach dem Vorstehenden läßt sich die Wirkung des Salmiaks

auf ein Kupferorydsalzleicht begreifen; das Ammoniak ist bei

derselben offenbar nicht betheiligtz es fragte sich nun, ob nicht
ein anderes Chlormetall, z. V. Kochsalz, eine ähnlicheWirkung
wie der Salmiak hervorbringen könne.

Diese Frage wurde durch folgenden Versuch bejahend gelöst.
Zu der erwähntenNormal-Katechulösungwurde einerseits Koch-
salz- Und andererseits Salmiak gesetzt. Abgesehen von dem Re-

sler der Färbung schienen die erhaltenen Resultate gleich, und die

Orydazion war in beiden Fällen sicher gleich weit vorgeschritten.
Dieser Versuch zeigt auf entschiedene Weise die Rolle des

Salmiaks in einer Farbe, welche ein Kupferoxydsalz enthält;
derselbe wirkt ohne Zweifel wie jedes andere Chlormetall, indem

er durch doppelte Zersetzung Kupferchlorid erzeugt. Sobald letz-
teres Salz entstanden ist, spielt der Salmiak bei der folgenden
Orydazion des Farbstosses keine Rolle mehr. Wir glaubten, daß
wegen der Eigenschaft des Kupferchlorürs,sich in salmiakhaltigem
Wasser zu lösen, zwischen dem Salmiak und dem Kochsalz ein

merklicher Unterschied stattfinden könne; unsere Untersuchungen
über diesen Gegenstand gaben uns aber nichts Derartiges zu er-

kennen. Das Kochsalz wirkt wie der Salmiak, und hinsichtlich
des letzteren ist die Einwirkung vollkommen klarz sie hat nämlich
nur die Erzeugung von Kupferchlorid zum Zweck, welches besser
als»iedesandere Kupferorydsalz die Orhdazion des Farbstosses
begUUstlgL Davon kann man sich durch folgenden Versuch
überzeugen-

Wennman in zwei gleiche Quantitäten einer vertickten

Katechulösung,einerseits Kupferchlorid, andererseits schwefelsau-
res Kupferoxyd bringt, so bemerkt man, daß auf den damit be-

druckten Zeugstückennach bloßem Hängen an der Luft und mehr
noch nach dem Dämpfen, die Mit Kupferchlorid versetzteFarbe
sich beträchtlichentwickelt und nur bei dieser Oxydazionstattge-
funden hat.

Der Salmiak hat demnach bei den Farben, wo er Anwen-
dung findet, die Bestimmung- eer doppelte Zersetzunghervorzu-
bringen und dadurch Kupferchloridzu erzeugen, welches auf die,
Farbestosse eine besonders energischeWirkung ausübt.

Der Salmiak kann hierzu durch jedes andere salzsaure Salz
durch Kochsalz, Ehlorkalium, Chlorealcium, Zinnchlorid &c. ersetzt
werden4).

Bemerkungen zu vorstehender Abhandlung, von Heu

Heinrich Schlumberger.

Herr Schlumbekger hat die vorstehenden Versuche wiederholt
und zahlreicheeigene Untersuchungenangestellt, woraus er folgende
Schlüssezieht:

t· Die Wirkung des mit Kupfersalzengemengten Salmiaks

hat zUM Zweck, Doppellalze zU erzeugen, welche die Eigenschaft
haben die Farbstoffe zU nydkten und sich überdies zu zersetzen,

.4) Yas Kupferchlorid,welches jetzt lM Handel vorkommt, wird auch
bereits hausiganstatt des Gemenges von Salmiak mit Kupfervitrivl
Vdek Gewian angewandt. Bisweilen erhält man jedoch nach dem alten

VerfahkenbessereResultate, weil der Salmiak, im Verhältnißzum Kup-
sersalz in Ueberschußangewandt, den Farben Zerfließlichkeitertheilt·

so daß dieselben Kupferorhd an den veränderten oder orydirten
Farbstofs abgeben, welcher sich in diesem Zustande auf dem

baumwollenen Zeuge befestigt.
2. Der Salmiak kann bei der Firirung und erdazion von

Farbstofsen mittels Kupferorydfalzen durch kein anderes Chlor-
metall ersetzt werden.

3. Diese Resultate gelten für den Farbstoff in Limaholz
und Kampecheholzsebensowie für das Katechu.

4. Jn starkem Verhältniß angewendetes Kupferchlorid und

salpetersaures Kupferoryd fixiren und orydiren gleichfalls das

Katechu; es ist aber dazu eine so große Menge dieser.Kupfer-
salze erforderlich, daß die Anwendung beim Zeugdruck unaus-

fiihrbar scheint.
5. Der aus den Zeugen durch die Dovpelsalze des Kupfers

orydirte und sirirte Farbstoff des Katechus erzeugt, in geeignetem
Verhältnißangewandt, eine dunkelbraune Farbe.

6. Der nicht orydirte Farbstoss des Katechus kann in Ver-

bindung mit Kupferorhd gleichfalls auf Zeug sirirt werdenz die

entstehenden Farben sind aber heller als die durch Orydazion
hervorgebrachten

7. Das Katechu läßt sich auf baumwollenen Zeugen ohne
Beihülfe eines Mordant (wie Kupferoxyd, Chromoryd, Eisenoryd,
Manganorhd, Thonerde, Kalk &c.) nicht befestigen.

(Polyt. Journ.)

Erklärungen
der ciliillusterauf Mustertafel Zitt. IV.

Nr. 1 ist ein neuer Stoff für Herrenhalstücheraus dem

Fabrikhaufe Ewald Hofmann in Chemnitz. Er ist, wie man stch
im Manufakturwaarengeschästausdrückt, jaspirt gearbeitet; das

heißt die Kette ist in Strähnen gedruckt und dann erst gescheert
und gebäumt,wodurch das kleingeflammte Muster entsteht. Be-

druckt man die bereits gescheerteKette mit größerenBlumen oder

Arabeskenmustern in Farben und schießtdann ein, so entstehen
Muster auf dem Zeuge, welche, wenn sie auch keine recht schar-
fen Umrisse zeigen, doch einen ungemein gefälligenEffekt machen.

Diese Methode, welche man «chins« nennt, wird gegenwärtig
auf Seide ungemein häusig angewendet und ist sehr modern;
doch ließe sie sich nicht minder auf baumwollene Zwirnkette,
wenn nachher mit Seide eingeschossenwürde, mit Erfolg benutzen.
Das in Rede stehende Muster i ist nur ein 2fädigerZwirn, Garn

Nr. 400, in Kette, und mit organsin Seide 30X32denier bunt

geschossen;d. h. mit anderer Farbe als die Kette, um ein chan-
geant hervorzubringen. Jn den Kanten der Tücher zeigt sich

dieses changeant hauptsächlich, da dort die Kette nicht jasvirt
ist. Die Waare ist ungemein solid, dauerhaft, elegant und höchst
preiswürdig Die Farbe ist modern —. Aehnlichejaspirte Klei-

derstoffewerden auch in Chemnitz jetzt viel gemacht, entweder

ganz von Baumwolle sehr hoch im Blatt stehend und doch so

billig, daß ein Damenkleid für 21X2Thlr. im Einzelnen verkauft

werden kann, oder auch von baumwoliener Zwirnkette und Seide

und Kammgarn Doppelschuß, wodurch herrliche Effekte erzielt
werden. Jn Zusammenstellung mit dem Eingangs beschriebenen

vaterländischenFabrikat, für das, bei weiterem FortschrittXund

durch Verbindung der Weberei mit der Druckerei,»sehr schöne
Disposizionenersonnen werden können,geben wir hier:

Nr. 2 einen englischen Kleiderstoff von naturschwatzer

Alpakawolle und Seide. Es läuft ein schwarzer Alpakafaden
mit einem weißen Seidensaden zusammenin der Kette. »Der
Schuß ist ein schwarzer AlpakafadeZLDle Waare ist 4schastig.
Die seidenen und wollenen Kettenfäden werden abwechselnd ge-

hoben, liegen daher bald oben, bald unten und bringendadurch
den gesprizelten Effekt hervor. Der Artikel ist viel theurer als

die deutsche Waare im ähnlichen Genre und selbst in bunten

Farben ausgeführtnicht so geschmackvoll.
Nr. 3 ist ein in Berlin gedruckter?Muslin dc Laine, in

dem der chinirte Geschmack durch Druck auf das fertige Zeug
20'lk
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nachgeahmt ist. Die Farben sind frisch, lebhaft ohne grell zu
fein, das Muster ist sehr gefällig und die Zurichtung ungemein
gelungen. Die deutsche Waare zeichnet sich vortheilhaft neben

einer englischengleicher Art aus. Wir können bei dieser Gele-

genheit nicht umhin zu erwähnen,daß der hohe Stand der Zeug-
druckerei u. A. in Berlin, Eilenburg, Cosmanos, Prag, Angs-
burg und Wien und namentlich die billige und zugleichgefällige
Kattun-Walzendruckerei in Berlin viele Fabrikfächer, die in

Druckwaaren arbeiten, veranlaßt hat, in Berlin für ihre Rech-
nung drucken zu lassen. Das Geschäftsprinzip,welches in der

Trennung der Fabrikazionvom Vertrieb der Waaren auf Messen,
Märkten und durchReisen besteht,scheintsich in der Druckereibransche
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mehr und mehr in Deutschland einzubürgern.Wir haben neu-

lich in einem Druckwaarenvertriebgeschäften gros Waaren aus

mindestens 5 Zeugdruckereien des Zollvereins, welche weitentfemt
auseinander liegen , gesehen und einen recht belehrenden Ueber-
blick über deren beziehentlicheEigenthümlichkeitenerhalten.

Jn der Fabrikazion gedruckterKattune ist, mindestens gesagt,
das Königreich Sachsen nicht fortgeschritten; dahingegen fertige
man hier Waare in Wolldruck und Druck von Milaines, haupt-
sächlichTücher, Schale und Tischveckea, welche sich neben der

Anmuth der Muster und von verhältnißmäßighübscherFarbe,
durch große Billigkeit auszeichnen.

q-

ZbrieflirhecWirtheilungen
und Auszüge aus Zeitungen.

Welche Sicherheit man jetzt beiKapitalanlage verlangt.
Buchståblich wahr! Jemand bietet eine Ersindung aus. Ein Han-
delshaus will darauf eingehen unter folgenden Bedingungen laut Brief.
P. P. Höflichstentgegnend Jhre geehrte Zuschrift vom 5. dss. würden wir

nicht abgeneigt sein mit Ihnen zu kontrahiren, wenn

4) Jhre neue Erfindung einen Artikel betrifft, welcher gesucht und wo-

von ein bedeutender Absatz zu erzielen ist.

2) Sie bei einem Anlage- und Betriebskapital von 20,000 Thaler
einen Reingewinn von 30,000 Thaler jährlich zusichern und

garantiren.
Z) Sie uns die Erfindung einzig und allein überlassenund

4) Sie für jede Konkurrenz wenigstensinnerhalb der nächsten40 Jahre
uns Garantie leisten.

An diesen Bedingungen fehlt nach der Meinung des Einfenders noch
eine wesentliche, nämlich die

5) Zu Sicherung, daß alle in den vorstehenden §§ aufgestellte Bedin-

gungen auch wirklich erfüllt werden, deponiren Sie 300,000 Thaler
bei einem Bankier, welche sofort zu unseren Gunsten fällig sind,
wenn eine der § 4—4 gestelltenBedingungen unerfüllt bliebe-

Glücklichedeutsche Erfinder! Jubelt! So sind Eure Aussichten in

Deutschland. Auf solche Weise unterstützenEuch deutscheKapitalisten! —

Heidelberg. Unsere Gewerbehalle hat seit ihrem Bestehen einen

Fortgang genommen, wie man ihn kaum erwartete. Einheimische und

Fremde benutzen dieselbe. Dieses geschieht besonders von den Letztern.
Sie halten sich in der Regel nur kurze Zeit hier auf Und können nicht
immer die Werkstättenund einzelne Handwerker aufsuchen, um, was sie
gerade bedürfen,sich einzukaufen, und gehen daher in die Gewerbehalle.
Ob nun gleich an gewandten und geschicktenGeschäftsgehülfenmehr Man-

gel als Ueberfloßist, so bestreben sich doch die hiesigen Handwerker-,die
Anstalt in den Stand zu setzen, den Nachfragen möglichstzu entsprechen.
Dessenohngeachtetentstehen durch den vermehrten Absatz in allen Hand-
werkererzeugnissenLücken,was neuerlich bei mehreren Artikeln, nament-

lich bei Winterkleidern, der Fall war. Besonders aber müssenwir an-

führen, daß auch Lehrjungen in ihren Feierstunden kleine Gegenstände,
als Fußschemel,Kartenpressen &c., musterhaft gut und schönfertigten, sie
der Gewerbehalle zum Verkauf übergaben,und auf diese Weise auch zur
Ausstattungder Anstalt beitrugen.

Gewetbliche Assoziazionen Berlin ist seit dem Jahre 4848
in vieler Hinsicht da, wo es Versuche allf dem sozialen Felde galt, dem

übrigenDeutschland Verangegangen, seine Vorschuß-und Darlehnakassea,
seine Gesundheitspflege-und Spar-Bereine, seine Fortbildungsanstalten
gewinnen tagtäglichMehr Raum und Anerkennung im Vaterlande Da-

gegen steht es zurück-sobald von gewerblicher Assoziaziondie Rede ist,
Freilich hat die Arbeiterverbrüderungden Versuch gemacht, Assoziazions-
Werkstätten und Ankaufsgesellschaftenzu geünden, aber einerseits haben
dieselben ihrer schwachenMittel wegen nicht recht durchdringen können
Andererseits sind sie auch auf polizeiliche Anordnung jetzt geschlossen-

Dngegen ist von·Seiten der selbstständigenArbeiter, der Handwerksmei-

ster, fast gar Nichts geschehen;nicht einmal eine Gewerbehalle hat bis

jetzt mehr als geringe Aussicht auf Verwirklichung und Durchführung

gewonnen-
Die Ursachen davon sind allgemein bekannt: der Handwerkerstand

von Berlin rechnet zu sehr auf die Hülfe des Staats, als daß er selbst
viel thun sollte. Das Gesetz vom 9. Februar v. J. soll ihn aus der

drückenden Lage retten, in der er sich unzweifelhaftbefindet; die neue

Jnstituzion der Gewerberäthesoll seine Zustände verbessern, indem sie
die Zahl seiner Angehörigenmöglichstbeschränkeund das von der Ent-

wickelungder ganzen Industrie veranlaßte und gebotene Uebel-greifender

Fabriken abschneidet und unmöglichmacht. Das Gesetz und die Gewer-

beräthe sind aber diesen Aufgaben nicht gewachsen; sie müssenihnen er-

liegen oder den Weg verlassen, den ihnen ihre eigene Natur Vorschreibt.
Der Handwerkerstand von Berlin vergißt den alten Grundsatz, daß nur

Demjenigen geholfen wird, der sichselbst hilft; er hat also keine Aussicht,

daß ihm geholfen werde, so lange er in seiner jetzigen Unthätigkeitund

Theilnahmlosigkeitverbleibt, so lange er den Weg der Beschränkungund

des Zwanges dem der Freiheit und der ungehinderten Entwickelung

vorzieht.
Wenn wir tief bedauern müssen, daß Berlin mit seiner vielbewum

derten Intelligenz und feinen ungeheuer zu nennenden Mittelnsich außer

Stand sieht, auch in Hinsicht auf die gewerblicheAssoziazion die Bahn

zu brechen, so erregt es ein desto angenehmeres Gefühl, daß einzelne
kleine Städte den Muth zeigen, sich aus die Borposten zu stellen, und

mit ebensoviel Muth als Geschicklichkeitden Kampf gegen das Vor-

urtheil und die Gewohnheit zu beginnen. Eine solche kleine Stadt ist

Delitzschin der Provinz Sachsen, deren Unternehmungen, Kranken- und

Sterbe-Kasse, Vorschnßvereinund gewerblicheAssoziazionen,das frühere

Mitglied der Nazionalversammlung,AssessorSchulze, so lebendig Und

anregend geschilderthat.1)
«

Es ist nicht unsere Absicht, alle diese Anstalten hier näheszu be-

sprechen, obwol sie eine genaue und in’s Detail gehendeCkorkeeung
und Würdigung sicher verdienen; wir haben vielmehr Flurdie Absicht,

in der Mitte unseres Vereins und in dem weiternKreiseder Berliner

Bevölkerung eine Diskussion über die Zweckmäßsgkelt,Nothwendigkeit
und Ausführbarkeit gewerblicher Assozinzionen anzuregen. Dies wird

aber am besten geschehenkönnen, wenn wir Herrn Schulze zunächstselbst

über die Grundsätzehören, welche er verfolgt hat, und dann prüfen, in-

wiefern wir vom allgemeinen Standpunkte und speziell von dem eines

Angehörigeneiner großen Haupt- und Fabrikstadt mit den von ihm zur

Geltung gebrachten Prinzipien einverstanden sein können.

Herr Schulze sagt Seite 3 seiner Schrift:
,,Zuvörderstist nirgends bei den erwähnten Assoziazionen auf

Beihülfe des Staats, sondern lediglich auf die ThätigkeitdenVB
theiligten gerechnet. Wol vermag der Staat durch seine Jnstltuzlonen
die soziale Entwickelung ebenso wesentlichzu hemmen als zu fordern.

Aber von der staatlichen Gestaltung allein die Lösung«der Frage erwarten,

ist ein Jrrthun1, von welchemman immer me r zurückkommt.Das Uebel,

um welches es sich handelt, frißt in den Tief n der-Gesellschaft,Uzzddem

Staate gestatten, in das Jnnerste dieser Zu ände einzustellen,wurdezu

unerträglichemDespotismus führen. Niemals reicht die pollltlschye
Gewalt aug. für sichallein hier das Heil zu schaffen, wenn mcht die

1 Mittheilungen über gewerblicheund Arbeiter-Assoziaz«ionen.»Zur-
Beantioortungvielfacher Anfragen Von H- Schulzes LIMIle Keil U-

Komp. 4850.
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ganze sittliche Macht der Gesellschaft aufgeboten wird, ihr bei-

zustehen. Ohnedem ist auf die jetzigen Regierungen so lange nicht zu

rechnen, als dieselben ihre Mittel erschöpfenmüssen, um sich auf ihrem

Standpunkte über, das heißt außer d er Gesellschaft zu behaupten-
Alles dies hat der praktische Takt der Engländer längst erkannt.

Während die sozialen Systeme, selbst eines Owen, wenig Anklang bei

ihnen fanden, warf sich die englische Arbeitekbewegung gerade auf

die beiden Punkte, auf die es vorzugsweise ankam- Zunächst traten die

Einzelnen Unter sich zu jenen großartigen Assoziazionen zusammen,
um den Arbeitgebern gegenüberals Macht dazustehen, welche über das

.Jnteresse Aller wacht. Sodann aber richteten sie ihre Bestrebungen im

Chartismus dahin: durch das allgemeine Wahlrecht Theil an

der Staatsgewalt zu erhalten, da sie von dieser in ihrer jetzigen Gestalt

keinerlei Sympathien erwarteten.

Was Umfang Und Ziel der Assoziazionen anlangt, so sind die

Forderungen einer« Garantie der Arbeit und angemessenen Lohnes

dafür bekannt. Da man in der Uebermacht des Kapitals und der unbe-

schränktenKonkurrenz den Hauptgrund der Entwerthung der Arbeit

erblickte, kam man dahin, vom Staate, als dem größtenKapitalisten,

zu fordern:
Daß er sich an die Spitze der sämmtlichengewerblichenUn-

ternehmungenstelle, und den einzelnen dabei Betheiligten, die als-

dann nicht mehr für eigene Gefahr und Rechnung arbeiten, eine

angemesseneExistenz gewährleiste.

Daß dieser, zuletzt in den Nazionalwerkstättesn2) zu Paris

gemachteVersuch, wie alle ähnlichenmißlingenmußte, war natürlich.

Anstatt dem Egoismus eine Schranke zu ziehen, forderte man seine

völligeErtödtung, und bedachte nicht, daß man in ihm ein nothwendiges

Bestandtheil unserer Natur, den Trieb zu selbstständigerLebensgestaltung,
und somit den besten Sporn zu Fleiß und Tüchtigkeitin jeder Unterneh-

mung antastete.3) Dagegen war der Verfasser seinerseits vielmehr dar-

auf bedacht, den Arbeitern die Konkurrenz dem Kapitale gegenübererst

möglichzu machen, da das letztere bei dem jetzigen Stande der Dinge

allein diejenigen Bedingungen gewährt, welche nothwendig sind, um mit

Vorthcil zu arbeiten. Die vom Verfasser geleiteten Assoziazionen

verfolgten daher vorerst hauptsächlichden ZWEckT

Den Mitgliedern diese Vorbedingungen einer lohnen-

den Arbeit soviel als möglichzu gewähren,ohne die Resultate
der Arbeit selbst zu garantiren, indem es vielmehr den Einzelnen
selbst überlassen blieb, wie sie die gebotenen Vortheile durch ihre

Thätigkeit und Geschicklichkeitbenützten.
Weiter hielt der Verfasser stets den Gesichtspunkt inne-

Daß der Zweck. der Assoziazionen leicht faßlich, ihr Ziel

dem gewöhnlichenGesichtskreise nicht zu weit entrückt sein müsse,
die Früchteund Vortheile vielmehr als nahe und Isich ere Je-

dermann in die Augen sielen.

Wie entschiedenman auch in der Verbrüderung, in der Soli-

darität Aller für Alle die Losung der Zukunft, das alleinige Heil-
mittel für die Leiden der Zeit suchen mag, soviel bleibt doch gewiß: daß

der Boden für diese Ernte erst im Sinne der Mensch en bereitet wer-

den muß. Es läßt sich dies eben nicht auf dem Papier dekretiren, und

wir können unmöglichmit einem Male aus der völligenJsolirung, dem

Kriege Aller gegen Alle, welcher gegenwärtigauf diesemGebiete herrscht,

in den ewigen Frieden jenes Prinzips hinüberspringen.Jm Ganzen fehlt

es im Publikum noch an der rechten Lust zu solchenGemeinschaften, an

der Einsicht in die außerordentlichenVortheile derselben. Daher sehen

wir überall, wo die Anlage zu großartig nnd weitaussehend war, wo

man den Leuten Opfer und Beisteuern anmuthete, den Gewinn aber erst

für die spätereZukunft in Aussicht stellte- solche Unternehmungen schei-
tern. Gerade hierin lag der Hauptgrund, weshalb der Organisazions-
plan des im Spätsommer 4848 in Berlin zusammengetretenen Arbei-

2) Herr L. Blanc, der Vater der Nazionals-Werkstätten,»verleugnet
dieselben und mit Recht, da Man jetzt weiß, daß-die Einrichtung der
Nazional-Werkstättennicht den Zweck hatte, Herrn L. Blanc’s Theorie-

zur Ausführung zu bringen, sondern zU vernichten. D. Red.

Z) Daß gerade hier die Hauptschlvterigkeitder Frage liegt, bedarf
wol kaum einer Bemerkung.Die Berechtigunglder Jndividualltat
gegenüberder Hingebung an die Gesammtheit, die Ausgleichung-
dieser beiden einander entgegenstehendenForderungenist das Problem, an

dessen Lösung bisher alle sozialen Systeme scheiterten
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terk ongr es s es so wenig durchzugreifen vermochte. Man organisirte
von oben nach unten, und hielt die Sache durch Einsetzung von Zentral-

und Bezirks-Behörden für abgethan, während jman vor Allem die

Gemeinschaften in den einzelnen Gewerken der Orte hätte in das Leben

rufen müssen,welche»derPlan als die eigentlichenElemente der ganzen

Organisazion vorausfetzt So aber blin die Jdee einer allgemeinen

Assoziazion aller Arbeiter aus den HerschiedenstenFächern, welche durch

Beiträge einen gemeinschaftlichenFonds aufbringen , den eine entfernte

Zentralstelle verwaltet, um nach einer "Reihe von Jahren großartige

Etablissements in das Leben zu rufen, dem Gesichtskreiseder Mehrzahl
zu fern, als daß sie sich bei ihrem kümmerlichenEinkommen so leicht zu

Beisteuern hätten entschließensollen.4) dDer Verfasser hat daher die

allgemeinen Verbindungen der Arbeiter eines Ortes vorerst

auf solche Gegenständebeschränkt,bei denen alle gleichmäßigund unmit-

telbar interessirt waren, wie Krankenpflege und dergleichen. Jm

eigentlichen Gewerb sfache aber wurden die Arbeiter der einzelnen

Vranschen zu speziellenAssoziazionen unter sich herangezogen So blieb

man zunächstmit den fraglichen Unternehmungen im Kreise der eigenen

Erfahrung, des nächstenVerständnissesder Betheiligten, welche solchen
Plänen um so leichter Vertrauen schenkten, als sie über die Zweckmäßig-
keit derselben ein selbstständigesUrtheil hatten, und die Vortheile, die

ihnen unmittelbar daraus zuflossen, evident waren.

Ferner hat der Verfasser bei den über die Ordnung und Verwaltung
der Assoziazionsangelegenheitenzu treffenden Bestimmungensoviel irgend

möglichdie unmittelbare Betheiligung der Mitglieder zu erzielen gesucht.
Meistentheils ist 1ihren Beschlüssendie Entscheidung über die wichtigsten
und wesentlichstenAngelegenheitenvorbehalten, so daß die Ausschüsfe

und Vorstände auf die eigentlicheVerwaltung beschränktbleiben. Mag
dies in mancher Hinsicht unbequemer sein, und bei Leitung des Ganzen-
durch die AusschiisseZeit und Weiterungen gespart werden können, so er-

schienen die dadurch erlangten Vortheile doch überwiegend.Zuvörderst
erhält die eigene stete Betheiligung in den Einzelnen das Vertrauen und

Interesse für die Assoziazionsangelegenheitenbei Weitem reger, als die

ewige Bevormundung Sodann glaubte der Verfasser aber auch durch
Wahrung der möglichstenSelbstständigkeitin diesen nächstenLebenskreisen

gerade die Erziehung für freiere Bewegung in Staat und Gemeinde am

besten mit vorzubereiten. Dieser Grundsatz wird besonders dann im

Auge zu behalten sein, wenn Kommunal-Behörden, wie dies hier
und da der Fall ist, selbst zu dergleichenAssoziazionen anregen, und

vielleicht Zuschüssedazu aus össentlichenMitteln gewähren. Gewiß wird

alsdann einigen Mitgliedern derselben Sitz und Stimme in den Aus-

schüssenzu gewährensein« Nur hüte man sich, etwa die ganze Sache
nun sogleichals Kommunal-Angelegenheit zu behandeln und Alles

der Behörde in die Hände zu geben, da dies, wie die Erfahrung lehrt,
der sichersteWeg ist, die eigentliche Lebensfähigkeitsolcher Vereine un-

tviederbringlichzu untergraben. Würde sichdie Ko mmunal-B ehörde

dagegen begnügen, durch ihre Beamten vielleicht die Kassenverwal-
tUUg nebst der Einziehung der Beiträge, wie z. B. bei Krankenkas-

sen, Vorschußvereinen u. A., zu übernehmen,so würde zu Gunsten
des Unternehmens nicht nur dieser in der Regel kostspieligsteTheil der

Verwaltungerspart, sondern auch eines?Garantie für dessen Solidität ge-

wonnen, welche ihm nur förderlichsein könnte.

Da bei einigen der wichtigstenPunkte, namentlich dem Austritte aus

der Assoziazionund Abwickelungder Assoziazionsgeschäfteauch die ein-

schlagendenVorschriften der bürgerlichenGesetze über den Gesellschafts-
vertrag beriicksichtigtwerden mußten, so darf man nicht vergessen- daß
der Verfasser, bei den von ihm eingeleiteten Unternehmungen zunächstdie

Bestimmungendes in seiner Provinz geltenden Allgemeinen Preu-

ßischen Landrechts vor Augen hatte. Jnsofern daher das hier Mit-

getheilte auch außerhalb Preußen bei ähnlichenUnternehmungen zu Rathe

gezogen werden sollte, wie es nach mehrfachen Anfragen den Anschein
hal, würde bei den angedeuteten, das bürgerlicheRecht berührendenVer-

hältnissenauf die jeden Ortes geltenden Gesetzewesentlichzu achten sein.

Endlich darf auch bei den in Rede stehenden Versuchen nie außer

Acht gelassenwerden, daß dieselben für kleinere Städte berechnetsind
und daher für größere Orte nur theilweisepassen. Indessen hat der

4) Der Verfasser irrt; in Berlin, Breslau, Leipzig und an vielen

andern Orten hat man es nichtbei der Erfahrung von Vereins-Behörden
belassen, sondern den von ihm bezeichnetenWeg betreten, leider nicht so
glücklichals er. D. Red.
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Verfasser diese Eigetkthümlichkeitabsichtlich nicht verwischenmögen, weil
das Bedürfniß gerade für kleinere Städte, wo noch so wenig gesche-
hen, das dringendsteist. In größeren Orten hat man, bei der rege-
ren Betheiligungder Arbeiter an der Zeitbewegung,bei dem Ueberflusse
von tüchtigender Leitung vollkommen gewachsenen Kräften, die Sache
meist schon im Angriffe, mindestens mag sichdort alles Erforderlicheleicht
von selbst fügen und einrichten. Aus diesem Grunde ist es denn auch
nicht bei der Mittheilung der bloßenStatuten und statistischenNotizen
geblieben, vielmehr sind allerlei Proben und Formulare aus dem Rech-
nungs- und Geschäftswesenbeigefügt,wobei den Verfasser die vielfachen
Anfragen, denen er durch das Schriftchen begegnenwollte, überall leiteten.

So weit Herr Schulze-Delitzsch.
Wir sind mit ihm darin einverstanden, daß die politischeGewalt

niemals ausreicht, die Lösung der· sozialen Frage zu bewirken, wenn nicht
die ganze sittlicheMacht der Gesellschaft aufgeboten wird, ihr beizustehen;
wir wissen auch, wie wenig man auf die kräftigeBeihülfe der Regierun-
gen rechnen kann, sobald man mit Bestrebungen hervortritt , deren Kon-

sequenzenden absolutenzStaat, die sogenannte »starke«Regierung ge-
fährden könnten. Nichtsdestoweniger fordern wir, daß-,der Staat durch
seine Instituzionen die soziale Entwickelungnicht nur nicht hemmt, son-
dern auch kräftig fördert. Wir gehörengewißnicht zu Denjenigen, welche
die großeKraft der freien Assoziazionverkennen; aber wir wissen auch,
daß ihr Prinzip sich erst Geltung verschaffensoll, daß es noch mit vielen

Hindernissen und mit Gegnern zu kämpfen hat, welche letztern es für
längere Zeit unwirksam machen können, wenn der Staat sich zu ihren
Gunsten ruhig und unthätig verhält. Die englischen Arbeiter haben viel

geleistet im Verhältniß zu ihren Mitteln, wenig im Verhältnißzu Dem,
was sie erstreben müssen; dabei besitzensie das Recht der freien Assozia-
zion, das unseren Arbeitern noch fehlt, die freie Presse, das freie Wort-

Unsere Handwerker, unsere Arbeiter sind weit ungünstigergestellt,als die

englischen; ihre Vereine löst man auf, ihre Zeitschriften gehen durch den

Mangel der Kauzionen unter oder werden von Polizeimaßregelngetrof-
fen; ihre Assoziazionenkönnen das Korporazionsrechtnicht erlangen und

schweben deshalb stets am Rande des Abgrundes, wenn es ihnen auch
gelingt, beim Publikum Vertrauen zu erwerben. Die durch die Gewer-

beordnung vorgeschriebenen Jnnungen, der Tendenz des Gesetzeszufolge
Zwangsanstalten, könnten sich nach und nach zu freien Assoziazionenum-

bilden, ja sie müssendies, wenn sie nicht untergehen wollen; aber das

Gesetz verbietet ihnen mehr zu sein, als staatspolizeiliche Institute; es

hindert sie, Ankaufsgesellschaften,Gewerbehallen, gemeinschaftliche Werk-

stätten u. s. w. zu begründen. Herr Schulze--Delitzsch hat, wie wir

bereits erwähnten, viele zweckmäßigeInstitute in Delitzschhervorgeruer ;

sie alle haben keine Garantie des Bestehens, weil es in der Hand der

Polizei liegt, ihnen durch einfache Verfügung ein Ende zu machen, wenn

sie unbequem zu werden scheinen. Das Wenigste,was man vom Staate

fordern muß, ist freie Luft und freies Licht; die Möglichkeit,Assoziazio-
nen zu begründenund zu entwickeln, ohne die Polizei fürchtenzu dürfen;
eine wesentliche Veränderung der Gesetzgebung über das Korporazions-
recht, und die Erwerbung von Eigenthum, namentlich dem unbeweglichen·
Aber das Minimum genügt uns nicht; und wenn wir auch gegenwärtig
auf ein Mehreres nicht hoffen»so wollen wir doch aus der Forderung
einer krängen Unterstützungder Assoziazionendurch den Staat ein sae-

terum censeo machen, das wir den Inhabern der Staatsgewalt fort
und fort entgegenrllfeni

Der zweite Punkt, welchen Herr Schutze auffaßtj, sind die Be-

strebungen, welche auf Garantie der Arbeit und eines angemessenenLoh-
nes für dasselbe hinzielen. Jn Deutschland sind dergleichen Forderungen
nicht in bedeutendem Umfange vorgekommen; dagegen gewannen sie in

Frankreich allerdings einen wesentlichen Einfluß auf die Gestaltung der

Verhältnisse,als die Revoluzion von 4848 dein Arbeiter eine selbstständige
politischeStellung gab. Sie riefen die Nazionalwerkstättenhervor, ein

von vornherein todtgebornes oder vielmehr von feinen Vätern im Ent-«

stehen gemotdetesKind, das der Reakzion gegen die soziale Richtung der

Revoluzion Gelegenheit geben sollte, einen inur scheinbaren, aber doch
folgenreichen Triumf zu feiern; sie veranlaßtendie aus den heterogensten
Elementen hervorgegangene und deshalb fruchtlose Kommissiondes Lu-

rembourgz sie traten in den Versuchen hervor, die rein politisch gesinnten
Mitglieder der provisorischen Regierung zu beseitigen oder unthätigzu

machen. Wenn sie dessen ohngeachtet ganz fruchtlos blieben, so liegt die

Schuld daran, daß sie nicht in bestimmte,genau berechnetePläne hinaus-

liefen, daß man noch keine Ahnung hatte, wie die Garantie der Arbeit

fund eines hinreichenden Lohnes zu verwirklichen sei; sieliegt aber nicht
oder doch nur theilweise in der Verkennung des Egoismus, welcher sich
in den Menschen-vorsindet.

Jst denn der Egoismus »ein nothwendiger Bestandtheilunserer
Natur, der Trieb zu selbstständigerLebensgestaltungund somit der beste
Sporn zu Fleiß und Tüchtigkeitin jeder Unternehmung?
Gewiß, der Egoismus ist nothwendig in unsern sozialen Ver-

hältnllletH die auf ihn gegründet sind, die er gebildet Und geformt
hat, die ohne ihn zusammenfallen müssen; er ist in ihnen der Trieb zu
selbstständigerLebensgestaltung,·d. h. zur Freiheit, und somit der beste
Sporn zu Fleiß und Tüchtigkeitin jeder Unternehmung. Aber er ist jetzt
nichtsdestowenigerdurch sein Uebermaaßim Begriff, seine Lebenslust, die

gegenwärtigensozialen Verhältnisse, zu zerstörenund sich damit unmög-
lich zu machen, weil er den reinen Karakter des Wetteifers, d. h. des

sittlichen und freien Strebens verloren und sich in der Gestalt der Kon-

kurrenz, di b—des knechklschethUnsittlichemzerstörendenUeberrennens ver-

körperthat. In andern sozialen Verhältnissen,wenn die Freiheit des

Menschen mehr Geltung gewonnen haben wird, wenn man dahin gelangt
ist, den Menschen als Menschen zu betrachten und zu behandeln, dann
wird der Egoismus wieder den reinen Karakter annehmen Und die Stelle
für sich fordern, welche Fourier ihm in seinem Systeme zugestehtz es
wird noch ein Sporn zu Fleiß und Thätigkeit sein, aber nicht mehr der

beste; man wird ihn zu regeln suchen, aber es wird Niemand geben, der

ihn ertödten möchte. Auf dem Egoismus aber, wie er sich gegenwärtig
manifestirt, fortbauen oder gar ein neues Gebäude gründen,beißt Nichts
weniger als solid zu Werke gehen, und es sollte uns daher leid thun,
wenn Herr ZSchulze in seine Assoziazionenden Keim des Unterganges
gelegt hätte.

Die Berechtigung der Individualität gegenüberder Hingebung an
die Gesammtheit, die Ausgleichungdieser beiden einander entgegenstehen-
den Forderungen nennt Herr Schutze mit Recht »das Problem, an dem
bisher alle sozialen Systeme scheiterten.« Daß aber dies Problem nicht
u lösen sei, behauptet er nichtz seinerseits macht er sich nur nicht an die

Lösung, sondern versucht es, den sozialen Uebelständen, namentlich der

Konkurrenz,auf anderem Wege beizukommen. Wir betrachten auch dies
als verdienstlich, zweifeln aber daran, daß in dieser Weise bedeutende
Erfolge zu erzielen sind. Herr Schulze will den Arbeitern die Kon-

kurrenz dem Kapitale gegenüber erst möglichmachen, da das Letzterebei
dem gegenwärtigenStande der Dinge allein diejenigen Bedingungenge-
währt, welche nothwendig sind, um mit Vortheil zu arbeiten und sucht
daher durch seine Assoziazionendiese Vorbedingungcneiner lohnenden
Arbeit soviel als möglichzu gewähren, ohne die Resultate der Arbeit

selbst zu garantiren.
Zuerst fragt es sich, machen die Assoziazionendes Herrn Schulze

wirklich den Arbeitern die Konkurrenzmit dem Kapitale möglich?können
dies namentlich die Ankaufsgesellschaften?Wir glauben beides nicht.
Die Ankaufsgefellschaftensind gewißnützlich, weil sie dem Arbeiter die

Rohprodukte und gHalbfabrikate zu billigeren Preisen Und in besserer
Qualität verschaffen,aber wir fürchten,daß die Konkurrenzzwischenden

inzelnen Arbeitern diese Vortheile wol dem Publikum, nicht aber den

Arbeitern selbst zu Gute kommen lassen Wltdi Jst dies der Fall, so
könnte man nur noch behaupten, daß durch die Assoziazionender ärmere

Arbeiter mit dem reichen Fabrikanten konkurriren kann, und das wäre

allerdings von Wichtigkeit. Aber der vermögende Fabrikant, wenn es

deren überhaupt in dem bestimmten Zweigegibt, wird immer mehr oder

ebensoviel Kapital besitzen, als eine Assoziazion von Handwerkern, wie
sie in einer kleinen Stadt möglichist; er wird deshalb, auch wenn er

nicht beitritt, die Vortheile genießen, welche bei der Beschaffung der
Rohprodukte u. s. w. die Assoziaziongewährt; er wird mit den einzelnen
Mitgliedern der Vereinigung, ja sogar mit der ganzen Assozinzioner-

folgreich konkurriren können,weil er das Interesse, welches bei der Asso-
ziazion jeder einzelne Betheiligte für die gemeinsame Sache hat, durch
die Einheit des Willens, durch die Schnellc keit der Ausführunggefaßter
Entschlüsseersetzt.

Sehen wir aber auch hiervon ganz ab Und nehmenwir an, daß
dem Arbeiter die Konkurrenzgegenüber dem Kapitale möglich gemacht
werdez nehmen wir selbstan, daß die Vortheile der Assoziazionden Mit-

gliedern wirklichzu Gute kommen, sp Wild sich dochnicht leugnen lassen,
daß sehr bald eine Konkurrenz der Assoziazionenentstehen wird. Ob

diese beim Verkauf oder Einkauf oder bei beiden hervortritt, ist gleich-
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gültig; zuletzt wird der Vortheil der Assoziazionimmer ausschließlichdem

Publian- nicht aber ihren Gliedern anheimfallen.
Dennoch sind wir für die Ankaufs-AssVzlaleUeU-Und zwar haupt-

sächlich,weil sie ein erster Schritt der Handwerker auf der Bahn zu der

vollen Assoziazionsind. Wir stimmen Herrn Schulze vollständigbei:

Der Boden muß erst vorbereitet werden; wir können nicht mit einem

Male aus der völligen Jsolirung heraus« Der Versuch des Arbeiter-

Kongresseskonnte nicht gelingen, einmal weil der ihm zu Grunde liegende
Plan bei den-Arbeitern eine höhere soziale Bildung voraussetzte als in

der That vorhanden war; dann, weil er zu unsern politischen Zuständen
nicht paßte und deshalb vernichtet werden mußte. Aber seine Folgen
sind nicht gering anzuschlagen. Hier und da ist doch Etwas von Dem

übrig geblieben,was er geschaffen;wo aber auch keine Anstalten und Jn-

stituzionensich sinden, da ist Wenigstens der Boden gelockertund »dererste
Keim in die für diefe Saaten gegenwärtigso nahrhaste Erde gelegt
worden.

"

Was Herr Schulze-Delitzschüber dies Einrichtung der Delitzscher
Assoziazionensagt, 'können wir nur vollständig billigen; wo man auch
nach denselben Grundsätzenzu Werke geht, man wird stets gute Erfolge
heranreier sehen, so lange man nicht gezwungen ist, zu laviren und

zU beschränken-Große Städte, namentlich Berlin, werden allerdings die

Statuten etwas anders fassen, in ihren Einrichtungenabweichenmüssen;
im Wesentlichenkönnen aber auch sie die Vorarbeiten des Herrn Schulze
zu Grunde legen. Namentlich aber ist dies dann möglich, wenn sie
darauf verzichten, Assoziazionen herzustellen,welche die ganze Stadt um-

fassen, wenn sie, wie dies in neuester Zeit so vielfach geschehenist, Bek-

lin zerlegen und aufdie Bezirke oder die Stadttheile bastreu. Wünschens-
werth, ja nothwendig ist dabei indeßimmer eine enge Verbindung zwischen
den Assoziazionender Bezirke und Reviere, namentlich muß der Ueber-

tritt aus der einen in die andere in Folge des Wohnungswechselsleicht
und ohne alle Nachtheile bewirkt werden können. Noch besser stellt sich
die Sache, wenn man die Ankaufs-Assoziazionenwieder assoziirt und die

Ankäufe für alle von dem Zeutral-Organ ausgehen können. Man ge-
winnt nicht nur dadurch Preise und Waaren, welche selbst dem bedeutend-

sten Händler von dem Produzenten nicht gewährt werden können, sondern

ist auch nicht genöthigt,Vorräthe für längere Zeit zu kaufen, nur um

mit dem Produzenten über ein beträchtlichesQuantum abschließenzu

können.

Gewiß, die Sache der gewerblichen Assoziazionenist eine gute!
Möge man daher in den größeren Stadien, namentlich in Berlin, das

seit den letzten sechs Jahren nicht wenig für die Entwickelung besserer
sozialer Zustände gethan hat— dem Beispiele des kleinen Delitzschschnell
und kräftig nachfolgen und bei der Begründung dieser sozialen Einrich-
tungen diejenige Einsicht und Energie entwickeln, welche man bei dem

Gewerbestande voraussetzen darf, ohngeachtetwir sie in den letztenJahren

schmerzlichhaben vermissen müssen.

TechnischeKorrespondenz
Chenmitz. Schueckenesserei. Wir sind überdie Schnecken-

efsereiin Nr. 4 der Gewerbezeitung auch erstaunt- am meisten darüber-

daß der geehrten Redakzion unbekannt geblieben, welche vielen Schiffs-
ladungen dieser Thiere aus den Gärten bei Ulm, wosie besonders ge-

züchtetwerden, jährlichnach Wien kommen. Diese Sendungen geschehen
im Spätherbst,und man sieht dann in der kältern Jahreszeit Schnecken-

verkäuferinnengenug, namentlich am Schanzel, wo die Schiffe landen.

Das Thier hat sein Gehäusemit einer Wand von gleichem Stoff festge-
schlossen· Gekocht löst sich diese Wand mit dem Messer gut auf, man

sticht dann die Schnecke mit der Gabel an, dreht sie aus dem Gehäuse

heraus und ißt sie Inll Whem Meerrettig,,in Wien Kren genannt.
Lucullus.

sMan lernt doch nie aUsl Und überdies ist ein deutscher Schrift-

steller in der praktischen Gastronomie selten bewundert. Das mag eben-

falls ein Mangel an Erfahrung sein- aber es ist keine Schande. Herr

Hall und unsere geehrten Lesermögen uns daher verzeihen, daß wir ge-

zweifelt haben an einer normalen Liebhaberei für Schneckenkost. Wir-»
unsererseits ziehen andere Schalthiere, z- V- Austern vor und gewißsehr
viele Deutsche mit uns, zwar kennen wir die Gründe nicht, warum wir

Austern vorziehen, da wir noch keine Schneckenaßen, aber wir billi-

gen sie.
Von anderer Seite hören wir auch noch über Prag, daß auch dort

zur rechten Jahreszeit viel Schnecken gegessen würden und diese aller-

dings sehr delikat schmeckensollten. D. Red.]

Nu eh e r-'sch au.

Berechnungstafeln für Walz· und Werkmeister-. Ge-

wichtstabellen über Blech- und Stabeisenfabrikazion. Mit lithografirtem
Tableau sämmtlicher40- und i2theiligen Werkmaßstäbevon Europa in

natürlicherGröße. Herausgegeben von Ferdinand Hoebel, Werk-

Und Walzmeister. Ausgabe für Deutschland Gratz, Ludewig. Leipzig,
Spamer. 4844. (Als Manuskript zu betrachten, und zur weitern Aufnahme,
selbst in Auszügen, ohne Genehmigung der Eigenthümernicht zulässig).
Die letzteBemerkung würde schon einen Auszug aus dem recht nützlichen«
Büchleinunzulässigmachen, wenn es nicht schon an und für sichunthun-
lichwäre, Bruchstückevon Tabellen und Maßstabenzu geben. Wir beschrän-
ken uns daher auf die Bemerkung, daß selbst abgesehen von den Ge-

wichtsberechnungen,welche wol auch in andern Büchernzu sinden find,
das Tableau der Werkmaaße(48 Maaße) als neu und höchstnützlichschon
allein die geringen Anschaffungskostendes Büchleins werth ist. Es ist
dies eine große Tafel mit grastsch dargestellten Laugen

FranzösiThesZesetz
über

den Lehrvertrag
vom 22. Februar 4854.1)

I· Abschnitt-. Vom Wesen und der Form des Vertrags.
Art. si. Der Lehrvertrag ist ein Vertrag, in Folge dessen

fich ein Fabrikant, ein Meister (chef d’ateljer) oder ein Arbeiter

verpflichten, die Praxis ihres Gewerbfachs einer andern Person-
zu lehren, welche sich dagegen verbindlich macht, für den Lehrherrn
zu arbeiten nach Maßgabe der Uebereinkunft und währendeiner

einverstandenen Zeit.
·

Art. 2. Der Lehrvertrag kann össentlichoder privatim ab-

geschlossenwerden. Er kann auch mündlich verabredet werden,
aber Beweiskraft erhält er nur gemäß den Bestimmungen des

code civjl über Verträge oder übereinkunftlicheFestsetzungen im

Allgemeinen Die Notare, Sekretäre der prud’hommes und

die Schreiber der Friedensrichter können den Lehrvertrag aner-

kennen und einzeichnen. Für die Einzeichnung ist nur eine Ge-

bühr von il Fr., selbst wenn er Verpflichtungen über Summen,
Mobiliarwerthe oder Quittungen enthält, zu’entrichten.

2 Fr. find an die betreffendeBehörde als Sporteln zu bezahlen.
Art. 3. Der Lehrvertrag hat zu enthalten

i) Name, Vorname, Alter und Wohnort des Meisters.
2) Name, Vorname, Geiverbsfach und Wohnort des

Lehrlings.
3) Namen, Vornamen, Gewerbsfächerund Wohnort

des Vaters und der Mutter, des Vormunds oder

der Person« welchevom Vater oder der Mutter, oder in

deren Ermangelung vom Friedensrichterbestellt sind.
4) Datum und Dauer des Vertrags.
5) Die Bestimmungenüber Wohnung, Kost, Lehrgeld

uno alle andern vereinbarten Punkte. X

Der Vertrag muß vom Lehrherrn und den Vertretern des

Lehrlingsunterschrieben werden.

II. Abschnitt Bedingungen des Vertrags.
Art. 4. Niemand darf Unmündige zu Lehrlingenannehmen-

Wenn er nicht mindestens 24 Jahr alt ist.
Art. 5. Kein unverheiracheter oder verwittweter Meister

darf junge unmündigeMädchen als Lehrlingein Logis nehmen.
Art. 6. Unfähig Lehrlinge zu lernen sind:

a) Alle Personen- Welche in Folge eines Verbrechens
verurtheilt sind.

1) Zugleich als Nachtrag zu dem Artikel: Die fran öische Ge e -

gebung u. s. w. in unserem Märzheft.
z

Red.
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b) Alle Diejenigen,welche swegen eines Angriffs auf die

guten Sitten (attentat aux moeurs) verurtheilt sind.
c) Alle Diejenigen, welche eine mehr als 3monatliche
Gesängnißstrafe für die unter den Art. 388, 404,
405, 406, 407, 408, 423 des code pånal fallenden
Verbrechen erlitten haben.

Art. 7. Die aus vorstehenden Artikeln hervorgehende Un-

fähigkeitkann durch den Präfekten auf Bericht des Maires auf-
gehoben werden, wenn der Verurtheilte nach seiner Strafe während
3 Monaten in derselbenGemeinde gewohnt hat. Jn Paris wird die gesetz-
licheUnfähigkeitLehrlingezu lernen vom Polizeipräsektenaufgehoben.

Ill. Abschnitt Pflichten der Lehrherren und Lehrlinge.
Art. 8.

Lehrling wie ein guter Familienvater betragen, seine Ausfüh-
rung nnd Sitten so gut im Haufe wie außer demselbenüberwachen,
und, im Fall, die Eltern oder Personen an Eltern Statt von groben
Fehlern oder schlechtenAngewohnheiten des Lehrlings unterrichten.

Er ist auch zu dieser Meldung ungesäumtverpflichtet, im

Fall von Krankheit, aus der Lehre Laufen oder eines Vorfalls,
bei dem die Eltern oderVormünder des Lehrlings nahe betheiligt find.

Er hat den Lehrling, mit Ausnahme: wenn etwa das Ge-

gentheil verabredet worden wäre, nur zn solchen Arbeiten und

Diensten anzuhalten, welche in das zu lehrende Fach einschlagen.
Auf keine Weise aber darf er den Lehrling bei ungesunden und

solchen Arbeiten beschäftigen,die über dessen Kräfte gehen,-i«)
Art. 9. Die Arbeitsdauer für Lehrlinge unter 44 Jahren

darf 40«) Stunden nicht überschreiten, für Lehrlinge zwischen
44—46 Jahren nicht 40 Stunden.

Keine NachtarbeitdarfLehrlingen unter i6 J. angesonnenwerden.

Als Nachtarbeit wird die Arbeit zwischen9 Uhr Abends
bis 5 Uhr Morgens betrachtet. An bestehenden und gesetzlichen
Sonn- und Festtagen dürfendie Lehrlinge unter keinem Vorwande zu
einer Arbeitin ihrem Fache ihren Meistern gegenüberangehalten werden.

Jm Fall wo der Lehrling sich verbindlich gemacht hat, ent-

weder in Folge Vertrags oder Handwerksgebrauchs am Sonn- oder

Feiertag die Werkstatt in Ordnung zu bringen, so muß dies doch
bis 40 Uhr Morgens bewerkstelligt werden. Von dem in den

ersten-Z s dieses Art. Festgesthen kann nur ein Erlaß des Prä-

fekten auf Grund bürgermeisterlicherBerichterstattung entbinden.

Art. 40. Wenn der Lehrling unter 46 Jahren weder lesen,
schreiben,noch rechnen kann, oder noch keinen vollständigenRe-

ligionsunterricht erhalten hat, so ist der Lehrherr verbunden ihm
von der Tagesarbeit die nöthige Zeit und Freiheit zu lassen, um

sich das nöthigeWissen anzueignen.
Inzwischen braucht diese Zeit nicht über 2 Stunden am

Tage ausgedehnt zu werden.

Art. H. Der Lehrling ist seinem Meister Treue, Gehorsam
und Achtung schuldig; er muß ihn durch seine Arbeit nach
Kräften unterstützen

Er ist gehalten, am Schlusse der Lehrzeit seinenLehrherrn
schadlos zu halten für die durch Krankheit oder Abwesenheit,
wenn solchelänger als 44 Tage gedauert haben, verabsäumteZeit.

Art. 42. Der Lehrherr dahingegen hat dem Lehrling nach
und nach und vollständigdie Kunst, das Handwerk, oder das

besondere Gewerbsfnch, welche im Vertrag benannt sind, zu leh-
ren. Bei Ablauf der Lehre (Lossprechung) hat er ihm einen

Lehrbrief auszuhändigen(congå d’acquit) oder einen Schein, daß
er den Vertrag erfüllt habe.

Art. is. Derjenige Fabrikant, Meister oder Arbeiter, der

überführt ist, den Lehrling eines Andern abspenstsg gemacht
zu haben, um ihn entweder als Lehrling oder als Arbeiter zu

beschäftigen,kann zu Schadenersatzzum Vollen oder zum Theil
zu Gunsten des verlassenen Lehrherrns verurtheilt werden.

Iv.Al1schUitt., Von der Auflösung des Vertrags.
Art. M. Die beiden ersten Monate der Lehre werden als

He)Der Gesetzgeberhättehier erläuternd hinzufügensollen: insofern
diese Arbeiten nicht wesenkllchzum Lehrfache gehören-sodaß eine Lehre
nicht denkbar ist, ohne ihre errichtung Wk.

")"Soll wahrscheinlich8 oder 9 "Stunden"heißen.

Der Lehrherr oder Meister muß sich gegen den-

Probezeit betrachtet, nach deren Ablauf es jeder Partei freisteht,
vom Vertrage zurückzutretenund dürfen in diesem Fall keine

Schädenansprücheerhoben werden, es wäre denn, daß ganz be-

stimmte Bestimmungen deshalb niedergeschriebenworden wären.

Art. 45. Der Lehrvertrag hebt sich ohne Weiteres auf:
si) durch den Tod des Lehrherrn oder Lehrlings;
2) wenn Lehrherr oder Lehrling ihre Militärpflichter-

füllen müssen.
3) wenn Lehrherr oder Lehrling in irgend eine in Artikel 6

«dieses Gesetzes vorgesehene Kriminalstrafe verfallen;
4) für unmündigeMädchen, wenn die Frau des Lehr-

herrn oder irgend eine andere Frau der Familie,
"welche zur Zeit des Vollzugs des Vertrags ««das

Hauswesen führte, stirbt.«)
Art. 46. Der Vertrag kann aufgehoben werden in Folge

des Verlangens beider Parteien oder einer derselben,
i) Wenn eine oder die andere Partei die Vertragsbe-

dingungen nicht erfüllt.

2) Wenn die Bestimmungen grob oder fortgesetzt ver-

letzt werden.

3) Wenn der Lehrling sich fortgesetzt schlecht aufführt.
4) Wenn der Lehrling in eine andre Gemeinde zieht,

als in der er beim Abschlußdes Vertrags wohnte.
Inzwischen ist letzter Grund für Lösungdes Ver-

trags nur innerhalb 3 Monaten vom Tage des Weg-
zngs an gerechnet gültig.

ö) Wenn Lehrherr oder Lehrling zu einer längern als

imonatlichen Gefängnißstraseverurtheilt werden.

6) Jm Fall sich der Lehrling verheirathet.
Art. 47. Wenn die Lehrzeit über die Zeit des Gewerbs-

herkommens oder wie es Ortsgebrauch ist, festgesetztwurde, fo
kann sie vermindert, oder der Vertrag aufgehoben werden.

v. Abschnitt Von der Kompetenz.
Art. 48. Alle Gesuche wegen Vollziehung oder Aufhebung

von Lehrverträgenstnd von den prud’hommes desjenigen Bezirks
zu beurtheilen, wohin der Lehrherr gehört oder in deren Erman-

gelung vom Friedensrichter.
Reklamazionen gegen Dritte in Folge von Art. 43 gehören

vor die pruckhommes oder den Friedensrichter des Orts, wo

jene Dritten wohnen.
Art. 49. Die aus den verschiedenenFällen der Aufhebung

des Vertrags (Abschnitt1v.) sich ergebenden Schädenansprüche
oder Ersatzleistungen zu Gunsten des einen oder anderen Theils

werden, falls klare Bestimmungen darüber im Vertrage fehlen,
von den pruckhommes oder von den Friedensrichtern in jenen «Be-
zirken geregelt, welche nicht im Gerichtssprengel eines Gerichts
der pruckhommes liegen.

Art. 20. Jede Zuwiderhandlung gegen dieArtikel 4, 5, 6,
9 und 40 dieses Gesetzes wird von dem Polizeigericht verfolgt
und mit einer Strafe von 5 bis 45 Fr. belegt Zuwiderhand-
lungen gegen Art. 4, 5, 9 und 10 können im Fall der Wider-

holung vom Gericht außermit einer Geldstrafemit einer Freiheits-

strafe vont bis 5 Tagen gebüßtwerden.

Jm Fall der Wiederholung einer Abweichung von Art. 6

ist der Zuwiderhandelnde vor den Zuchtgerichten (trjbunaux cor-

rectionels) zu belangen und mit Gefängniß von 44 Tagen bis 3

Monaten, ohne Präjudizeiner Geldstrafe von 50—300Fr. zu bestrafen-
Art. 2i. Die Bestimmungendes Art 463 des code pånal

sind anwendbak nUf die in diesem Gesetz vorgesehenen Fälle.
Art. 22. Der Art. 9, 40 und H des Gesetzes vom 24

Germinal des Jahres xl.·sind aufgehoben. Dieses Gesetzist be-

rathen in öffentlicherParlamentssitzuig in Paris Jan-- 2- Und

22.Febr. 4854 und von dem Präsident n der Republlk Unterzeichnet.

He)Die andere Frau der Familie k n ja abzlehenund nicht sterben,
was folgt alsdann? Konnte der Lehrherr ulcht elne Haushälterinhaben

zur Zeit, als er den Vertrag einging? Akt- bestlmmtnur, daß Unver-

heirathete keine unmündigeMädchenin’s Logls nehmen dürfen.Was hat
der Tod der Frau mit der Lehre zu thun« Wenn die Mädchen nicht im

Hause des Lehrherrn wohnen? «- Wk.

Jn· Abwesenheitvon F. G. Wierk unter Verantwortlichkeit von G. H. Friedleim — Druck Von Alexander Wiede in Leipzig«


